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EDITORIAL
GENERALSEKRETÄR

Seit einem Jahr ist der Reformvertrag von Lissabon in Kraft und damit Wirklichkeit für Europa, seine Regionen, Städte und

Gemeinden. Auch wenn er vielfach eine Kompromisslösung darstellt, ist er doch ein wichtiger Schritt zur Stärkung kommu-

naler und regionaler Rechte in der europäischen Integration.

Immer mehr rechtliche Vorgaben der EU wirken in immer stärkerem Maße in den kommunalen Verantwortungsbereich und

damit in das Zusammenleben der Menschen hinein. Rund zwei Drittel aller kommunalrelevanten Vorschriften haben ihren

Ursprung in der EU. Besonders deutlich wird das im Wirtschaftsrecht – etwa, wenn es um die Vergabe von öffentlichen

Aufträgen geht. Oder um die Vergabe von Beihilfen. 

Die Daseinsvorsorge, also die Erbringung kommunaler Dienstleistungen im öffentlichen Interesse, ist eine Kernaufgabe von

Städten und Gemeinden. Gerade deshalb ist wichtig, dass die Kommunen im Bereich der Daseinsvorsorge selbst ent-

scheiden können. Der Reformvertrag sieht nun vor, dass die EU nur dann tätig werden darf, wenn das zu erreichende Ziel

nicht besser auf nationaler, regionaler oder kommunaler Ebene gelöst werden darf. 

Nun bleibt für Städte und Gemeinden die Aufgabe, diese Bestimmungen immer wieder einzufordern und mit Inhalten zu

füllen. Der Österreichische Städtebund tut dies auch weiterhin mit seiner ganzen Kraft. 

In diesem Sinne: Österreich braucht starke Städte, Europa braucht starke Städte. 
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PRÄSIDENT

Städte im Fokus der EU-Förderpolitik

Bürgermeister Dr. Michael Häupl
Präsident des Österreichischen Städtebundes

Mehr als 50 Prozent der Österreicherinnen und Österreicher leben mittlerweile in städtischen Gebieten, europaweit

sind es über 70 Prozent. Und die jüngsten Statistiken zeigen, dass der Zuzug in Städte und Ballungsräume unge-

brochen anhält. Städte setzen als Standorte von Arbeitsplätzen oder Ziele des Tourismus nicht nur Impulse für die

Wirtschaft, sondern sind darüber hinaus mit ihrer Infrastruktur wie Bildungs-, Gesundheits- oder Kultureinrichtungen

von zentraler Bedeutung für große Einzugsgebiete.

Die EU-Kommission trägt dem nun verstärkt Rechnung und will die Städte in den Fokus der künftigen Kohäsionspo-

litik stellen. So sind nun auch für Regionalkommissar Johannes Hahn die Städte „Wirtschafts- und Wachstums -

motoren Europas“ (so der Kommissar bei der Städtebund-Veranstaltung „Stadt Macht Europa“ im November letzten

Jahres in Wien). In der neuen Förderperiode ab dem Jahr 2014 sollen daher Städte verstärkt unterstützt werden.

Denn eines ist klar: Städte bergen die größten Chancen und die größten Herausforderungen. Eine gezielte Förde-

rung von urbanen Projekten im Sinne der Kohäsionspolitik ist daher sinnvoll und effizient.

Der Österreichische Städtebund hat daher zeitgerecht seine Forderungen an den EU-Kommissar in Form eines

 Positionspapiers übergeben und wird auch weiterhin konsequent für die Anliegen der Städte eintreten. Auf nationaler

Ebene und innerhalb der EU. 

Mehr zum Positionspapier unter: www.staedtebund.gv.at
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Nach langer schwerer Krankheit und
über viele Jahre mit großer Geduld er-
tragenem Leiden, das ihren überdurch-
schnittlichen Einsatz in ihrer Verant-
wortung als Bürgermeisterin von Inns-
bruck aber in keiner Weise schmälerte,
ist Kommerzialrätin Hilde Zach in der
Nacht vom 15. auf den 16. Jänner im
69. Lebensjahr zu Hause in der Obhut
ihres langjährigen Lebenspartners Kurt
Bruni verstorben.

Mit tiefer Betroffenheit reagierte Michael
Häupl, Bürgermeister von Wien und
Präsident des Österreichischen Städte-
bunds, auf das Ableben der ehemaligen
Innsbrucker Bürgermeisterin Hilde Zach:
„Mit Hilde Zach verlieren wir eine 
engagierte Kommunalpolitikerin und
überzeugte Europäerin“, so Häupl. 

Auf europäischer Ebene engagierte Zach
sich im Rat der Gemeinden und Regionen
Europas (RGRE – Europäische Dach -
organisation der kommunalen Verbände)
und im Kongress der Gemeinden und
Regionen Europas (KGRE beim Euro-
parat) von 2004 bis 2008, anschließend
war sie Vizepräsidentin des Kongresses
bis 2010. Dieses Engagement würdigte
der Europarat mit der Verleihung der
Ehrenmedaille 2010. Zach war seit 1994

Mitglied der Innsbruk-
ker Stadtregierung und
von 2002 bis 2010
Bürgermeisterin der
Landeshauptstadt. Im

Österreichischen Städtebund war sie Mit-
glied der Geschäftsleitung und nach
ihrem Ausscheiden als erste Frau Ehren-
mitglied des Österreichischen Städtebunds.
Sie engagierte sich in vielen Gremien
und Ausschüssen des Österreichischen
Städtebunds, wobei sie immer den euro-
päischen Gedanken in die kommunale

Tagespolitik einbrach-
te. „Sie zeigte in vor-
bildhafter Weise, wie
wichtig die Rolle der
Städte und Gemein-

den – unabhängig von ihrer Größe – im
europäischen Einigungsprozess ist“, so
Häupl. 
Städtebund-Generalsekretär Thomas 
Weninger erinnerte insbesondere an den
Europäischen Gemeindetag 2006 in Inns-
bruck und „die außerordentliche Herz-
lichkeit, mit der Zachs Heimatstadt die
europäische Familie der Gemeinden und
Regionen willkommen geheißen hat. Da-
mit wurde ein großer Beitrag zur euro-
päischen Vernetzung der kommunalen
Gebietskörperschaften geleistet und Öster-
reich als Ort des Dialogs dafür verstärkt
ins Bewusstsein gebracht“, so Weninger.
„Auch der Österreichische Städtetag 2008
in Innsbruck war ein Beispiel für die
unendliche Gastfreundschaft und Herz-
lichkeit, mit der Hilde Zach Verbindungen
geschaffen und gepflegt hat.“
Hilde Zach gilt der besondere Dank des
Österreichischen Städtebunds. Unsere
Anteilnahme gilt ihrer Familie. 

Häupl: „Engagierte Kommunal-
politikerin und überzeugte Europäerin“

Weninger: „Zach hat großen Beitrag zur 
europäischen Vernetzung der kommu -
nalen Gebietskörperschaften geleistet“

KOMMUNALNEWS
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Abschied von der verstorbenen Innsbru -
cker Alt-Bürgermeisterin Hilde Zach (68)
am Freitag, 21. Jänner 2011, während
des Requiems im Innsbrucker Dom. 
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Viele Entscheidungen der EU reichen weit in die österreichischen 
Gemeinden hinein. Mit der Initiative „Europa fängt in der Ge-
meinde an“ wollen das Bundesministerium für europäische und 
internationale Angelegenheiten und die Vertretung der Europä-
ischen Kommission BürgermeisterInnen und Gemeindevertre-
terInnen als Europa-Beauftragte gewinnen und ihnen Wissen, 
Erfahrung und Kontakte vermitteln – damit die EU auch in den 
österreichischen Gemeinden (be)greifbarer wird.

Servicepaket für 
Europa-GemeinderätInnen

   EU-Helpline im Außenministerium
   E-Mail-Newsletter mit kompakten Informationen und 
Fakten zu aktuellen EU-Fragen

   Bildungs- und Informationsreisen zu den EU-Institutionen 
nach Brüssel

   maßgeschneiderte Aus- und Weiterbildung
   jährliches Netzwerktreffen der Europa-GemeinderätInnen

Nehmen Sie diese Serviceleistungen in Anspruch und beteiligen 
Sie sich an dieser Initiative!

KONTAKT
Helpline für Europa-GemeinderätInnen: 0501150-3805
Zum Ortstarif aus dem österreichischen Festnetz

E-Mail: abti3@bmeia.gv.at

www.aussenministerium.at

„ Der Beitrag der Gemeinden ist unverzichtbar, wenn sich Europa so weiter-
entwickeln soll, dass es den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger 
entspricht.“ Michael Spindelegger

EUROPA 
FÄNGT IN DER 
GEMEINDE AN
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EUROPA

Die europäische Integration hatte in ihrer
über 50-jährigen Geschichte so manchen
Rückschlag erlitten, das Scheitern des Ver-
fassungsvertrags im Sommer 2005 bedeutete
jedoch erstmals einen Stillstand. Nach einer
ersten Schockstarre ergriff der österreichische
Vorsitz im Frühjahr 2006 erneut die Initiative
und bereitete den Boden für die Regie-
rungskonferenz unter portugiesischem Vorsitz
im Jahre 2007. Das Ziel dieses neuen
Anlaufs war es, die inhaltliche Substanz
des Verfassungsvertrags zu retten, zugleich
aber die zu weit gegangenen Reformen aus
dem Vertragswerk herauszunehmen. Das
Ergebnis dieses Bemühens um eine neue
Grundlage für die Zukunft der Europäischen

Union ist der Vertrag von Lissabon, der
nach einem langen Ratifikationsprozess am
1. Dezember 2009 in Kraft trat. 
Es war das erklärte Ziel, die Union demo-
kratischer, verständlicher und effizienter zu
gestalten, das Leben der europäischen Bürger -
Innen sicherer zu machen, und die globale
Stellung der Union zu verbessern.

Hat der Vertrag gehalten, 
was er erfüllen sollte?
Die neuen demokratiepolitischen Elemente
der Union sind weitreichender als sie im
täglichen Leben erscheinen. Erstmals können
die nationalen Parlamente schon zu Beginn
des EU-Gesetzgebungsverfahrens nicht nur

mitreden, sondern ein Brüsseler Vorhaben
in dessen Anfangsphase stoppen. Das euro-
päische BürgerInnenbegehren gibt den Uni-
onsbürgerInnen zum ersten Mal die Mög-
lichkeit, direkt an der Entstehung europäi-
schen Rechts entscheidend mitzuwirken.
Neben dieser Stärkung der BürgerInnenrechte
haben die vergangenen Monate aber auch
klar gezeigt, dass die Union in der Lage ist,
rasch und effizient vorzugehen, wenn die
Errungenschaften der Integration bedroht
sind. Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat
weltweit einen massiven ökonomischen und
sozialen Rückschlag verursacht. Europas
Stärke lag anfangs in der gemeinsamen Ant-
wort und im geschlossenen Vorgehen. Trotz

Ein Jahr Vertrag von Lissabon
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(oder besser: national motivierten) Ent-
scheidungen suchen und so das erfolgreiche
solidarische Vorgehen torpedierten.
Die Bedrohungen sind aber – leider – nicht
nur ökonomischer Natur, sondern haben
eine sehr handfeste Ausprägung durch den
internationalen Terrorismus. Durch die neu-
artige Kooperation der EU-Mitgliedstaaten
im Bereich Justiz und Inneres konnte die
Zusammenarbeit wesentlich verstärkt und
verbessert werden, wobei hier kein Aktio-
nismus erwünscht ist.

Die EU ist die sicherste Region 
der Erde
Europas Stellung in der Welt hat sich durch
den Vertrag von Lissabon jedoch noch nicht
wirklich nachhaltig verbessert. Dem An-
spruch, nicht nur ein wirtschaftlicher global
player, sondern auch ein politischer zu sein,
ist die Union nicht viel näher gekommen.
Die Querelen um den Europäischen Aus-
wärtigen Dienst haben gezeigt, dass Europa
nach Außen noch immer nicht mit einer
Stimme spricht. Der Versuch, der Union
im Rahmen der UNO mehr Gewicht zu
verleihen, scheiterte ebenfalls. Die Zurück-
haltung der EU in militärischen Fragen
lässt in der Welt Zweifel aufkommen, ob
Europa seine Interessen mit allen zu Gebote
stehenden Mitteln verfolgen würde.
Dennoch: Europa hat bislang den Stresstest
bestanden. Die Union ist weiterhin das
Ziel beitrittswilliger Staaten. Die gute wirt-
schaftliche und soziale Lage Europas lässt
andere Weltregionen weit hinter sich; die
Europäische Union ist die sicherste Region
dieser Erde. Der Vertrag von Lissabon
enthält alle Werkzeuge, um Europa zu-
kunftssicher zu machen. Das erste Jahr hat
die Stärken dieser Instrumente aufgezeigt,
aber auch deren Schwächen, die umgehend
behoben werden müssen.
Ob aber die EuropäerInnen ihre Union
heute besser verstehen als vor dem Vertrag
von Lissabon, sei dahingestellt. Nicht dieser
Vertrag oder die Union selber sind die Ur-

sache, dass diese Union noch immer nicht
bei allen BürgerInnen angekommen ist.
Europa muss jeden Tag neu gelebt, versucht
und erklärt werden. Integration und Fort-
schritt sind anstrengend. Wer immer sich
darüber wundert, sollte bedenken: Wer
wider besseres Wissen aber aus reinem Op-
portunismus stets auf Brüssel schimpft,
darf sich über das schlechte Image der
Union nicht wundern. ■

Ein politischer Stresstest
Klemens H. Fischer, Gesandter an der 

Ständigen Vertretung Österreichs bei der EU

Klemens H. Fischer
Klemens H. Fischer, Ge-
sandter an der Ständigen
Vertretung Österreichs bei
der Europäischen Union
und Privatdozent für Inter-
nationale Angelegenheiten
an der Universität zu Köln,
wurde 1964 in Linz/Öster-
reich geboren, studierte
Rechtswissenschaften und Betriebswirtschaftslehre
und promovierte 1989 aus Völkerrecht. 2006 habili-
tierte er aus Politikwissenschaften mit einer veniat
legendi für Internationale Beziehungen. Nach Absol-
vierung eines Postgraduatestudiums an der Euro-
paakademie Wien (1992) wurde er 1993 an die
österreichische Mission bei der Europäischen Ge-
meinschaft versetzt und nahm an den Beitrittsver-
handlungen zur EG teil. Seit dem Jahre 2000 ist er
Angehöriger des österreichischen Verhandlungs-
teams für die Regierungskonferenzen der EU (Ver-
trag von Nizza, Konvent, Verfassungsvertrag, Ver-
trag von Lissabon) und ist seit 2005 österreichischer
Focal Point für den High Level Process on Governan-
ce in the European Union. Neben den Standardkom-
mentaren zu den Europäischen Verträgen hat Fi-
scher einschlägige Werke zu Lobbying und zu inter-
nationalen Beziehungen veröffentlicht. Neben seiner
Privatdozentur an der Universität zu Köln ist Fischer
Lehrbeauftragter der POHTO Business School/Finn-
land, der Universität Siegen und der esmt. Er ist As-
sociate Member am International Institute for Strate-
gic Studies in London sowie Vorstandsmitglied und
Associate Fellow am Austrian Institute for European
and Security Studies.

der vorhandenen negativen Auswirkungen
auch in Europa haben die EU-Mitgliedstaaten
die Krise – global betrachtet – am Besten
überstanden. Eine Ursache liegt unter an-
derem darin, dass der Europäische Rat durch
den Vertrag von Lissabon nun offiziell die
Stellung hat, die er schon seit Jahren benötigt
hätte, um der Union die politische Richtung
vorzugeben. Und er hat diese Verantwortung
rasch und mutig wahrgenommen.
Die Entwicklungen gegen Ende des Jahres
2010, insbesondere die Ausdehnung des
Schutzes gegen Spekulanten auf Irland, Por-
tugal und Spanien, könnten die Befürchtung
aufkommen lassen, dass einige EU-Staaten
ihr Heil doch wieder verstärkt bei nationalen
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Johannes Schmid, Österreichischer Städtebund

Kommunen und das Subsidiaritätsprinzip 

(K)eine österreichische Sackgasse?

Eine der Zielrichtungen des Vertrages von
Lissabon war auch die Stärkung der kom-
munalen Ebene. Dies ist auch der Grund,
warum der Vertrag von den Städten und
Gemeinden und ihren kommunalen Inter-
essensvertretungen weitgehend begrüßt wur-
de. Die Umsetzung des Vertrags in Österreich
durch die sogenannte „Lissabon-Novelle“
ließ jedoch  zu wünschen übrig. Etwas mehr
Weitblick und Mut beim nationalen Ge-
setzgeber zugunsten der Kommunen in
Österreich hätten diese sehr begrüßt. Wenn
schon im Vertrag von Lissabon die Bürger-
nähe einen wesentlichen Grundpfeiler dar-
stellt, dann sollten auch die nationalen Um-
setzungen dieser Tendenz folgen und sich

nicht hinter neuen Barrieren „verstecken“
und sogar die Anzahl der VertreterInnen
der Kommunen im Ausschuss der Regionen
durch Verfassungsgesetz verringern.

Vertrag von Lissabon – 
Subsidiarität ohne Kommunen
Im „Protokoll über die Anwendung der
Grundsätze der Subsidiarität und der Ver-
hältnismäßigkeit“ spielen die Kommunen
erstmals auch eine Rolle. Der Kommission
ist vorgeschrieben, Anhörungen durchzu-
führen, bevor sie einen Gesetzgebungsakt
vorschlägt. „Dabei ist gegebenenfalls der re-
gionalen und lokalen Bedeutung der in Be-
tracht gezogenen Maßnahmen Rechnung

zu tragen.“ Jeder Entwurf eines Gesetzge-
bungsakts sollte Angaben über die Einhaltung
der Grundsätze der Subsidiarität und Ver-
hältnismäßigkeit enthalten. Die Angaben
sollten sich auch auf die von den Mitglied-
staaten zu erlassenden Rechtsvorschriften,
„einschließlich gegebenenfalls der regionalen
Rechtsvorschriften …“ beziehen. 
Die Entwürfe von Gesetzgebungsakten sollen
berücksichtigen, dass die finanzielle Belastung
und der Verwaltungsaufwand unter anderem
der regionalen und lokalen Behörden so ge-
ring wie möglich gehalten werden und in
einem angemessenen Verhältnis zu dem an-
gestrebten Ziel stehen. Vor der Erhebung
einer Subsidiaritätsrüge obliegt es dem na-
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tionalen Parlament, regionale Parlamente
mit Gesetzgebungsbefugnissen zu konsul-
tieren. Das ist zumindest eine unglückliche
Aussage, die allerdings die österreichischen
Kommunen nicht betrifft. Die EU hat die
nationale Identität der Mitgliedsstaaten zu
achten. Sie ist nicht legitimiert, Obliegen-
heiten der nationalen Parlamente in Bezug
auf deren Organisationsrecht festzulegen.
Unterbleibt daher eine Konsultation, hat
das keine Rechtsfolgen.
Zusammenfassend lässt sich festhalten: der
mehrfachen Erwähnung der Kommunen
im Vertrag von Lissabon steht noch keine
verwertbare Rechtsposition in der EU und
in Österreich gegenüber, auch nicht in
Bezug auf das Subsidiaritätsprinzip. Trösten
können sich die Kommunen nur damit,
dass das Subsidiaritätsprinzip auch für Bund
und Länder letztlich nur eine eher akade-
misch-theoretische, als eine praktisch durch-
setzbare Rolle spielt. 

Kommunales Bewusstsein in
Europa und in Österreich stärken
Die Erwähnung der kommunalen Ebene
an verschiedenen Stellen des Reformver-
trages hat daher vor allem politische Be-
deutung. Vor dem Hintergrund dieser ge-
änderten Verfassungslage ist es an der Zeit,
das Bewusstsein der Bedeutung der Kom-
munen und Regionen in Europa besonders
hervorzuheben. 
Es stellt sich daher die Frage, in welcher
Weise die Kommunen in die Vorprüfung
der Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips

durch die nationalen Parlamente einge-
bunden werden können, da die für eine
Stellungnahme eingeräumte Frist nur acht
Wochen beträgt, und wie das Verfahren
einer Subsidiaritätsrüge durch das Parlament
aussieht. 
Die Acht-Wochen-Frist beginnt erst nach
der Übersetzung in alle EU-Amtssprachen
zu laufen. Die Möglichkeiten bei einem
Verstoß gegen das Subsidiaritätsprinzip
müssten daher innerstaatlich organisiert
werden.
So ist in diesem Zusammenhang angedacht,
den Bundesrat – neben dem Vetorecht
beim Finanzausgleich – dadurch aufzu-
werten, dass er ebenso wie nationale Par-
lamente Subsidiaritätsklage einbringen
könne. „Gerade die Rolle des Bundesrates
gehört vor dem Hintergrund des Lissa-
bon-Vertrages aufgewertet, wenn wir eine
Regionalpolitik machen wollen, die Sinn
macht“, so unlängst Bürgermeister und
Präsident des Städtebunds, Michael Häupl,
zur Stärkung der regionalen und lokalen
Gebietskörperschaften auf Basis des neuen
Lissabon-Vertrages. Auf diese Weise kann
die Rolle der Kommunen im Rahmen der
EU-Regionalpolitik gestärkt werden. Von
der Bundesregierung wurde daher eine
volle Einbindung von Städtebund und
Gemeindebund im Zusammenhang mit
allfälligen Subsidiaritätsklagen gefordert.1

Der EU-Ausschuss des Bundesrates hat
bereits in der Phase vor Inkrafttreten des
Vertrags von Lissabon sein Augenmerk auf
die Entwicklung eines in der Praxis funkti-
onsfähigen Verfahrens zur Subsidiaritäts-
kontrolle gerichtet. Dabei war von Anfang
an die möglichst weitgehende Einbindung
von Ländern, Städten und Gemeinden ein
zentrales Anliegen, das sich unter anderem
in der vor jeder Sitzung des EU-Ausschusses
ergehenden Einladung zur Übermittlung
von Stellungnahmen zu den einzelnen Ta-
gesordnungspunkten und zur aktiven Teil-
nahme an den Ausschusssitzungen selbst
manifestiert. ■

1 Häupl; in: http://www.wieninternational.at/de/node/19818 ;
zugegriffen am 18. August 2010
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Die Kommunen müssen ihre Interessen
auch innerstaatlich wirksam einbringen!

Fazit und kurzer Ausblick
Die Stellungnahmen der ExpertInnen zu dieser The-
matik haben gezeigt, dass eine Stärkung der Stellung
der Städte und Gemeinden und somit der kommuna-
len Selbstverwaltung in der Europäischen Union nur
durch dauerhafte Anstrengungen auf mehreren Ebe-
nen zu erreichen ist. Dabei kommt es nicht nur auf
rechtsförmlich garantierte Beteiligungsrechte an,
mindestens ebenso wichtig sind informelle Aktivi -
täten: 
• Die ausdrückliche Verankerung der kommunalen

Selbstverwaltung in den europäischen Vertragswer-
ken muss durch Anhörungsrechte in Entschei-
dungsprozessen, insbesondere in Normsetzungs-
prozessen, und mit Klagerechten vor dem Europäi-
schen Gerichtshof abgesichert werden.

• Die Position der Städte, Gemeinden und der kom-
munalen Selbstverwaltung ist innerstaatlich im Ver-
fassungsgefüge zu stärken.

• Die Städte und Gemeinden müssen durch ihre Ver-
bände in Brüssel in ausreichender Stärke präsent
sein und ihre Interessen schon im Vorfeld von Ent-
scheidungen und Normsetzungsakten der Europäi-
schen Union einbringen.

• Die Kommunen müssen ihre Interessen auch inner-
staatlich in den politischen Diskussionen wirksam
einbringen. Dazu sind vertikale und horizontale Akti-
vitäten notwendig; vertikal im Verhältnis Bund und
Länder, horizontal durch Kooperation zwischen den
Städten und Gemeinden.

• Kommunale Kooperation ist auch über die national-
staatlichen Grenzen hinweg in Europa erforderlich.  

Die Herausforderungen an die Kommunen sind viel-
fältig. Die Welt war noch nie so vernetzt und mitein-
ander verwoben wie heute. Es ist nicht mehr möglich,
sich auf die Probleme des eigenen Staates oder der
Stadt zu beschränken. Globale Probleme bedürfen oft
lokaler (kommunaler) Antworten. Es besteht daher in
Österreich und in der Europäischen Union auch ein
großes Bedürfnis, dass die politische Ebene der Städ-
te und Gemeinden ihre Funktionsfähigkeit behält. Zu-
sätzlich ist es für die demokratische Legitimation und
für den Erfolg des politischen Systems in Österreich
und in der EU von hoher Bedeutung, das bestmögli-
che Verhältnis zwischen den Entscheidungsebenen
(Union, Bund, Länder, Städte und Gemeinden) herzu-
stellen. Dabei ist das Subsidiaritätsprinzip eine we-
sentliche Leitschnur. Es gilt somit die Position von
Städten und Gemeinden und ihrer Interessensvertre-
tungen im europäischen und österreichischen Kon-
text entsprechend zu definieren, ihre Vertretungs-
und Gestaltungsmöglichkeiten zu verbessern und für
eine ausreichende finanzielle Absicherung zu sorgen.
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„Die Bürger von Calais“ –
Helden aus dem einfachen Volk

Im Jahr 1885 beauftragte die Stadt Calais
in Nordfrankreich (Département Pas de
Calais) den Bildhauer Auguste Rodin (1840
– 1917) eine Plastik mit dem Titel „Die
Bürger von Calais“ zu erstellen, die an die
Ereignisse der Belagerung der Stadt im
Jahr 1346 durch den englischen König
Eduard III. erinnern sollte. Dieser bedrohte
im Zuge des 100-jährigen Krieges gegen
Frankreich die Stadt. Sie leistete lange Wi-
derstand, jedoch im Jahre 1347 drohte die
bedingungslose Kapitulation, was zu dieser
Zeit zumindest die Plünderung und Brand-
schatzung der Stadt bedeutete. Um diesem
Schicksal zu entgehen, stellten sich sechs
der angesehensten und reichsten Bürger -
Innen unter der  Führung des Bürgermeisters

Eustache de Saint-Pierre als Geiseln zur
Verfügung und baten den englischen König
um Verschonung der Kommune. Sie waren
angeblich nur mit einem Hemd bekleidet
und hatten einen Strick um den Hals. Sie
erwarteten den Opfertod, um ihre Stadt
auszulösen (christliches Motiv). Erst nach
intensiver Intervention der Umgebung des
Königs – der Legende nach sprach sogar
die englische Königin Philippa von Hen-
negau für die BürgerInnen – entließ Eduard
III. die Geiseln in die Freiheit und verschonte
gleichzeitig die Stadt. 

Die Skulptur wurde erst nach endlosen
Diskussionen 1895 vor dem Rathausplatz
in Calais enthüllt, erlangte aber sehr schnell
Berühmtheit. Sie gilt als eine der wichtigsten
impressionistischen Plastiken der Zeit. Ko-
pien wurden bis zum ersten Weltkrieg in
Kopenhagen, Mariemont (Belgien) und
auch London aufgestellt. Nach dem ersten
Weltkrieg wurden Kopien in Philadelphia
(USA), Paris, Basel, Washington, Tokio,
Pasadena (USA), New York und noch 1995
in Seoul platziert. Über den künstlerischen
Wert ist an dieser Stelle nicht zu urteilen.
Vielmehr ist es für unseren Zusammenhang
wichtig auf die (kommunal-)geschichtlichen
Hintergründe zu verweisen.

Die demokratische Gesellschaft hat
ihre Wurzeln im städtischen Leben
Die Auseinandersetzung  Rodins mit dem
Thema führt uns in die generellen Ausein-
andersetzungen zwischen einem realistischen
und idealistischen Blick auf die Tatsachen
und die geschichtlichen Abläufe, die gerade
am Ende des 19. Jahrhunderts einem Wandel
unterlagen. War es bis zu Rodins Zeiten
immer üblich gewesen, geschichtliche Er-
eignisse mit einem „heroischen“ Anspruch
darzustellen – kein König wurde unaristo-
kratisch abgebildet, kein Schlachtenführer
anders als ein „Genie des Krieges“ und
kaum ein Held kam aus dem einfachen
Volk –, so wählt Rodin einen anderen Weg.
Seine Helden sind keine Aristokraten sondern
BürgerInnen, zwar reich und angesehen,
aber eben keine VertreterInnen der „alten“
Geschlechter. Zudem haben sie Angst, sind
verzweifelt und nachdenklich, kein Triumph
spricht aus ihren Gesichtern. Dennoch strah-
len sie Würde und das Bewusstsein aus,
einer guten und richtigen Sache zu dienen.
Rodin zeichnet seine bürgerlichen Helden
realistisch und dennoch auf eine versteckte
Art heroisch. Darin liegt sicher der künstle-

rische Wert der Plastik, vielmehr aber der
gesellschaftliche. Die Demokratie, als deren
zeitlich erster Träger das Bürgertum genannt
werden muss – die Arbeiterschaft trat erst
später hinzu – wird hier ganz bewusst her-
ausgehoben. Dass die demokratischen „Hel-
den“ Rodins BürgerInnen einer Stadt gewesen
sind, ist vielleicht Zufall, nach einigem
Nachdenken aber sicher nicht. An Rodin
wird deutlich, dass die demokratische Ge-
sellschaft sich aus dem städtischen Leben
speist, ihre Wurzeln in ihr hat und – dass es
auch Männer (und Frauen) mit Mut bedarf,
um diese Gesellschaft zu schützen. Denn
der englische König hätte ja auch anders
entscheiden können.

Und wie sieht es heute aus?
Ist das Bild eines für das Gemeinwohl han-
delnden Menschen bzw. einer Gruppe von
Menschen, welches Rodin mit seiner Plastik
abbildet, in unserer heutigen Gesellschaft
noch zu finden? Sind Begriffe wie Bürger -
Inneninitiativen, Ehrenämter, BürgerIn-
nendemonstrationen, Freiwilligenarbeit nur
rein formale? Und ist der Begriff der Zivil-
courage1, welcher in Deutschland und an-
derswo zur Zeit besonders große mediale
Aufmerksamkeit auf sich zieht, in unserer
Gesellschaft noch in aktiver Form präsent?
Einige Beispiele – wie z.B. das des deutschen
Geschäftsmannes Dominik Brunner, welcher
in der Münchner S-Bahn vier Schüler vor
einem Raubüberfall schützen wollte und
selber zum Opfer wurde – zeigen, dass
auch heutzutage Menschen für ihre Mit-
menschen eintreten und dass sie in be-
stimmten Situationen mutig handeln. In-
zwischen gibt es TV-Sendungen, die Men-
schen mit zivilcouragiertem Handeln zeigen,
Preise und Auszeichnungen werden verlie-
hen, Trainingsprogramme werden angeboten
und öffentliche Kampagnen werden durch-
geführt. Die Wichtigkeit des Themas soll
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Klaus Martin Nutzenberger, Direktor, Europabüro des Deutschen Städte- und Gemeindebunds
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zu den BürgerInnen durchdringen. Nicht
nur PolitikerInnen oder Wissenschaftler -
Innen sollen prämiert werden, sondern
auch die „einfachen“ BürgerInnen, welche
sich mit Mut für andere einsetzen. 
Doch muss man erst Auszeichnungen und
Preise schaffen, damit sich Menschen für
ihre Mitmenschen einsetzen? Darüber lässt
sich streiten. Doch sicher ist, dass so Vor-
bilder geschaffen werden, Menschen für
das Thema sensibilisiert werden, und diese
wie die sechs „Bürger von Calais“ Zivil-
courage zeigen. 
Auch die „Bürger von Calais“ haben Bür-
gerInnenmut bewiesen, sind für ihre Stadt
eingetreten und haben durch ihren Einsatz
das Wohl der Gesellschaft vor ihr eigenes
gestellt. Rodin führte dies durch seine
Plastik in anschaubarer Weise der Bevöl-
kerung vor Augen.
Am 12. September 2010 wurde zum ersten
Todestag Brunners ebenfalls ein Denkmal
enthüllt. Neben der Dominik-Brunner-
Stiftung und dem Dominik-Brunner Haus
ruft auch das „Denkmal für Zivilcourage“
durch die anonyme Darstellung eines Man-
nes, welcher schützend seine Hand vor
ein Kind hält, alle Menschen zur Zivil-
courage auf. 
Ähnlich wie bei der Plastik von Rodin
wird hier ein realistischer, aber auch he-
roischer Bürger gezeigt. ■

1 Zivilcourage bedeutet Mut im bürgerlichen Leben, 
Bürgermut“,  dazu: Gerd Meyer / Ulrich Dovermann / 
Siegfried Frech / Günther Gugel (Hrsg.): Zivilcourage lernen.
Analysen – Modelle – Arbeitshilfen. Tübingen 2004

Wie initiiere ich eine Europäische Bürgerinitiative?
Die Österreichische Gesellschaft für Europapolitik informiert, wie auch Sie sich an einer 
Europäischen Bürgerinitiative beteiligen können! 

1. Was ist eine Europäische Bürgerinitiative?
Die Europäische Bürgerinitiative ist eine Art „EU-Volksbegehren“. Erstmals können EU-BürgerInnen die Europäi-
sche Kommission (EK) direkt ersuchen, neue Gesetzesinitiativen einzubringen.
2. Wie starte ich eine Bürgerinitiative?
Sie gründen ein Bürgerkomitee mit mindestens sieben Mitgliedern aus sieben unterschiedlichen EU-Ländern
und registrieren Ihre Initiative bei der EK (anzugeben sind u.a.: Titel der Initiative, Inhalt und Zielsetzung, Kontakt-
daten der Komitee-Mitglieder, alle Finanzierungsquellen).
3. Kann ich jedes Thema für eine Bürgerinitiative vorschlagen?
Nein, die Initiative muss folgenden Anforderungen entsprechen:
- Sie muss einen Politikbereich betreffen, in dem die EK Handlungsbefugnis hat.
- Sie darf nicht offensichtlich missbraucht und unseriös verwendet werden.
- Sie darf den Werten der EU gemäß den Verträgen nicht widersprechen.
Nach Ihrer Registrierung wird die EK innerhalb von zwei Monaten mitteilen, ob die Initiative den geforderten Be-
dingungen entspricht.
4. Wie viele Unterschriften müssen gesammelt werden?
Mindestens eine Million innerhalb eines Jahres ab dem Zeitpunkt der Registrierung.
Sie können die Unterschriften entweder auf Papier oder online sammeln. Für die Online-Sammlung stellt die EK
eine Software frei zur Verfügung.
5. Kann ich die geforderte Million an Unterstützungserklärungen in einem einzigen Land sammeln?
Nein, die Unterschriften müssen momentan aus mindestens sieben EU-Ländern (einem Viertel der EU-Mitglied-
staaten) kommen. Pro Land ist eine Mindestanzahl an Unterschriften nötig. Diese Zahl errechnet sich durch die
Zahl der Abgeordneten des jeweiligen Landes im EP multipliziert mit 750. (Österreich: 12.750)
6. Wer kann eine Initiative unterschreiben?
Alle EU-BürgerInnen, die das Mindestalter für eine Teilnahme an der Wahl des EP erreicht haben (für Österrei-
cherInnen: 16 Jahre). Welche Daten Sie dafür preisgeben müssen, hängt von den Vorgaben der Länder ab. (In
den meisten Ländern erforderlich: Name, Hauptwohnsitz, Geburtsdatum, Geburtsort, Nationalität, Ausweisnum-
mer, Unterschrift mit Datum)
7. Was passiert, wenn ich eine Million Unterschriften gesammelt habe?
Zuerst müssen Sie Ihre Unterstützungserklärungen den zuständigen Stellen in den einzelnen EU-Ländern über-
mitteln, welche die Gültigkeit der Unterschriften innerhalb von drei Monaten überprüfen und Ihnen dann ein Zer-
tifikat ausstellen. Mit dem Zertifikat können Sie nun die Bürgerinitiative an die EK übergeben. Dann werden Sie
eine Einladung erhalten, um der EK Ihr Anliegen umfassend zu erklären und Ihre Initiative in einem öffentlichen
Hearing im EP zu präsentieren. Innerhalb von drei Monaten muss die EK ihre Schlussfolgerungen zur Initiative
und die von ihr beabsichtigten Maßnahmen öffentlich darlegen.
8. Was passiert mit den Unterschriften danach?
Sie als Initiator sind dafür verantwortlich, die personenbezogenen Daten der BefürworterInnen Ihrer Initiative in-
nerhalb eines Monats nach Übergabe an die EK oder innerhalb 18 Monate nach der Registrierung Ihrer Initiative
vollständig zu vernichten. Dasselbe gilt für die EU-Mitgliedstaaten innerhalb eines Monats nach der Ausstellung
des Gültigkeits-Zertifikats.
9. Wann kann ich mit meinem Engagement beginnen?
Die EU-Mitgliedstaaten haben nach der Veröffentlichung der Bürgerinitiative im Amtsblatt der EU noch zwölf Mo-
nate Zeit, um die von der EK, dem EP und dem Rat beschlossenen Regeln in ihre Gesetzesbücher zu überneh-
men. Voraussichtlich ab Jänner 2012 können Sie dann starten! 
10. Wo erhalte ich weitere Informationen?
Die EK wird in den nächsten Monaten eine Anlaufstelle für Ihre Fragen zur Bürgerinitiative einrichten. 
Weiters werden Ihnen die „Europe Direct“-Informationsbüros als AnsprechpartnerInnen in den Bundesländern
zur Verfügung stehen.

Informationen gibt es auch im Internet:
http://ec.europa.eu/dgs/secretariat_general/citizens_initiative/index_de.htm

Klaus Martin 
Nutzenberger
Der promovierte Historiker
und Politologe (Studium
der Geschichte, politi-
schen Wissenschaften
und Philosophie) wurde
1991 stellvertretender
Leiter des Europabüros
der Deutschen Kommu-
nalen Selbstverwaltung in Brüssel und ist seit 2002
Direktor des Europabüros des DStGB in Brüssel. Da-
neben ist Nutzenberger Generalberichterstatter des
CEEP „Umweltausschusses“ und des „Wasseraus-
schusses“. 

Pr
iv

at

08-45_Hauptteil_gB  04.02.11  10:52  Seite 13



14                                                                                                            ÖGZ 02/2011 

EUROPA

„Freiwilligenarbeit ist eine Leistung, die
freiwillig und ohne Bezahlung für Per-
sonen außerhalb des eigenen Haushaltes
erbracht wird“ – so definiert die Statistik
Austria im Einklang mit internationalen
Definitionen diese Form des
Engagements.1

2011 wird von der EU zum Jahr der Frei-
willigentätigkeit erklärt. Aber: Nicht jedes
Jahr, das die EU zu einem solchen ausruft,
trifft‘s genau auf den Punkt. 2010 war da
fast ein Glücksfall – gegen Armut und
soziale Ausgrenzung richtete es sich. Das
traf sehr gut mit der Krise zusammen. Das
Jahr der Freiwilligentätigkeit nimmt sich
dagegen schon fast ironisch aus. 

Generation „Praktikum“
Viele Menschen sind in den letzten beiden
Jahren auf Kurzarbeit geschickt worden.
Die Anzahl der „working poor“, also jener
Personen, die einer Berufstätigkeit nach-
gehen, von der sie nicht leben können,
nimmt immer mehr zu. Man spricht mitt-
lerweile von einer Generation „Praktikum“.
Immer mehr Menschen – sehr wahrschein-
lich nicht alle freiwillig – werden in die
Selbständigkeit oder ungesicherte Arbeits-
verhältnisse gedrückt. Gerecht bezahlte und
sichere Arbeit wird dabei zum seltenen
Gut. 

Formelle und informelle 
Freiwilligenarbeit
43,8% der ÖsterreicherInnen ab 15 Jahre
sind freiwillig tätig. Grundsätzlich wird
zwischen formeller und informeller Frei-
willigenarbeit unterschieden. Formell be-
deutet dabei über eine Organisation freiwillig
tätig zu sein, informelle Freiwilligenarbeit
wird direkt erbracht, meist in Form von
Nachbarschaftshilfe. Aus der Mikrozensus-
Zusatzerhebung aus dem Jahr 2006 geht
hervor, dass von Freiwilligen in Österreich

wöchentlich knapp 14,7 Millionen Ar-
beitsstunden geleistet werden: knapp 8
Millionen in der formellen Freiwilligenarbeit,
und 6,7 Millionen informell. Umgerechnet
in Vollzeitäquivalente entspricht dies einem
Arbeitsvolumen von rund 425.000 Voll-
zeiterwerbstätigen (40 Stunden/Woche).2
Generell lässt sich sagen, dass sich mit dem
Bildungsgrad auch die Beteiligung an Frei-
willigenarbeit erhöht. Es partizipieren vor
allem jene, die bereits in soziale Netzwerke
eingebunden sind. In der informellen Frei-
willigenarbeit sind die Unterschiede generell
weniger stark ausgeprägt, sie wird von allen
Bevölkerungsgruppen in ähnlichem Aus-
maße geleistet.3

Arbeitslose leisten ebenso viel 
informelle Freiwilligenarbeit
Höchst interessant ist es, sich im Zusam-
menhang mit Freiwilligenarbeit die Be-
teiligung von Arbeitslosen anzusehen.
Durchschnittlich leisten nur 36% der Ar-
beitslosen Freiwilligenarbeit. Es wäre ei-
gentlich anzunehmen, dass sie sich vermehrt
freiwillig engagieren – genau das Gegenteil
scheint jedoch der Fall. Arbeitslosigkeit
bedeutet – neben dem psychischen Stress,
den sie verursacht und den knapper wer-
denden Ressourcen –, dass die Verbin-
dungen, die sonst über eine Berufstätigkeit
aufgebaut werden, nicht genutzt werden
können. Dies wird dadurch bekräftigt,
dass Arbeitslose bei der informellen Frei-
willigenarbeit im österreichischen Durch-
schnitt liegen. Für die formelle Freiwilli-
genarbeit, die im Gegensatz zur informellen
straffer und hierarchischer organisiert ist,
braucht es Verbindungen. Arbeitslosigkeit
führt, wie die Studie der Arbeitslosen von
Marienthal aus dem Jahr der großen Wirt-
schaftskrise vor dem Zweiten Weltkrieg
eindrucksvoll belegte, zu sozialem Rückzug
und Resignation. 

Geschlechterdifferenzen 
im Engagement
Männer sind häufiger freiwillig tätig als
Frauen: 47,1% der Männer versus 40,7%
der Frauen leisten Freiwilligenarbeit. Setzt
man dies in Zusammenhang damit, welches
der mit 68,7% am häufigsten genannte
Grund dafür ist, nicht freiwillig tätig zu
sein – nämlich jener, mit der Erfüllung fa-
miliärer Aufgaben ausgefüllt zu sein –, so
muss man fast zum Schluss kommen, dass
Frauen aus diesem Grund weniger Frei-
willigenarbeit vollbringen. 
Männer engagieren sich vor allem in der
formellen Freiwilligenarbeit: 33% aller er-
wachsenen Männer, aber nur 23% aller
erwachsenen Frauen sind formell freiwillig
tätig. Anders stellt sich das Bild für die in-
formelle Freiwilligenarbeit dar: Hier besteht
kein signifikanter Unterschied zwischen
Frauen und Männern – Frauen beteiligen
sich sogar mit 28% geringfügig mehr als
Männer (27%).4
Gewählte Ämter und Leitungsfunktionen
in der formellen Freiwilligenarbeit sind
überwiegend von Männern besetzt, wäh-
rend Frauen häufig ausführende Tätigkeiten
leisten. Mit diesen unterschiedlichen Po-
sitionen von Frauen und Männern ver-
bunden sind unterschiedliche Möglich-
keiten der Einflussnahme, individuelle
Handlungsspielräume sowie gesellschaft-
liches Ansehen.5

Freiwilligenarbeit auf
dem Prüfstand

Christina Aigner, Österreichischer Städtebund
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Unterschiede nach 
Bevölkerungsdichte
In der formellen Freiwilligenarbeit liegen
urbane Gebiete deutlich hinter wenig dicht
besiedeltem Raum. 18,4% der Bewohner -
Innen sind es in Gebieten mit hoher Be-
völkerungsdichte, die sich in der formellen
Freiwilligenarbeit engagieren. 34,2% sind
es in Gebieten mit niedriger Bevölkerungs-
dichte. Sieht man sich allerdings den Bereich
der informellen Freiwilligenarbeit an, so
sind die Beteiligungsquoten fast in jeder
Besiedlungsdichte gleich hoch. 

Dies spricht dafür, dass wohl im urbanen
Raum Tätigkeiten, die am Land als Frei-
willigenarbeit organisiert sind, hier in for-
mellen Arbeitsverhältnissen organisiert sind.
Man denke beispielsweise an die freiwilligen
Feuerwehren. Für diese Argumentation
spricht auch, dass vor allem in den Gebieten
mit den höchsten Bevölkerungsdichten fast
ausschließlich informell geholfen wird. In

Wien sind dies sogar 59% der freiwillig
Tätigen, die sich zwar informell, aber nicht
in der formellen Freiwilligenarbeit enga-
gieren.6

Pro und contra Freiwilligenarbeit
Für Freiwilligenarbeit spricht, dass sich so
neue Skills erwerben lassen, dass es eine
sinnvolle Freizeitbeschäftigung ist und dass
sich so zwar zumeist kein Geld verdienen
lässt, aber bei der Organisation selbst –
sofern es sich um formelle Freiwilligen -
tätigkeit handelt – auch wenige bis keine

Kosten verursacht werden. Dies betrifft
natürlich auch den öffentlichen Sektor,
dem so weniger Kosten entstehen.
Gegen Freiwilligenarbeit spricht, dass vor
allem im psychosozialen Bereich Ausbil-
dungen dadurch entwertet werden. Generell
stellt sich die Frage, warum die Lebenszeit
von manchen gratis hergegeben wird, wo-
hingegen andere dafür einen konkreten

materiellen Gegenwert – nämlich Geld –
erhalten. Die Entwertung gerade im psy-
chosozialen Bereich äußert sich im profes-
sionellen Bereich dann durch geringe Ein-
kommen und Ansehen. Dagegen spricht
auch, dass, wer kein Geld verdient, auch
keines ausgeben kann und zudem nicht fi-
nanziell abgesichert ist. Ebenso spricht da-
gegen, dass Professionalisierung in weit ge-
ringerem Ausmaße stattfinden kann.

Zukünftige Organisation 
der Freiwilligenarbeit?
Freiwilligenarbeit könnte durchaus dafür
nützlich sein, Menschen dabei zu helfen,
in den Arbeitsmarkt zu finden. Sie könnte
sich dafür eignen, dass Menschen zusätzliche
Fähigkeiten erwerben können, und nicht
nur jene, die bereits gut mit Skills ausgestattet
sind, noch zusätzliche erwerben. Dafür
müsste die Freiwilligenarbeit aber anders
verteilt sein und es müsste gewährleistet
sein, dass die Organisationen in die Aus-
bildung der Freiwilligen investieren. Zudem
könnte sie dazu dienen, dass speziell Frauen
Führungserfahrung sammeln können. Das
heißt, die Organisationen der formellen
Freiwilligenarbeit sind hier gefragt, Angebote
zu machen. 
Zu guter Letzt sollten freiwillige Tätigkeiten
darauf hin überprüft werden, ob reguläre
und monetär anerkannte und abgesicherte
Arbeitsverhältnisse geschaffen werden
könnten. ■

1 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/soziales/freiwilli-
genarbeit/index.html

2 1. Bericht zum Freiwilligen Engagement in Österreich. 
Zusammenfassung, 2009, NPO-Institut

3 Freiwilliges Engagement in Österreich. 1. Freiwilligenbe-
richt, 2009, NPO-Institut

4 Freiwilliges Engagement in Österreich. 1. Freiwilligenbe-
richt, 2009, NPO-Institut

5 Freiwilliges Engagement in Österreich. 1. Freiwilligenbe-
richt, 2009, NPO-Institut

6 Struktur und Volumen der Freiwilligenarbeit in Österreich,
2008, Statistik Austria

formell in % durchschn. informell in % Stunden 
Stunden pro Woche pro Woche

Hohe 18,4 3,84 25,7 4,13
Bevölkerungsdichte
Mittlere 30,6 4,03 28,0 3,31
Bevölkerungsdichte
Niedrige 34,2 4,28 27,8 3,41
Bevölkerungsdichte
Gesamt 27,9 4,11 27,1 3,62

Quelle: Statistik Austria, 2008

Männer sind häufiger
freiwillig tätig als Frauen:
47,1% der Männer ver-
sus 40,7% der Frauen
leisten Freiwilligenarbeit.
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Spätestens seit der Veröffentlichung des
Weißbuchs „Wachstum, Wettbewerbsfähig-
keit und Beschäftigung“ von Jacques Delors
im Jahr 19931 ist es erklärtes und zentrales
Ziel der Europäischen Union, einen starken
EU-Binnenmarkt zu schaffen. Gemäß Artikel
26 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise
der Europäischen Union (AEUV) umfasst
der Binnenmarkt einen Raum ohne Bin-
nengrenzen, in dem der freie Verkehr von
Waren, Personen, Dienstleistungen und Ka-
pital gewährleistet ist. Aus diesem Grund
sind in den letzten Jahrzehnten viele Dienst-
leistungen von allgemeinem Interesse – im

deutschen Sprachgebrauch auch als Lei-
stungen der Daseinsvorsorge bezeichnet –
liberalisiert worden, wie z.B. die Bereiche
der Telekommunikation, der Post oder der
Energiewirtschaft. 

Kommunale Unternehmen 
genießen hohen Stellenwert
Die Europäische Union möchte im Jahr
2012 den 20. Geburtstag des EU-Binnen-
markts feiern. In Vorbereitung dazu hatte
Kommissionspräsident José Manuel Barroso
den ehemaligen Wettbewerbs- und Bin-
nenmarktkommissar Mario Monti bereits

im Oktober 2009 mit der Vorbereitung
eines Berichtes zur Erneuerung des Euro-
päischen Binnenmarktes beauftragt. Im Mai
2010 hatte Monti seinen Bericht dann vor-
gelegt. In diesem erklärt er aber, dass der
Binnenmarkt bei der EU-Bevölkerung heute
unbeliebter ist denn je.2 Die EU-Bevölkerung
fürchtet, dass der Binnenmarkt ihre natio-
nalen sozialen Systeme, Traditionen und
lokalen öffentlichen Dienstleistungen un-
terminiert. Im Ergebnis ist zu beobachten,
dass die EU-BürgerInnen nicht mehr le-
diglich dem freien Spiel der Kräfte vertrauen,
sondern zunehmend kleinen dezentralen
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Sonja Witte, Leitung VKU Büro Brüssel

Die Europäische Binnenmarktpolitik
und die kommunalen Unternehmen –
ein Widerspruchspaar?
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und lokalen Einheiten. Einer Eurobaro-
meter-Umfrage zur Rolle und zum Einfluss
lokaler und regionaler Gebietskörperschaften
in der EU von Februar 20093 zufolge,
gelten die lokalen und regionalen Gebiets-
körperschaften als die glaubwürdigste Re-
gierungs- und Verwaltungsebene in Europa.
Während nur ein Drittel der Unionsbür-
gerInnen (34%) ihrer nationalen Regierung
Glauben schenken, gab EU-weit die Hälfte
(50%) an, dass sie ihren lokalen und regio-
nalen Behörden vertrauen. Diese Erkennt-
nisse werden auch von repräsentativen Um-
fragen des Verbandes kommunaler Unter-
nehmen (VKU)  in Deutschland bestätigt.
Diese zeigen eindrücklich, welch großes
Vertrauensverhältnis die deutschen kom-
munalen Unternehmen zu ihren Kunden
unterhalten. Bei der Frage, welchen Insti-
tutionen die BürgerInnen am meisten ver-
trauen, liegen die kommunalen Unterneh-
men mit 81% an erster Stelle, noch vor
den Sparkassen oder den Gewerkschaften.
Bei der Frage nach einem möglichen Wunsch
zur Privatisierung kommunaler Unterneh-
men, antworten zwei Drittel der Befragten,
dass sie eine solche eher ablehnen würden.
Und betrachtet man die verschiedenen Sek-
toren genauer, empfinden 72% der Befragten
die Trinkwasserpreise in Deutschland als
angemessen, zumal wenn man die gute
Qualität des deutschen Trinkwassers mit

berücksichtigt.5 D.h. kommunale Unter-
nehmen genießen einen sehr hohen Stel-
lenwert in der Bevölkerung. Insbesondere
die deutsche Bevölkerung präferiert öffent-
liche Unternehmen gegenüber privaten,
wenn es um die Erbringung von Dienstlei-
stungen von allgemeinem Interesse (oder
Daseinsvorsorgeleistungen) geht. Die Tat-
sache, dass es den kommunalen Unterneh-
men in erster Linie um den „Citizen Value“
und nicht um den „Shareholder Value“
geht, wird von der Bevölkerung geschätzt.
Und: der Preis allein ist nicht alles. Die
Bevölkerung legt sehr wohl Wert auf eine
nachhaltige, d.h. qualitativ hochwertige
und langfristig angelegte Erstellung ihrer
Dienstleistungen.

Welche Implikationen ergeben sich
aus den o.g. Erkenntnissen für die
zukünftige EU-Binnenmarktpolitik? 
Aus kommunaler Sicht ist es für die zu-
künftige Entwicklung der Binnenmarkt-
politik wichtig, nicht lediglich dem reinen
Wettbewerb- und Binnenmarktprinzip
nachzugeben, sondern den nicht-kommer-
ziellen Charakter der Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse stärker zu berück-
sichtigen. Daseinsvorsorgedienstleistungen
unterstützen den sozialen und territorialen
Zusammenhalt in der EU. In dieser Hinsicht
sorgen gerade die kommunalen Versorger
für eine Leistungserbringung bei den Bür-
gerInnen mit Strom, Wasser, schnellem In-
ternetzugang etc. Die Europäische Kom-
mission hat in ihrer Mitteilung zum Breit-
band-Internet vom 20. September 2010
selber festgestellt, dass der freie Wettbewerb
momentan keine Versorgung mit schnellem
Internet im ländlichen Raum gewährleistet.6
Hier sind nun wieder die kommunalen
Versorger in der Pflicht. Daseinsvorsorge-
dienstleistungen können daher nicht voll-
ständig und ohne jedwede Beeinträchtigung
für die BürgerInnen privatisiert werden. In
diesem Zusammenhang ist es auch wichtig
zu erkennen, dass wesentliche operationelle
Tätigkeiten in der Hand der Kommunen
bzw. ihrer kommunalen Unternehmen ver-
bleiben müssen, um langfristig ein Bestehen
der essentiellen Dienstleistungen zu ge-
währleisten. Als Beispiel kann hier der zu
trauriger Bekanntheit geratene Kampf um
das Altpapier herangezogen werden. Als

die Weltmarktpreise hoch waren, machten
private Entsorger den Kommunen die
Sammlung des Altpapiers streitig, doch als
im Zuge der Finanzkrise die Preise massiv
fielen, baten eben diese sehr schnell um
Auflösung ihrer Entsorgungsverträge mit
den Kommunen. Hier gilt es zu berück-
sichtigen, dass die Kommunen bzw. kom-
munale Unternehmen aber nur dann ihrer
– im Übrigen auch EU-weit unbestrittenen
– Gewährleisterfunktion nachkommen kön-
nen, wenn sie die dafür notwendige Infra-
struktur vorhalten können. Diese lässt sich
nicht von heute auf morgen (wieder-) auf-
bauen. Auch kann es nicht oft genug betont
werden, dass – wie bereits im Lissabon-
Vertrag verankert – die nationalen Tradi-
tionen und Strukturen und die demokra-
tische Legitimation der Kommunen und
damit auch ihrer Unternehmen nicht un-
terschätzt werden dürfen. Der „Monti“-
Bericht hat eindrücklich belegt, dass die
BürgerInnen ihren lokalen Einheiten das
meiste Vertrauen entgegenbringen. 
Und zuletzt: bevor auch nur über die Libe-
ralisierung weiterer Sektoren nachgedacht
wird, muss die EU einen Weg finden, der
Oligopolisierung7 in den bereits liberalisierten
Sektoren entgegenzuwirken. Denn Libera-
lisierung hat bisher nicht zu mehr Wettbewerb
geführt, sondern lediglich zu einer Oligo-
polisierung (siehe bspw. Telekommunikation
und Energie). Dies ist nicht nur aus Bin-
nenmarktsicht, sondern auch politisch ge-
fährlich. Gerade wir in Deutschland fragen
uns in diesen Zeiten, ob Deutschland von
der Bundesregierung oder von den vier
großen Energieversorgern regiert wird!           ■

1 Europäische Kommission (1993): Weißbuch Wachstum,
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung, KOM (93) 700 
final.

2 Monti. Mario: Eine neue Strategie für den 
Binnenmarkt – Im Dienste der Wirtschaft und Gesellschaft
in Europa, Bericht an den Präsidenten der Europäischen
Kommission José Manuel Barroso, 9. Mai 2010, S. 23.

3 EUROBAROMETER: Rolle und Einfluss 
lokaler und regionaler Gebietskörperschaften innerhalb der
Europäischen Union, Februar 2009, Spezialeurobarometer
307, URL: http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/
ebs_307_de.pdf  [15.11.2010].

4 Verband kommunaler Unternehmen e.V., www.vku.de 
5 TNS Emnid 19.07.2010, www.vku.de/grafiken-

statistiken/meinungsumfragen.html [15.11.2010].  
6 European Commission: Communication: European Broad-

band – investing in digitally driven growth, COM(2010)
472.

7 Oligopol: Marktbeherrschung durch wenige Großunternehmen
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September 2009 Leiterin des Brüsseler Büros des
VKU; seit 2009 nebenberufliche Doktorandin an der
Universität Osnabrück, Thema: „Die kommunale
Ebene als Akteur im Europäischen Lobbyismus –
Einbindungsgrad in der Politikgestaltung der EU“;
nebenberufliche Lehrbeauftragte an der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung in Kehl im Bachelor
Public Management.
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Die Idee zu einem gemeinsamen europäi-
schen Binnenmarkt mit sozialem Antlitz –
ohne Wettbewerbsverzerrungen und Zoll-
beschränkungen – wurde von Jacques Delors
(Kommissionspräsident 1985 bis 1995)
mit der Verabschiedung der Einheitlichen
Europäischen Akte von 1987 in Angriff
genommen.
Der ehemalige EU-Kommissar Mario Monti
hat 2010 in einer umfangreichen Studie1

versucht zu erklären, woran dieser Binnen-
markt nun krankt, warum die Bevölkerung
mit ihm nichts mehr anzufangen weiß, war-
um die Kluft zwischen Realität und Fiktio-
nalität so groß geworden ist und man die
Errungenschaften des Binnenmarktes nicht
mehr schätzt. Monti berichtet auch über
die Ergebnisse einer umfassenden Konsul-
tation mit der europäischen Bevölkerung,
die unterschiedlicher und widersprüchlicher

nicht sein hätten können. Einige Teilnehmer
befürworteten einen geringeren Grad an
wirtschaftlicher Integration, sowie einen ge-
ringeren Einfluss der Märkte auf die Zivil-
gesellschaft. Die große Mehrheit meinte,
dass der Binnenmarkt grundsätzlich eine
wichtige Bedeutung für den wirtschaftlichen
Fortschritt in Europa habe, dass jedoch der
unter Delors formulierte Ansatz nicht ver-
wirklicht wurde. Dies müsste bei einer Neu-
ausrichtung des Binnenmarktkonzeptes auf
alle Fälle korrigiert werden. Die Antwort
der EU-Kommission auf den Bericht von
Monti war die Veröffentlichung des „Single
Market Acts“. 
Bereits im Herbst 2010 absolvierte der zu-
ständige EU-Kommissar Michel Barnier
eine Tour zur „Wiederbelebung des Bin-
nenmarktes“ durch die Hauptstädte der
Mitgliedstaaten. Durch persönliche Präsenz

wollte der zuständige EU-Kommissar die
Verantwortlichen zum Funktionieren des
Binnenmarktes „animieren“. In seinen Vor-
trägen betonte er immer wieder, dass die
Zeiten eines „Diktats aus Brüssel“ endgültig
vorbei sind und ein interaktiver Dialog er-
forderlich ist. Alle Themen des Binnen-
marktes sind im Verfahren der Mitbestim-
mung mit dem Europäischen Parlament
zu behandeln. Als zuständig bezeichnet
Barnier den ECOFIN-Rat. Was Österreich
angeht, bezeichnet er die aktuellen Daten
eher als durchschnittlich – vor allem was
die Umsetzung von europäischen Vorgaben
anbelangt. Die Konformität der Umsetzung
in Österreich wird allerdings besser beurteilt.
Weiters ist die Zahl der Vertragsverlet-
zungsverfahren in den letzten drei Jahren
gesunken.

Mehr „Moral“ für den Binnenmarkt
Der Binnenmarkt soll nach Meinung der
Europäischen Kommission wieder „Moral“
bekommen, d.h. die Finanzdienstleistungen
müssen der Realökonomie dienen und nicht
umgekehrt. Die KMU sollen im Binnenmarkt
wettbewerbsfähiger gemacht werden; Me-
thoden des e-Commerce sollen besser genutzt
werden.
Es gibt bereits einige Studien über Lücken
im Binnenmarkt: z.B. wurde der „Monti“-
Bericht über die Situation des Binnenmarktes
bereits veröffentlicht. Es wird eine „Anfälligkeit
des Binnenmarktes“ konstatiert und auch
eine Abkehr von diesem. Vor allem die
KMU sollen sich wieder für den Binnenmarkt
interessieren.

Der Binnenmarkt – 
Belebung eines Scheintoten?

Simona Wohleser, Johannes Schmid, Österreichischer Städtebund

Finanzdienstleistungen sollen in Zukunft
wieder der Realökonomie dienen und
nicht umgekehrt.Co
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Im Gemeindefinanzbericht 2010 wird die
Finanzsituation aller 2.357 österreichischen
Gemeinden und Städte umfassend analysiert.
Der Bericht ist somit zu einem unverzicht -
baren Nachschlagewerk für Österreichs
 Kommunen geworden und unterstützt diese
bei einer möglichst genauen Budgetplanung.

Belastungsschere öffnet sich
Die freie Finanzspitze drehte entgegen der
ursprünglichen Prognose rascher als erwartet
ins Negative und zeigt bereits für 2009 ein
Minus von EUR 7 Mio. Ausschlaggebend sind
neben gesunkenen Einnahmen aus Ertrags-
anteilen (EUR - 289 Mio.) und Einnahmen aus
der Kommunalsteuer 
(EUR - 13 Mio.) vor allem 
steigende Ausgaben insbe-
sondere in den Bereichen
soziale Wohlfahrt und Ge -
sundheit. Insgesamt liegen
die Gesamtausgaben um
EUR 502 Mio. über den
Gesamtein nahmen. Dies
stellt ein strukturelles
Defizit dar, welches
gemäß Berechnungen der
 Kommunalkredit im Jahr
2010 EUR 705 Mio. be -
tragen wird.

Lösungsansätze
Die kommunalen Haushalte waren von den
aktuell schwierigen gesamtwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen betroffen, jedoch mode-
rater, als zu erwarten war. So lagen wegen
des niedrigen Zinsniveaus die Zinsausgaben
der Gemeinden trotz gestiegener Finanz-
schuld im Jahr 2009 um EUR 147 Mio. unter
dem Vorjahresniveau; ein Vergleichswert, der
sich 2010 auf rund EUR 220 Mio. weiter ver-
bessern wird. Die positiven Effekte des

 aktuellen Zinsniveaus sollten jedoch lang -
fristig gesichert werden. Wenn die Zinsen
wieder steigen, ist das ein sehr hoher Kosten-
faktor, der auf die Finanzstruktur negativ
 wirken wird. Die aktuelle Phase niedriger
 Zinsen bietet sich daher an, von variabler auf
fixe Verzinsung zu wechseln.
Es erscheint zusätzlich sinnvoll, sich vermehrt
mit den sich im Bereich der wirtschaftlichen
Tätigkeiten ergebenden Chancen auseinander
zu setzen. Gerade hier kann die Kommunal-
kredit die Gemeinden mit ihrem Know-how
sehr kompetent unterstützen.

Prognose der Ertragsanteile 
bis 2014 auf kommunalnet.at

Um Kommunen im gege -
benen budgetären Umfeld die
Finanzplanung und Budgetie-
rung zu erleichtern, steht
jeder Gemeinde auf
www.kommunalnet.at eine
Ertragsanteils prognose zur
Verfügung. Das Tool prognosti-
ziert ab heuer nicht nur die
Einnahmen aus den Ertrags -
anteilen für das kommende
Jahr, sondern auch die zu er -
war tenden Einnahmen für jede
Gemeinde bis zum Jahr 2014.

Mehr Informationen
Der Gemeindefinanzbericht wird von der
Kommunalkredit Austria in Kooperation mit
dem Österreichischen Gemeindebund und
dem Österreichischen Städtebund heraus -
gegeben. Sie können den Bericht auf deren
Homepages als PDF downloaden oder bei der
Kommunalkredit bestellen.

www.kommunalkredit.at
www.gemeindebund.at 
www.staedtebund.at

Finanztipp
Gemeindefinanzbericht 2010
– Das Nachschlagewerk
Der diesjährige Gemeindefinanzbericht bestätigt die angespannte finanzielle 
Lage der Kommunen. Hauptursachen sind wachsende Ausgaben im Bereich 
Soziales und Gesundheit sowie ein zunehmend strukturelles Defizit.
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2012 findet das Jubiläum anlässlich 20 Jahre
„Einheitliche Europäische Akte“ statt. Es
soll an die ursprüngliche Ausrichtung des
Binnenmarktes erinnern: an den von Jacques
Delors formulierten Ansatz eines europäischen
Binnenmarktes, der das europäische Gesell-
schaftsmodel weiterentwickelt und es vor
überschießender Globalisierung und zügel-
losem Neo-Liberalismus schützt. ■

1 http://ec.europa.eu/bepa/pdf/monti_report_
final_10_05_2010_de.pdf

2 http://ec.europa.eu/internal-market/smact/index-de.htm

„Single Market Act“ 
– die sog „Binnenmarktreform“ 2

Die Kommission hat diese lang erwarteten Vorschlä-
ge für eine Neubelebung des europäischen Binnen-
marktkonzepts im November 2010 vorgelegt. Der
„Single Market Act“ umfasst ein bis Ende 2012 zu
realisierendes ambitioniertes Maßnahmenpaket. Mit
50 Aktionen soll der Binnenmarkt fit für die Heraus-
forderungen der nächsten Jahre gemacht und
Europas Wettbewerbsfähigkeit in einer globalisierten
Welt gesichert werden.
Vorgeschlagen werden Schwerpunktmaßnahmen,
um nachhaltiges Wachstum zu fördern und eine
wirksamere Implementierung der gemeinsamen Re-
geln zu gewährleisten. 
Besonderes Augenmerk wird den europäischen Bür-
gerInnen gewidmet. Es soll der innereuropäische All-
tag erleichtert werden. Nicht nur binationales Heira-
ten soll überall möglich sein, sondern auch das
Scheidungs- und Sorgerecht soll vereinfacht wer-
den. Der Zugang zu offiziellen Dokumenten wie Ge-
burtsurkunden soll erleichtert und europaweit koordi-
niert werden. Auch das Reisen soll unbürokratischer
werden und selbst mit den Kuriositäten im Gesund-
heitsbereich soll es ein Ende haben.
Auch auf die Kommunen wurde nicht „vergessen“,
z.B. im Vorschlag 17, wo die Kommission spätestens
2012 auf der Grundlage einer umfassenden Konsul-
tation Legislativvorschläge für eine Vereinfachung
und Modernisierung der europäischen Vergabevor-
schriften vorlegen soll, mit dem Ziel, eine reibungslo-
sere Auftragsvergabe und eine stärkere Nutzung des
öffentlichen Vergabewesens für die Unterstützung
anderer Politiken zu ermöglichen. Oder im Vorschlag
18, wo die Kommission eine Rechtssetzungsinitiative
zur Vergabe von Dienstleistungskonzessionen an-
kündigt; oder die Verpflichtung der Kommission im
Vorschlag 25, eine Mitteilung mit einem Maßnah-
menpaket zu den Diensten von allgemeinem Interes-
se (sog. Daseinsvorsorge) bis 2011 vorzulegen.
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Die Magistratsabteilung 27 „EU-Strategie
und Wirtschaftsentwicklung“ der Stadt
Wien ist für allgemeine und grundsätzliche
Angelegenheiten der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, des Arbeitsmarktes, der Tech-
nologie, der EU – Programmverwaltung,
der Energie und der Daseinsvorsorge zu-
ständig. Insgesamt sind in der MA 27
rund 75 Personen beschäftigt. Im Zuge
der Weiterentwicklung der Stadt Wien zu
einem effektiven und effizienten Dienst-
leister war auch das breit gefächerte Portfolio
der MA 27 einer kritischen Betrachtung
und allfälligen Neuausrichtung zu unter-
ziehen. Dazu wurde das Organisations-
entwicklungsinstrument der Leitbilderstel-
lung – das bestehende Leitbild der Abteilung
stammte aus dem Gründungsjahr 2003 –
gewählt.

Prozessgestaltung
Der Startschuss erfolgte im Auftrag von
Wiens Vizebürgermeisterin Renate Brauner
unter Zuhilfenahme eines externen Experten
für Organisationsentwicklung. Ein we-
sentliches Anliegen der Abteilungsleitung
der MA 27 bestand von Anfang an darin,
die MitarbeiterInnen weitestmöglich in
den Prozess einzubinden. Eine erste Gele-
genheit dazu bot die Befunderstellung über
die Eigenwahrnehmung der Mitarbeiter -
Innen in Form standardisierter Interviews.
Die vielen Rückmeldungen aus der Kolle-
genschaft bildeten zusammen mit den –
ebenfalls durch Telefoninterviews erhobenen
– Fremdeinschätzungen der wichtigsten
Stakeholder der Abteilung die Ausgangsbasis
für die Leitbildentwicklung. Wenig über-
raschend ließe sich das erhaltene Feedback
zu Stärken/Schwächen, Effizienz, Image
und Verbesserungspotenzialen der Abteilung
kurz gefasst als „engagiertes Expertenteam
mit wenig klarem Gesamtprofil“ und einem
verbesserungsfähigen Außenauftritt um-
schreiben.

Der nächste Schritt bestand in der Bildung
eines Leitbildteams. Es sollte vertieft an
der Prozessgestaltung mitwirken und gleich-
zeitig die abteilungsinterne Kommunikation
und Transparenz sicherstellen. Dieses Team
bestand aus Abteilungsleitung sowie De-
zernats- und Stabstellenleitern der MA 27.
Ausgehend von der Analyse der eingangs
erwähnten Interviewauswertungen fokus-
sierte sich die Diskussion in der Folge auf
die Definition der drei Kernkompetenz-
bereiche:

• Energie,
• Wirtschaft / öffentliche 

Dienstleistungen sowie
• EU–Strukturfonds

Für alle Kernkompetenzen wurden Leit-
motive, strategische Zielsetzungen sowie
Kurzbeschreibungen der wesentlichsten Auf-
gaben und „Produkte“ samt Empfängerkreis
der jeweiligen Arbeitsergebnisse erarbeitet.
Dies erfolgte unter Einbindung der Mitar-
beiterInnen in den Bezug habenden De-
zernaten und Stabstellen. So flossen Anre-
gungen der Kollegenschaft inhaltlich und
sprachlich kontinuierlich in die Prozess -
gestaltung mit ein. Umgekehrt wurde von
Abteilungsleitung bzw. Leitbildteam im
Rahmen der monatlich stattfindenden Ab-
teilungssitzungen laufend über den Stand
der Arbeiten berichtet.
Neben vielen Erkenntnissen und Einzeler-
gebnissen zeigte sich im Energiebereich,
dass für die Erfüllung der übertragenen
Aufgaben innerhalb der bestehenden Or-
ganisationsform längerfristig nicht das Aus-
langen gefunden werden kann.

Leitsatz und Logo
Besonders spannend verlief die Diskussion
bei der Suche nach einem geeigneten Leitsatz.
Dies gelang letztlich durch die sprachliche
Trias „Wien – Europa – Perspektiven“. Das

Leitbildteam
war der Ansicht,
dass die vielfäl-
tigen Aufgaben-
stellungen der
Abteilung da-
durch gut zum
Ausdruck kä-
men: Einerseits als verbindendes Element
Wiens zu europäischen Themen, andererseits
mit dem strategischen Fokus auf zukünftige
Entwicklungen. Der Leitsatz fand prompt
die Zustimmung der MitarbeiterInnen der
MA 27. Nun galt es noch, den Leitsatz der
Abteilung grafisch darzustellen und Entwürfe
für ein neues Logo zu erarbeiten: Angesichts
des hohen Kreativpotenzials, jedoch über-
schaubaren künstlerischen Talents des Leit-
bildteams kein leichtes Unterfangen! Nach
mehreren (z. T. auch entmutigenden) Anläufen
wurden schließlich drei (dadaistisch anmu-
tende) Logoentwürfe einer professionellen
grafischen Aufbereitung empfohlen. Die
Ideen wurden den MitarbeiterInnen zusam-
men mit dem alten Logo der MA 27 vorge-
stellt und zur Abstimmung gebracht. Der
Favorit einer deutlichen Mehrheit der
 Belegschaft ist seitdem als neues Logo der 
MA 27 in Verwendung.

Conclusio
Das „bottom-up“-Design des Prozesses und
die gelungene, intensive Partizipation aller
KollegInnen waren ausschlaggebend für den
Erfolg. Interne Kommunikation aller Zwi-
schenergebnisse und die Möglichkeit für
jeden einzelnen, persönliche Vorstellungen
und Anregungen einfließen zu lassen, wirkten
identitätsstiftend. Das neue Leitbild ist in-
nerhalb der Abteilung gut verankert. Auch
wurde durch den Leitbildprozess die Basis
geschaffen, der erkannten Notwendigkeit
nach geänderten organisatorischen Rah-
menbedingungen im Energiebereich Rech-
nung zu tragen. ■

„Wien – Europa – Perspektiven“ –
Das neue Leitbild für die MA 27
Martin Pospischill; Dienststellenleiter der Magistratsabteilung 27, EU-Strategie und Wirtschaftsentwicklung
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Wasserversorgung, Abfallentsorgung, Ge-
sundheits- und Sozialdienste seien nur bei-
spielhaft angeführt, um die Bedeutung der
Daseinsvorsorge für die Lebensqualität der
Bevölkerung hervorzuheben. Die Erbrin-
gung dieser Dienstleistungen von allge-
meinem (wirtschaftlichem) Interesse – wie
sie auch im europäischen Kontext genannt
werden – zählt zu den wichtigen Aufga-
benbereichen der Städte und Gemeinden.
Dabei erlaubt die wirtschaftliche Wahl-
freiheit den Gebietskörperschaften, über
die Form der Erbringung dieser Dienste
selbst zu entscheiden: in Eigenregie oder
durch beauftragte Unternehmen. Im letz-
teren Fall ist es ratsam, sich eingehend mit
den EU-beihilfenrechtlichen Bestimmungen
auseinanderzusetzen. Dabei spielt es keine
Rolle, ob es sich bei beauftragten Dienst-
leistern um öffentliche oder private Un-
ternehmen handelt. Bevor auf die aktuellen
beihilfenrechtlichen Entwicklungen in der
Daseinsvorsorge eingegangen wird, soll ein
kurzer Überblick über die wesentlichen
rechtlichen Grundlagen gegeben werden: 

• Vertrag über die Arbeitsweise 
der EU (AEUV)
Artikel 107 Absatz 1 AEUV legt fest, wann
eine finanzielle Zuwendung als Beihilfe
zu qualifizieren ist. Sind sämtliche darin
genannten Kriterien erfüllt, ist grundsätzlich
davon auszugehen, dass eine Beihilfe vor-
liegt, die bei der Europäischen Kommission
(EK) zu notifizieren ist (Anmeldepflicht).
Finanzflüsse sind dann nur mit vorheriger
Genehmigung der EK zulässig.
Jede Regel hat aber ihre Ausnahme. So
sind in den verschiedensten EU-Bestim-
mungen Erleichterungen vorgesehen. Auch
im Bereich der Daseinsvorsorge.

• Altmark-Judikatur 
Das bekannte Altmark-Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofes (EuGH) aus dem
Jahr 2003 legt erstmals vier Kriterien fest,
bei deren Vorliegen Ausgleichszahlungen
keine Beihilfen im Sinne des EU-Beihil-

fenrechts darstellen. Gefordert wird unter
anderem ein klar definierter, transparenter
Betrauungsakt und Kontrollmechanismen
zur Vermeidung von Überkompensationen.
Die Europäische Kommission legt diese
Kriterien jedoch sehr streng aus, sodass
diese Begünstigung in der Praxis nur in
den wenigsten Fällen Anwendung findet.

• Monti-Kroes-Paket
Auch die Europäische Kommission hat
sich des Themenbereiches „Beihilfenrecht
und Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse“ angenommen
und 2005 auf Grundlage des Altmark-
 Urteils ein Maßnahmenpaket erlassen. Die
Anwendung des sogenannten „Monti-Kro-
es-Pakets“ sollte immer dann geprüft wer-
den, wenn die Altmark-Judikatur des
EuGH nicht zum Tragen kommt. Auch
hier werden den Mitgliedstaaten beihil-
fenrechtliche Erleichterungen eingeräumt.
Teil des Maßnahmenpakets ist die Frei-
stellungsentscheidung der EK, die in der

beihilfenrechtlichen Praxis eine Rolle spielt.
Liegen bestimmte Voraussetzungen – wie
etwa das Einhalten von Schwellenwerten –
vor, entfällt die Anmeldepflicht an die
 Europäische Kommission. 

Aktuelle Entwicklungen
Der Vertrag von Lissabon brachte im We-
sentlichen keine beihilfenrechtlichen Neue-
rungen im Bereich der Daseinsvorsorge.
Dennoch werden 2011 Änderungen zu
erwarten sein: Denn Probleme im behörd-
lichen Alltag der Mitgliedstaaten bei der
Anwendung der Altmark-Judikatur und
des Monti-Kroes-Pakets, veranlassten die
Kommission, über den Sommer 2010 eine
öffentliche Konsultation durchzuführen.
Die Evaluierung soll im Laufe 2011 abge-
schlossen sein.
Aus kommunaler Sicht wären unter ande-
rem folgende Änderungen wünschenswert:
• die Entschärfung der strengen Auslege-
praxis der Europäischen Kommission in
Bezug auf die Altmark-Judikatur sowie
• die Befreiung wichtiger Sektoren der
Daseinsvorsorge von den in der Freistel-
lungsentscheidung vorgesehenen Wert-
grenzen (jedenfalls für die Bereiche Was-
serversorgung, Abwasser- und Abfallent-
sorgung sowie Sozial- und Gesundheits-
dienstleistungen).

Conclusio
Das europäische Beihilfenrecht bleibt auch
zukünftig ein für Gemeinden und Städte
wichtiges Thema. Dieser Umstand macht
es unerlässlich, sich in der Daseinsvorsorge
kontinuierlich mit dieser komplexen Materie
auseinanderzusetzen und aktuelle Entwick-
lungen, auch in der Judikatur, zu verfolgen.
Es ist zu hoffen, dass die derzeit bei der
Europäischen Kommission laufende Eva-
luierung eine Vereinfachung und Entbü-
rokratisierung der Vorschriften für Dienste
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
nach sich ziehen wird. Die ÖGZ wird je-
denfalls über die weiteren Entwicklungen
berichten. ■

Daseinsvorsorge – Beihilfenrecht
Ines Breiner, MA 27, EU-Strategie und Wirtschaftsentwicklung, Dezernat Daseinsvorsorge
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Die Europäischen Gesetzgeber versuchen
seit dem Jahr 2000, Zahlungsverzug im
 Geschäftsverkehr verstärkt zu bekämpfen.
Im Sinne einer vollständigen Integration
des europäischen Binnenmarkts gilt es zudem,
unterschiedliche Regelungen innerhalb der
EU zu vereinheitlichen. Und da das öffentliche
Auftragswesen in Europa ein Volumen von

beinahe zwei Bio. Euro im Jahr erreicht hat,
beeinflussen Zahlungsverzugsbestimmungen
den wirtschaftlichen Alltag tausender Markt-
teilnehmer in erheblichem Maße. 
Das Europäische Parlament hat nun am
20. Oktober 2010 in Straßburg mit der
Annahme der neugefassten Richtlinie zur
Bekämpfung von Zahlungsverzug im Ge-
schäftsverkehr den nächsten Schritt gesetzt.
Bereits im April 2009 hatte die Europäische
Kommission einen Entwurf präsentiert.
Dieser wäre jedoch mit klaren Benachteili-
gungen öffentlicher Stellen und Unterneh-
men verbunden gewesen: Beispielsweise
schlug die Kommission vor, dass ausschließ-
lich öffentliche Einrichtungen ihre Rech-
nungen innerhalb von 30 Tagen bezahlen
müssen. Andernfalls drohte neben Verzugs-
zinsen eine fünfprozentige ex lege-Pönale
ab Fristüberschreitung. Ausnahmen waren
bloß in begründeten Fällen vorgesehen.
Dazu fehlte eine Deckelung der Betrei-
bungskosten. 

25 Mrd. Euro Verlust pro Jahr 
Die rechtliche Gleichbehandlung öffentlicher
und privatwirtschaftlicher Akteure ist jedoch
unverzichtbar – denn nur im Falle einer
gerechten Mittel- und Chancenverteilung
wird unternehmerische Sorgfalt belohnt,
stehen öffentliche und private Wirtschaft
in einem fairen Wettbewerb zu- und unter-
einander und tragen so zur weiteren Inte-
gration des Binnenmarkts im Sinne von
Jacques Delors bei. 
Glücklicherweise führte eine entschlossene
Interessensvertretung zu einer maßgeblichen
Anpassung des Kommissionsvorschlags. Par-
lament und Rat der Europäischen Union
erzielten einen Kompromiss, der die wirt-
schaftliche Überlebensfähigkeit kleiner und
mittlerer Unternehmen (KMU) sicherstellt,
indem er die Verluste infolge von Zahlungs-
verzug von geschätzten 25 Mrd. Euro jährlich
verringert. Dies ist von zentraler Bedeutung,
sehen sich KMU infolge der Wirtschaftskrise
doch mit klammer Kundschaft, mäßiger

Die neue Zahlungsverzugsrichtlinie der EU 
lässt öffentliche Stellen und private Unterneh-

men als gleichberechtigte Akteure auf dem eu-
ropäischen Binnenmarkt operieren. Die öffentli-
che Wirtschaft hat eine massive Schlechterstel-
lung gegenüber Privatunternehmen bei der Re-

gelung von Zahlungsverzug im
Geschäftsverkehr abgewandt. 

Heidrun Maier, VÖWG

Heidrun Maier 
MMag.a Heidrun Maier
fungiert seit 1. März 2010
als Geschäftsführerin des
Verbandes für öffentliche
Wirtschaft (VÖWG). Die
studierte Rechtswissen-
schafterin, Historikerin
und Politikwissenschafte-
rin war unter anderem
fünf Jahre lang als Büroleiterin von Hannes Swobo-
da im Europäischen Parlament in Brüssel und Straß-
burg tätig. 
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Auftragslage und schwer zugänglichen Kre-
diten konfrontiert. 
Europas Legislative vermeidet mit der
neuen Richtlinie jedoch die Schlechter-
stellung öffentlicher Akteure. Damit wird
anerkannt, dass gerade öffentliche Unter-
nehmen mittels solider Betriebsführung
und Investitionstätigkeit zur Linderung
der Wirtschaftskrise beitrugen. Einer Studie
des CEEP (European Centre of Employers
and Enterprises providing Public Services)
zufolge geben öffentliche Dienstleister EU-
weit nach wie vor rund 64 Mio. Menschen
Arbeit und erwirtschaften rund 26 Prozent
des BIPs. Eine Beschneidung ihrer öko-
nomischen Handlungsspielräume wäre
nicht nachvollziehbar gewesen. So sind
Europas Gesetzgeber dem weit verbreiteten
Irrglauben, wonach KMU ausschließlich
unter der schlechten Zahlungsmoral öf-
fentlicher Stellen litten, nicht gefolgt.

Ex lege-Pönale gestrichen 
Die neue Zahlungsverzugsrichtlinie sieht
eine generelle Zahlungsfrist von 30 Tagen
für öffentliche und private Unternehmen
vor. Öffentliche Stellen haben in Aus-
nahmefällen weiterhin die Möglichkeit,
eine Fristerstreckung zu vereinbaren. So
sind etwa besondere Vereinbarungen im
Gesundheitsbereich von bis zu 60 Tagen
möglich. Ferner können Gläubiger Be-
treibungskosten mit einem Fixbetrag von
40 Euro einheitlich geltend machen. Auf
eine ex lege-Pönale ab Fristüberschreitung
wurde gänzlich verzichtet. 

Für ein starkes, soziales Europa!
Europäisches Parlament und Rat haben
eine Mindestharmonisierung beschlossen.
Infolgedessen ist die Umsetzung der neuen
Richtlinie in innerstaatliches Recht als
letzte legislative Etappe von immenser

Bedeutung. Während der kommenden
zwei Jahre ist darauf zu achten, dass das
auf europäischer Ebene nun festgeschrie-
bene Gleichbehandlungsprinzip gewahrt
bleibt. 
Insbesondere Erbringer von Dienstlei-
stungen allgemeinen (wirtschaftlichen)
Interesses sind, ob ihrer speziellen Auf-
gaben, von herkömmlichen Marktteil-
nehmern zu unterscheiden. Dies haben
die Architekten Europas auch im Vertrag
von Lissabon zum Ausdruck kommen
lassen. Demgemäß arbeitet der Verband
der öffentlichen Wirtschaft und Gemein-
wirtschaft Österreichs mit seinen euro-
päischen und österreichischen Partnern
für die Sicherung ihrer ökonomischen
und rechtlichen Handlungsspielräume –
und damit für die Stärkung des europäi-
schen Sozialmodells auf der Grundlage
der geltenden Verträge. ■

Der neue Praxisplaner für Gemeinden. 
Für noch mehr Unterstützung bei der kommunalen Vorhabens- und Finanzplanung. 

Immer weniger fi nanzieller Spielraum, aber immer mehr 
Aufgaben und steigende Kosten? Die Bank Austria unterstützt 
Österreichs Gemeinden mit praktischen Planungsinstru-
menten, zusätzlichen Finanzmitteln und kompetenter Bera-
tung. Profi tieren Sie von unseren folgenden Serviceleistungen:

Mehr Planungssicherheit und Überblick durch den neuen �

„Kommunalen Investitions- und Vorhabensplaner“, 
ein gemeinsam mit dem KDZ – Zentrum für Verwaltungs-
forschung entwickeltes Tool aus der Serie der Praxis-
planer.
Die � Praxisplaner – einfach anzuwendende, kostenlose 
Tools für die unterstützende Finanzplanung in den Berei-
chen Sozialhilfe-, Krankenanstalten und Landesumlage, 
Kinderbetreuung, Senioren- und Pfl egeheime, Bonitäts- 
und Risikoanalyse.
Finanzierungen�  über insgesamt 1 Milliarde Euro zu 
begünstigten Konditionen im Rahmen der Gemeinde-
Milliarde der Bank Austria.
Umfassendes Know-how�  erfahrener und speziell 
geschulter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in eigenen 
Kompetenzzentren in ganz Österreich.

Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an Ihre 
Gemeindebetreuerin bzw. Ihren Gemeindebetreuer unter 
publicsector.bankaustria.at oder Tel. 05 05 05-41691.

„Als langjähriger Partner der 
Öffentlichen Hand ist es für uns selbst-
verständlich, Österreichs Gemeinden 
in schwierigen Zeiten besonders zu 
unterstützen. Der „Kommunale In-
vestitions- und Vorhabensplaner“ 
als innovatives und einfach zu hand-
habendes Planungsinstrument trägt 
gemeinsam mit der Gemeinde-Milliar-
de der Bank Austria dazu bei, dass 
wichtige Investitionen im Bereich Infra-
struktur und Daseinsvorsorge umsichtig 
geplant und erfolgreich umgesetzt wer-
den können“, so Wolfgang Figl, Leiter 
Public Sector bei der Bank Austria.

Die 
Bank Austria 

ist DER 
Partner für 
Österreichs 
Gemeinden.
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Die Städte und Gemeinden hatten nach
dem 2. Weltkrieg eine grundlegend andere
Funktion als heute. Es existierte keine
Autonomie der Kommunen im heutigen
Sinne des Wortes. Die Städte und Ge-
meinden waren nur „die verlängerte Hand
des Staates“, also „Dekonzentrate der
Staatsmacht“. Die Gemeinden waren mit
Zwang zusammengelegt, die Finanzierung
der Städte war zentralistisch und sehr
unausgewogen. Auch begrifflich unter-
schieden sich die damaligen Institutionen
von den heutigen. Es existierten keine
Stadt- bzw. Gemeindeämter, sondern das
Nationalkomitee. Die Bezeichnungen der
„Bürgermeister“ oder „Primator“ ersetzte
man durch „den Vorsitzenden“.  Alle Vor-
sitzenden hatten Sekretäre, die direkt von
der Partei geschickt wurden. Der Ge-
meinderat hieß „Gemeindevertretung“,
erfüllte aber praktisch keine Funktion.
Die Kommunalwahlen waren auch Schein-
Wahlen; die Bevölkerung konnte sich auf
keiner Ebene frei einbringen. 

Aufgaben der „verlängerten 
Hand des Staates“
• Die „verlängerte Hand des Staates“ er-
füllte in der wirtschaftlichen Sphäre be-
sonders Aufgaben, die heute der freien
Marktwirtschaft überlassen sind. Die
Städte und Gemeinden sollten sich darum
kümmern, dass die Dienstleistungen allen
BürgerInnen der Sozialistischen Republik

zugute kamen. Diese Aufgabe erfüllten
sie nie. Sie waren nicht im Stande, die
Dienstleistungen für alle zu gewährleisten.
Es florierte die Schwarz- und Winkelarbeit.
Negativ trug dazu auch die allgemeine
Arbeitspflicht bei. Aus der heutigen Per-
spektive der Finanzkrise scheint es zwar
nicht begreiflich, aber die Angestellten
waren nicht motiviert, zu arbeiten. 
• Weitere Aufgaben der Städte und Ge-
meinden lagen innerhalb der Lebensmit-
tel- und Warenversorgung, wie etwa die
Versorgung mit hygienischen Artikeln
(z.B. Klopapier). Städte und Gemeinden
waren als Endstellen innerhalb der Dis-
tributionskette vorgesehen, die die Waren
direkt an die BürgerInnen verkauften.
Auch das funktionierte nur teilweise, aber
immerhin besser als innerhalb der Dienst-
leistungsversorgung.
• Die Städte und Gemeinden koordinierten
auch viele Lebensbereiche, die heutzutage
keine Institution koordiniert, weil sie
dem mündigen BürgerInnen und seiner
freien Entscheidung überlassen sind. Städte
und Gemeinden waren z.B. dafür ver-
antwortlich, dass die BürgerInnen recht-
zeitig und planmäßig zum Arzt gehen.
Mittels des Nationalkomitees bzw. der
Gemeindeämter wurden Einladungen ver-
schickt und die BürgerInnen darin auf-
gefordert, sich ärztlich untersuchen zu
lassen. Aus heutiger Sicht scheint das
eine grobe Einmischung darzustellen. Ei-

nen Vorteil hatte es freilich: Bis heute ist
die Prävention bei so mancher Krankheit
nicht auf dem Niveau von damals. Das
zeigt sich vor allem in Bereichen der Kin-
der-Impfung, Krebsprävention oder Zahn-
medizin. Auf der anderen Seite waren
die körperlich behinderten BürgerInnen
in der damaligen Zeit aus der Gesellschaft
vollkommen ausgeschlossen. Man sah sie
praktisch nie auf den Straßen. 

Fazit
Der Artikel will zeigen, wie die Daseins-
vorsorge in der sozialistischen Tschecho-
slowakei aussah. Der Inhalt des Begriffes
unterscheidet sich sehr von dem heutigen.
Die Daseinsvorsorge der damaligen Zeit
war vor allem eine Versorgungspflicht
der Städte und Gemeinden, die heute
dem freien Markt überlassen wird. Die
Städte und Gemeinden erfüllten diese
Aufgabe nicht, es mangelte immer an
Dienstleistungen und Waren. Die Städte
und Gemeinden hatten mehr Kontroll-
und Evidenzfunktionen, die heutzutage
mit den Vorschriften über den Daten-
schutz nicht in Einklang stünden. Diese
Funktion der Kommunen brachte aber
als Randerscheinung auch Positives: Die
Tschechoslowakei stand an der Spitze
der Vorbeugung mancher Krankheiten.
Denn auch dafür waren die Städte und
Gemeinden zum Unterschied von heute
zuständig. ■

Die begriffliche Entwicklung der Daseinsvorsorge in der Tschechoslowakei
zwischen den Jahren 1948 und 1989 während des Sozialismus.

Petr Schlesinger, Verband der Tschechischen Städte und Gemeinden Prag

Daseinsvorsorge in 
der Tschechoslowakei
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Im Mai 2007 unterzeichneten die für Stadt-
entwicklung zuständigen europäischen Mi-
nisterInnen die „Leipzig Charta zur nach-
haltigen europäischen Stadt“, mit dem Ziel,
Politik für eine integrierte Stadtentwicklung
zu unterstützen, die ein besonderes Augen-
merk auf vernachlässigte Gebiete richtet.
Im November 2008 sprachen sie sich für
die Umsetzung der Charta für und mit den
Städten aus. Darüber hinaus waren die Mi-
nisterInnen überzeugt, dass es einen ernst
zu nehmenden Dialog zwischen den betei-
ligten AkteurInnen braucht, um eine nach-
haltige Stadtentwicklung zu ermöglichen. 
Die MinisterInnen entschieden, dass ein
Instrument entwickelt werden soll, mit dem
die gemeinsamen Ziele der nachhaltigen
Stadtentwicklung und der Leipzig Charta
in die Praxis umgesetzt werden können.
Damit sollen Städte unterstützt werden, um
einen integrierten Ansatz zu verfolgen und
den Dialog in und mit Städten zu führen
sowie mit weiteren AkteurInnen (auf den
verschiedenen Ebenen) und den BürgerInnen. 
Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus Vertretern
der Mitgliedstaaten, CEMR (Council of
European Municipalities and Regions), EU-
ROCITIES und der Europäischen Kom-
mission und mit fachlicher Unterstützung
eines Expertenteam aus Frankreich (CERTU)
wurde zur Erarbeitung des gemeinsamen
europäischen Referenzrahmens eingesetzt.
Im Juni 2010 konnte ein erster Prototyp
den MinisterInnen auf ihrer Sitzung in
Toledo präsentiert werden. 
Der Referenzrahmen wird ein auf Internet
basierendes Instrument sein, das die Nut-
zerInnen durch eine Abfolge von Fragen zu
den vier Dimensionen der nachhaltigen
Entwicklung (Wirtschaft – Soziales – Umwelt

– Governance) leiten soll, um sich ein Bild
davon zu machen, wie sehr die Strategien
(oder ein Projekt) mit den Prinzipien der
Leipzig-Charta sowie der Nachhaltigkeit in
Einklang sind. 

Vom Prototyp zur Version 1.0
Derzeit wird der Prototyp noch komplettiert.
Er wird im Februar 2011 für eine erste
Testphase mit ca. 60 Städten (zunächst nur
in Englisch) fertig sein. Die Mitgliedstaaten
der EU haben nach einem internen Aus-
wahlverfahren Städte nominiert, die ab März
für ca. sechs Monate den Referenzrahmen
testen werden. Diese Phase wird von einem
Expertenteam begleitet, das von der Europä-
ischen Kommission (Generaldirektion Re-
gionalpolitik) finanziert wird. Die Erfah-
rungen der Teststädte sollen schließlich für
die Fertigstellung der Version 1.0 des Refe-
renzrahmens berücksichtigt werden, die für
Ende des Jahres 2011 geplant ist. 
Die Testphase wird weiterhin von der Ar-
beitsgruppe begleitet, die sich insbesondere
mit Fragen zur Fertigstellung der Version
1.0 sowie der anschließenden Phase der
Anwendung des Referenzrahmens befasst.
Im September 2010 wurde die Leitung der
Arbeitsgruppe dem CEMR übertragen, was
als Zeichen gewertet werden kann, dass die
aktive Mitwirkung des Kommunalverbandes
anerkannt und für wichtig gehalten wird.
Österreich hatte nach der Sitzung der Mi-
nisterInnen im Juni 2010 entschieden, sich
an der Arbeitsgruppe mit einem Vertreter
der Stadt Wien zu beteiligen. Wien ist
ebenfalls als Teststadt nominiert und wird
für eine Rückkoppelung mit anderen in-
teressierten Städten innerhalb des Österrei-
chischen Städtebunds sorgen. ■

Angelika Poth-Mögele, RGRE, Leiterin der Politikabteilung 

Ein europäischer 
Referenzrahmen für 
nachhaltige Städte

Angelika 
Poth-Mögele
Seit 2004 Mitarbeiterin
des Council of European
Municipalities and Regi-
ons (CEMR; deutsch: Rat
der Gemeinden und Re-
gionen: RGRE). Als Leite-
rin der Politikabteilung ist
sie zuständig, die Interes-
sen der Kommunen und Regionen in die Politikfor-
mulierung und Gesetzgebung der Europäischen Uni-
on einzubringen. Gebürtig in Bayern, seit 18 Jahren
in Brüssel in verschiedenen Funktionen und Organi-
sationen tätig – stets als Vertreterin kommunaler
Verbände; so von 1996 bis 2000 des Österreichi-
schen Gemeindebunds. Seit September 2010 Vor-
sitzende der Arbeitsgruppe „Mitgliedstaaten und In-
stitutionen“, die den Referenzrahmen nachhaltiger
europäischer Städte erarbeitet. 
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Klimawandel, alternative Energiequellen,
Ressourcenschonung  und Ressourceneffi-
zienz sind im Fokus der internationalen
Umweltpolitik. In beiden Bereichen kann
die Abfallwirtschaft wichtige Beiträge er-
bringen. Die Abfallrahmenrichtlinie der
Europäischen Union und deren Umsetzung
in den Mitgliedstaaten schaffen hiefür die
erforderlichen Rahmenbedingungen. Die
neue 5-stufige Abfallhierarchie, Produzen-
tenverantwortung, Abfallvermeidung, Wie-
derverwendung sowie Recycling sind we-
sentliche Elemente der neuen Richtlinie.
Durch die Anerkennung des Stellenwertes
und der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten
zur Ausgestaltung der Dienste der Daseins-
vorsorge im Primärrecht der Gemeinschaft
wurden auch der Gemeinwohlgedanke und
die öffentlichen Verantwortung für Umwelt
und Gesundheit gestärkt. 

Abfallrahmenrichtlinie (ARRI)
Die Abfallrahmenrichtlinie ist am 12. De-
zember 2008 nach fast 10-jährigen Dis-
kussionen und Vorarbeiten in Kraft getreten
und bis 12. Dezember 2010 von den Mit-
gliedstaaten umzusetzen gewesen. Bisherige
zersplitterte Vorschriften wurden zusam-

mengefasst, die Schutzbestimmungen sind
präziser formuliert, ebenso wie die Defini-
tionen und Begriffsbestimmungen. In die
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten zur Re-
gelung der Verantwortung für die Sammlung
und Behandlung der Abfälle wird nicht
eingegriffen. 
Die Gemeinwohlinteressen wurden ausrei-
chen berücksichtigt. Der Schutz der mensch-
lichen Gesundheit und der Umwelt sind
ausdrücklich als Ziele formuliert. 
Festzustellen ist, dass das Rechtssetzungs-
verfahren der Union sehr langwierig ist,
sich aber andererseits auch durch Transparenz
und umfangreiche Mitwirkungsmöglich-
keiten und -rechte auszeichnet. Dies hat
den im öffentlichen Interesse tätigen Or-
ganisationen – wie den Interessenvertre-
tungen der Kommunen – die Möglichkeit
gegeben, dem Umweltschutz und der öf-
fentlichen Aufgabenwahrnehmung im Rah-
men des Interessensausgleiches entsprechend
zum Durchbruch zu verhelfen.

Abfallhierarchie
Eine 5-stufige Abfallhierarchie anstelle der
bisher 3-stufigen wurde eingeführt, ebenso
verbindliche Recyclingziele (z.B. bis 2020
50 Prozent Wiederverwendung und Recy-
cling von Haushalts- und ähnlichen Abfäl-
len). Von der 5-stufigen Hierarchie kann
abgewichen werden, sofern dies durch „Le-
benszyklusdenken“ als bessere Option für
den Umweltschutz gerechtfertigt ist.
• Die Mitgliedstaaten haben Abfallvermei-
dungsprogramme zu erstellen. Da die Kom-
mission bis 2014 die zu erreichenden Ziel-
vorgaben bis 2020 festzulegen hat, wurden
bereits Studien für Maßnahmen in Auftrag
gegeben. In Österreich kann die Umsetzung
im Rahmen des Abfallwirtschaftsplanes er-
folgen. Wirtschaftswachstum und steigende
Abfallmengen sollen entkoppelt werden.

Die bis 2020 zu erreichenden Wiederver-
wendungs- und Recyclingziele (50 Ge-
wichtsprozent) erscheinen aus österreichi-
scher Sicht als nicht sehr ambitioniert, sind
jedoch für manche Mitgliedstaaten ein nur
durch entsprechende Anstrengungen zu er-
reichendes Ziel.
• Die Mitgliedstaaten haben geeignete
Maßnahmen zu treffen, um die Sammlung
von Bioabfällen zu fördern, um sie zu kom-
postieren oder zu vergären oder einer Be-
handlung mit hohem Umweltnutzen zu-
zuführen.
Diskussionen gab es bei der Frage, ob die
Abfallverbrennung unter gewissen Bedin-
gungen als Verwertungsverfahren anerkannt
werden soll. Letztlich wurde im Anhang II
der Richtlinie dafür eine komplizierte und
für Laien undurchsichtige Formel für eine
Mindestgrenze der Energieeffizienz festge-
legt.
• Bei der Erarbeitung von begleitenden
Dokumenten zur ARRl ist die Kommission
sehr aktiv (Abfallende, Abfallvermeidung,
Energieeffizienz für Abfallverbrennungs -
anlagen, Abfallverzeichnis, Abfallhierarchie,
Recycling und Wiederverwendungsziele).
Zur Umsetzung in Österreich wurde vom
Umweltministerium zeitgerecht ein brauch-
barer Entwurf vorgelegt, welcher im Mini-
sterrat als Regierungsvorlage bereits be-
schlossen wurde. Es ist absehbar, dass die
Umsetzung in vielen Mitgliedstaaten nicht
zeitgerecht erfolgen wird.

Elektro- und Elektronik-Altgeräte
Der Vorschlag des Parlaments zur Neufas-
sung der Richtlinie wird derzeit mit dem
Rat verhandelt; die Abstimmung im Parla-
mentsplenum wird für Februar erwartet.
Eine zweite Lesung ist nicht auszuschließen.
Das Parlament sieht einen Zusammenhang
zwischen einer erfolgreichen Erhöhung der

Helmut Stadler, Präsidiumsmitglied ISWA (Intern. Solid Waste Ass.)

Schwerpunkte der 
europäischen Abfallpolitik

Helmut Stadler
Der studierte Rechtswissenschafter war von 1975
bis zu seinem Ruhestand 2010 in der Stadtgemein-
de Salzburg tätig, u.a. in der Magistratsdirektion und
als Bezirksschulrat. Seit diesem Zeitpunkt ist Stadler
auch für den Österreichischen Städtebund im Ein-
satz, u.a. als Vertreter im Policy Commitee und in
der Generalversammlung des Municipal Waste
Europe, als Vertreter im Umweltausschuss im Rat
der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) und
als Vertreter im Umweltausschuss im Europäischen
Verband der Öffentlichen Unternehmen und Unter-
nehmen mit öffentlicher Beteiligung (CEEP).
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Sammelraten und den Leistungen der Kom-
munen; die Kosten dafür sollen nicht vom
allgemeinen Gebühren- oder Steuerzahler
getragen werden. Die Kommunen fordern
die volle Kostendeckung für die Sammlung
und Lagerung. Die Einbeziehung der Kosten
in die Produktpreise soll einen Anreiz zur
Reduzierung dieser Kosten durch entspre-
chendes Produktdesign bilden.
Gerade die Kostenregelung hat auch wegen
der Beispielsfolgen für andere Produkt-
gruppen besondere Bedeutung für die Pro-
duzentenverantwortung generell!

Bioabfall
Nach Ansicht der Kommission sind keine
neuen Rechtsvorschriften notwendig. Es sei
nur erforderlich, dass bestehende Bestim-
mungen, wie z.B. die Deponierichtlinie,
besser umgesetzt werden. Das Parlament
hingegen fordert eine verbindliche Regelung.

Im Mai 2010 wurde von der Kommission
eine Mitteilung zu den weiteren Schritten
der Bioabfallbehandlung herausgegeben und
nunmehr eine Konsultation gestartet, welche
bis Ende Jänner 2011 für alle Stakeholder
offen war. Dabei ging es um Fragen der Un-
zulänglichkeiten der bestehenden Rechtslage,
Fragen der Subsidiarität und der Sinnhaftigkeit
von Recycling und Sammelzielen.

Municipal Waste Europe
Die erfolgreiche Arbeit von Municipal Waste
Europe, die mit dem Österreichischen Städ-
tebund derzeit 12 Mitglieder hat, bildet ein
Gegengewicht zu den zahlreichen Lobby-
ingaktivitäten der privaten Wirtschaft. Ins-
gesamt kann der Eindruck gewonnen werden,
dass die Stimme der kommunalen Interes-
sensvertretungen zunehmend an Bedeutung
gewinnt. Im Kampf der Interessen ist jedoch
stete Aufmerksamkeit geboten. ■
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Die Kommunen fordern die volle 
Kostendeckung für die Sammlung 
und Lagerung von Elektromüll.
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empfiehltRenault

DER NEUE MASTER – JETZT AUCH MIT HECKANTRIEB  Mit vier Ladelängen 
(2,58 bis 4,38 m), drei Laderaumhöhen (1,70 bis 2,14 m), drei wirtschaftlichen 2.3 dCi-Motoren (101 bis 146 PS), 
Front- oder Heckantrieb und 2,8 bis 4,5 t zulässigem Gesamtgewicht stellt sich der neue Renault Master stets 
perfekt auf Ihre Anforderungen ein. Bei Renault finden Sie für jedes Business und jede Anforderung das per-
fekte Nutzfahrzeug. Über 2,5 Millionen zufriedene Kunden in ganz Europa schätzen bereits den Renault Kangoo 
Express, den Renault Master und den Renault Trafic. Unverb. empf. Sonderpreise, inkl. Bonus und Händlerbeteiligung. Aktionen gültig 
bei allen teilnehmenden Renault Partnern bei Kaufantrag bis 31. 03. 2011, nur für Firmenkunden. Änderungen, Satz- und Druckfehler vorbehalten. Alle 
Abbildungen sind Symbolfotos. 

RENAULT NUTZFAHRZEUGE. 
GENAU RICHTIG FÜR IHR BUSINESS!

DER NEUE MASTER 
AB € 18.540,– NETTO

BZW. 22.248,– INKL. UST

DER NEUE TRAFIC 
AB € 16.120,– NETTO

BZW. 19.344,– INKL. UST

KANGOO EXPRESS 
AB € 8.380,– NETTO

BZW. 10.056,– INKL. UST
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Vor vier Jahren gab es in Dänemark eine
umfassende Kommunalreform. Anfang
2007 wurden 271 Gemeinden zu 98 Ge-
meinden mit einer Mindestgröße von
20.000 EinwohnerInnen zusammengelegt.
Vorher hatten die Gemeinden im Durch-
schnitt 16.000 EinwohnerInnen – die
Hälfte davon hatte weniger als 10.000.
Nach der Reform liegt der Durchschnitt
bei 55.000 EinwohnerInnen: Waren die
dänischen Gemeinden im europäischen
Vergleich schon vor der Reform verhält-
nismäßig groß, sind sie heute die größten
in Europa. 
Die bestehenden 13 Kreise wurden aufgelöst
und durch fünf Regionen ersetzt. Die Ge-
meinden sind heute für alle bürgernahen
Aufgaben im öffentlichen Sektor verant-
wortlich. Im Wesentlichen gibt es nur

noch zwei Verwaltungsebenen: Die nationale
Ebene und die Gemeinden; die Regionen
sind auf die Verwaltung der Krankenhäuser
reduziert worden. 
Zusätzlich zu den traditionellen Aufgaben
wie Schulwesen, Altenpflege oder Kinder-
betreuung erledigen die Gemeinden eine
Vielzahl an neuen Aufgaben. Der Staat
übertrug ihnen die Zuständigkeit für Ar-
beitslose. Von der Polizei übernahmen sie
die Pass- und Führerscheinbearbeitung.
Die meisten Aufgaben der ehemaligen
Kreise gingen ebenfalls an die Gemeinden:
alle sozialen Dienstleistungen wie psych-
iatrische Behandlungen, Suchtbehandlung
und Rehabilitation, neben der Regional-
planung, Natur und Umweltschutz und
dem regionalen Straßennetz. 
Die erhebliche Konsequenz ist, dass die
Gemeinden nun über 53 Prozent der öf-
fentlichen Finanzen verfügen. Die klassi-
schen staatlichen Aufgaben wie Verteidi-
gung, Polizei, Justiz, Universitäten und
die landesweite Infrastruktur machen da-
gegen nur noch 35 Prozent vom öffentlichen
Haushalt aus. 

Mehr Transparenz
Es waren vor allem wirtschaftliche Über-
legungen, die zu der Reform führten. So
kamen Vorab-Studien zu dem Schluss,
dass Gemeinden erst ab einer Größe von
20.000 bis 30.000 EinwohnerInnen genug
Einnahmen haben, um komplexe Aufgaben
wahrnehmen zu können. In größeren Ge-
meinden können qualifizierte und gut
ausgebildete Arbeitskräfte in professionellen
Arbeitsumfeldern gebündelt werden. Po-
litikerInnen und Beamte können nun
Entscheidungen treffen, die sektorenüber-
greifend sind, und die BürgerInnen be-
kommen einen zusammenhängenden Ser-
vice. So hatten früher einige der schwäch-
sten BürgerInnen häufig mit Behörden
verschiedener Ebenen zu tun – beispiels-

weise wegen Arbeitslosigkeit, Sucht- und
Wohnungsproblemen zur gleichen Zeit.
Nun kann die Gemeinde als einzige zu-
ständige Behörde den Betroffenen schneller
und umfassend helfen. Daneben wird das
politische System insgesamt transparenter:
Die BürgerInnen wissen, dass sie die Ge-
meindeebene für den öffentlichen Service
verantwortlich machen können. 

Kaum Widerstände
Für viele Beobachter überraschend gingen
die Zusammenlegungen ohne große Wi-
derstände über die Bühne. Dies lag si-
cherlich auch daran, dass die neuen Ge-
meindestrukturen von den Kommunen
selbst erarbeitet wurden: Die Gemeinden
fanden sich mit ihren Nachbarn zumeist
freiwillig zusammen. Viele Kommunal-
politiker waren aufgeschlossen, weil die
Gemeinden im Gegenzug an Aufgaben
gewannen. Auch die Bevölkerung stand
dem Projekt allgemein positiv gegenüber.
In der flachen Landschaft Dänemarks
gibt es keine geographischen Grenzzie-
hungen durch Berge, Täler oder Flüsse,
sodass die kommunalen Identitäten schwä-
cher sein mögen als in Österreich. Das
Wichtige für die BürgerInnen ist offenbar
hauptsächlich, dass der öffentliche Sektor
einen Service von hoher Qualität liefern
kann – und weniger, wie die Gemeinde
heißt oder wie groß sie ist. 

„Zweite Welle“
Diese gewaltige Reform ist aber nur der
erste Schritt in einer noch umfassenderen
Veränderung des öffentlichen Sektors.
Derzeit läuft in den Gemeinden eine
„zweite Welle“: sie soll die Effizienz der
Angebote und Dienstleistungen weiter
steigern, auch im Angesicht der Mittel-
ausfälle durch die weltweite Finanzkrise,
die Dänemark schwer getroffen hat. Zum
Beispiel wird in einer großen Zahl von

Eva Jacobsen, internationale Beraterin beim dänischen Gemeindeverband „Kommunernes Landsforening“

Die Kommunalreform in Dänemark:

Erfolg für das Zusammenlegen

Waren die dänischen Gemeinden schon vor
der Reform verhältnismäßig groß, sind sie 
heute die größten in Europa.
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Vor vier Jahren gab es in Dänemark eine
umfassende Kommunalreform. Anfang
2007 wurden 271 Gemeinden zu 98 Ge-
meinden mit einer Mindestgröße von
20.000 EinwohnerInnen zusammengelegt.
Vorher hatten die Gemeinden im Durch-
schnitt 16.000 EinwohnerInnen – die
Hälfte davon hatte weniger als 10.000.
Nach der Reform liegt der Durchschnitt
bei 55.000 EinwohnerInnen: Waren die
dänischen Gemeinden im europäischen
Vergleich schon vor der Reform verhält-
nismäßig groß, sind sie heute die größten
in Europa. 
Die bestehenden 13 Kreise wurden aufgelöst
und durch fünf Regionen ersetzt. Die Ge-
meinden sind heute für alle bürgernahen
Aufgaben im öffentlichen Sektor verant-
wortlich. Im Wesentlichen gibt es nur

noch zwei Verwaltungsebenen: Die nationale
Ebene und die Gemeinden; die Regionen
sind auf die Verwaltung der Krankenhäuser
reduziert worden. 
Zusätzlich zu den traditionellen Aufgaben
wie Schulwesen, Altenpflege oder Kinder-
betreuung erledigen die Gemeinden eine
Vielzahl an neuen Aufgaben. Der Staat
übertrug ihnen die Zuständigkeit für Ar-
beitslose. Von der Polizei übernahmen sie
die Pass- und Führerscheinbearbeitung.
Die meisten Aufgaben der ehemaligen
Kreise gingen ebenfalls an die Gemeinden:
alle sozialen Dienstleistungen wie psych-
iatrische Behandlungen, Suchtbehandlung
und Rehabilitation, neben der Regional-
planung, Natur und Umweltschutz und
dem regionalen Straßennetz. 
Die erhebliche Konsequenz ist, dass die
Gemeinden nun über 53 Prozent der öf-
fentlichen Finanzen verfügen. Die klassi-
schen staatlichen Aufgaben wie Verteidi-
gung, Polizei, Justiz, Universitäten und
die landesweite Infrastruktur machen da-
gegen nur noch 35 Prozent vom öffentlichen
Haushalt aus. 

Mehr Transparenz
Es waren vor allem wirtschaftliche Über-
legungen, die zu der Reform führten. So
kamen Vorab-Studien zu dem Schluss,
dass Gemeinden erst ab einer Größe von
20.000 bis 30.000 EinwohnerInnen genug
Einnahmen haben, um komplexe Aufgaben
wahrnehmen zu können. In größeren Ge-
meinden können qualifizierte und gut
ausgebildete Arbeitskräfte in professionellen
Arbeitsumfeldern gebündelt werden. Po-
litikerInnen und Beamte können nun
Entscheidungen treffen, die sektorenüber-
greifend sind, und die BürgerInnen be-
kommen einen zusammenhängenden Ser-
vice. So hatten früher einige der schwäch-
sten BürgerInnen häufig mit Behörden
verschiedener Ebenen zu tun – beispiels-

weise wegen Arbeitslosigkeit, Sucht- und
Wohnungsproblemen zur gleichen Zeit.
Nun kann die Gemeinde als einzige zu-
ständige Behörde den Betroffenen schneller
und umfassend helfen. Daneben wird das
politische System insgesamt transparenter:
Die BürgerInnen wissen, dass sie die Ge-
meindeebene für den öffentlichen Service
verantwortlich machen können. 

Kaum Widerstände
Für viele Beobachter überraschend gingen
die Zusammenlegungen ohne große Wi-
derstände über die Bühne. Dies lag si-
cherlich auch daran, dass die neuen Ge-
meindestrukturen von den Kommunen
selbst erarbeitet wurden: Die Gemeinden
fanden sich mit ihren Nachbarn zumeist
freiwillig zusammen. Viele Kommunal-
politiker waren aufgeschlossen, weil die
Gemeinden im Gegenzug an Aufgaben
gewannen. Auch die Bevölkerung stand
dem Projekt allgemein positiv gegenüber.
In der flachen Landschaft Dänemarks
gibt es keine geographischen Grenzzie-
hungen durch Berge, Täler oder Flüsse,
sodass die kommunalen Identitäten schwä-
cher sein mögen als in Österreich. Das
Wichtige für die BürgerInnen ist offenbar
hauptsächlich, dass der öffentliche Sektor
einen Service von hoher Qualität liefern
kann – und weniger, wie die Gemeinde
heißt oder wie groß sie ist. 

„Zweite Welle“
Diese gewaltige Reform ist aber nur der
erste Schritt in einer noch umfassenderen
Veränderung des öffentlichen Sektors.
Derzeit läuft in den Gemeinden eine
„zweite Welle“: sie soll die Effizienz der
Angebote und Dienstleistungen weiter
steigern, auch im Angesicht der Mittel-
ausfälle durch die weltweite Finanzkrise,
die Dänemark schwer getroffen hat. Zum
Beispiel wird in einer großen Zahl von

Eva Jacobsen, internationale Beraterin beim dänischen Gemeindeverband „Kommunernes Landsforening“

Die Kommunalreform in Dänemark:

Erfolg für das Zusammenlegen

Waren die dänischen Gemeinden schon vor
der Reform verhältnismäßig groß, sind sie 
heute die größten in Europa.
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Gemeinden im Augenblick beschlossen,
kleine Schulen zu schließen und die
Kinder in großen und professionelleren
Schulen zu bündeln. Auch kleinere kom-
munale Bibliotheken sollen geschlossen
und größere Bibliotheken ausgebaut wer-
den. Diese Maßnahmen werden freilich
kontrovers diskutiert, weil viele Akteure
betonen, wie entscheidend die örtlichen
Bibliotheken und Schulen für ein leben-
diges Sozialwesen in den Nachbarschaften
und Orts- und Stadtteilen sind. Es ist

deshalb absehbar, dass die Kommunal -
reform erst jetzt auf negative Resonanz
unter der Bevölkerung stoßen wird.
So verzerren die Finanzkrise und die
daraus folgenden Effektivierungs-Bemü-
hungen das Bild, wenn man die Kom-
munalreform bewerten will. Insgesamt
kann man aber sagen, dass die Gemeinden
finanziell und professionell bedeutend
robuster geworden sind, um den Wohl-
fahrtsstaat in Dänemark zu erhalten und
weiter entwickeln zu können. Doch die

eigentliche Konsequenz der Gemeinde-
reform wird erst in etwa einem Jahrzehnt
deutlich werden, wenn die aktuell ge-
planten strukturellen Veränderungen aus-
geführt worden sind. ■

von Gemeinden

Eva Jacobsen
Eva Jacobsen ist seit 2001 internationale Beraterin
beim dänischen Gemeindeverband „Kommunernes
Landsforening“ (KL) in Kopenhagen. Bis vor Kurzem
hat sie bei dessen EU-Büro gearbeitet, davon drei
Jahre in Brüssel. 

www.salzburger-baumeister.at
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Das Europäische Parlament setzt sich nach
dem Vertrag von Lissabon aus 750 Abge-
ordneten und dem Präsiden-
ten des Europäischen Parla-
ments zusammen. Gemäß
dem Vertrag darf kein Mit-
gliedstaat mehr als 96 Abge-
ordnete und kein Mitglied-
staat weniger als 6 Abgeord-
nete stellen. Da zum Zeit-
punkt der letzten Europa-
wahlen im Juni 2009 der Lis-
sabon-Vertrag noch nicht in
allen Mitgliedstaaten ratifiziert
worden war, setzte sich das
Europäische Parlament ent-
sprechend den Bestimmungen
des Vertrags von Nizza zu-
nächst aus 736 Abgeordneten zusammen.
Sonderregelungen sehen die Nachnomi-
nierung von 18 Abgeordneten aus insgesamt
12 Mitgliedstaaten vor, die zunächst nur
Beobachterstatus, jedoch kein Stimmrecht
besitzen. Erst mit der nächsten Europawahl
2014 wird auch die Zahl der deutschen
Abgeordneten von 99 auf 96 verringert,
sodass sich das Europäische Parlament bis
zum Ablauf der derzeitigen Legislaturperiode
aus 754 Abgeordneten zusammensetzen
wird. 
Im Mai 2010 stimmte das Europäische
Parlament einer Aufstockung im Sinne des
Vertrages von Lissabon zu. Die Zustimmung
des Rates wurde im Juni 2010 erteilt. Da
es sich um eine Änderung der Verträge
handelt, dürfen die zusätzlichen 18 MdEP
erst dann voll an der EP-Arbeit teilnehmen,
wenn in allen EU-Mitgliedstaaten diese
Textänderung ratifiziert wurde. Bis dahin
gelten die zusätzlichen MdEP als Beobachter.
Rede- und Stimmrecht genießen sie nur in
den EP-Ausschüssen, nicht aber im Plenum.
Ihren Lohn müssen sie von ihren Heimat-
ländern einfordern, während für die Infra-
struktur die Union aufkommt. 

Folgende Länder haben Anspruch auf zu-
sätzliche MdEP:

Zwei zusätzliche österreichische
Mitglieder im EP
Derzeit ist Österreich mit 17 Abgeordneten
im Europäischen Parlament vertreten (in
alphabetischer Reihenfolge): Martin Eh-
renhauser (Liste Martin), Karin Kadenbach
(SPÖ), Othmar Karas (ÖVP), Elisabeth
Köstinger (ÖVP), Jörg Leichtfried (SPÖ),
Evelin Lichtenberger (Grüne), Ulrike Lu-
nacek (Grüne), Hans-Peter Martin (Liste
Martin), Andreas Mölzer (FPÖ), Franz
Obermayr (FPÖ), Hella Ranner (ÖVP),
Evelyn Regner (SPÖ), Paul Rübig (ÖVP),
Richard Seeber (ÖVP), Ernst Strasser (ÖVP),
Hannes Swoboda (SPÖ), Angelika Werth-
mann (Liste Martin). Österreich hat An-
spruch auf zwei zusätzliche Mandatare,
diese wurden bereits bei den Europawahlen
im Juni 2009 mitgewählt: Ewald Stadler
(BZÖ) und Josef Weidenholzer (SPÖ).

Österreichs EU-Abgeordnete 
am häufigsten im EP anwesend
Die 17 österreichischen EU-Abgeordneten
sind am häufigsten bei Sitzungen im EU-
Parlament anwesend. Nach einer jüngsten
Aufstellung der Organisation „Votewatch“

führen die heimischen Europamandatare
mit 94,86 Prozent die Anwesenheitsliste

gereiht nach den 27 EU-Staaten
an. Schlusslicht sind die Briten, die
es auf 85,22 Prozent brachten. Die
Zählung erfolgt seit 14. Juli 2009.
Hinter den ÖsterreicherInnen liegen
auf den Plätzen die EU-Abgeord-
neten von Estland mit 93,38 Prozent
und die Luxemburger (93,08).

Richard Seeber ist 
am fleißigsten!
Am häufigsten anwesend unter den
österreichischen Mandataren waren
Richard Seeber (ÖVP) und der par-
teifreie Hans-Peter Martin, die es
auf je 100 Prozent brachten. Unter

allen 736 Abgeordneten liegen sie damit
unter den besten 51, von denen niemand
eine Parlamentssitzung versäumte. Dann
kommen mit je 98,11 Prozent Anwesenheit
die beiden ÖVP-Mandatare Othmar Karas
und Paul Rübig sowie der parteifreie Martin
Ehrenhauser (Liste Martin). Unter allen EU-
Abgeordneten rangieren sie damit im Bereich
der Plätze 52 bis 112. Die ÖVP-Europaab-
geordnete Elisabeth Köstinger nimmt den
sechsten Rang mit 98,08 Prozent ein (EU:
113-119), auf den Plätzen sieben bis elf
folgen mit je 96,23 Prozent die Sozialdemo-
kraten Karin Kadenbach, Jörg Leichtfried
und Evelyn Regner sowie der FPÖ- Mandatar
Franz Obermayr und Angelika Werthmann
(Liste Martin). Mit 94,34 Prozent liegen
Hannes Swoboda (SPÖ) und Andreas Mölzer
(FPÖ) gleichauf auf den Rängen zwölf und
13. Am 14. Platz folgt die Grüne Ulrike Lu-
nacek (92,45) vor Ernst Strasser (ÖVP)
(88,46 (EU: 451-455). Rang 16 geht an
Eva Lichtenberger (Grüne) mit 88,24 Prozent,
was unter sämtlichen EU-Abgeordneten
Platz 456 bedeutet, und österreichisches
Schlusslicht ist die ÖVP- Abgeordnete Hella
Ranner mit 80,39 Prozent. ■

Simona Wohleser, Österreichischer Städtebund, Brüssel

Darf’s ein bisserl mehr sein?
18 zusätzliche Mitglieder im Europäischen Parlament

EU-INSTITUTIONEN: DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

Mitgliedstaat Bisherige MdEP-Anzahl Zusätzliche MdEP-Anzahl
(nach Vertrag von Nizza: (nach Vertrag von Lissabon:
736 MdEP insgesamt) 750 MdEP insgesamt)

Bulgarien 17 1
Frankreich 72 2
Italien 72 1
Lettland 8 1
Malta 5 1
Niederlande 25 1
Österreich 17 2
Polen 50 1
Slowenien 7 1
Spanien 50 4
Schweden 18 2
Vereinigtes Königreich 72 1 
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Als stellvertretender Fraktionsvorsitzender
und parlamentarischer Geschäftsführer der
S&D Fraktion (Fraktion der Progressiven Alli-
anz der Sozialdemokraten im Europäischen
Parlament) ist es die Aufgabe von Hannes
Swoboda, die parlamentarische Tätigkeit der
Fraktion zu koordinieren. Als solches führt er
auch den Vorsitz bei der S&D Koordinatoren
(Fraktionssprecher der einzelnen Ausschüs-
se des EPs) aller Ausschüsse. Speziell ist
Swoboda Mitglied des Ausschusses für
auswärtige Angelegenheiten (AFET) und
stellvertretendes Mitglied des Ausschusses
für Industrie, Forschung und Energie (ITRE),
des Unterausschusses für Sicherheit und
Verteidigung (SEDE) und des Sonderaus-
schusses zur Finanz-, Wirtschafts-, und So-
zialkrise (CRIS). 

ITRE: Zukunftsthema Energiepolitik
Im Ausschuss für Industrie, Forschung und
Energie (ITRE) beraten wir insbesondere
Ansätze für eine gemeinsame Industriepolitik,
über die Grundsätze eines neuen Forschungs-
rahmenprogramms, sowie mehrere ener-
giepolitische Themen. Derzeit stehen zwei
Mitteilungen der Europäischen Kommission
im Ausschuss zur Debatte: die Energiestra-
tegie 2011-2020, sowie die Energieinfra-
strukturprioritäten der Europäischen Union
bis 2020 und danach: ein Konzept für ein
integriertes europäisches Energienetz. Aus
strategischer Sicht wird es insbesondere
darauf ankommen, auf welche konkreten
und verbindlichen Ziele man sich in diesem
Bereich einigt. Der Verkehrssektor muss
beispielsweise auf eine energiesparsame und
umweltfreundliche Schiene gestellt werden.
Die neuen Vorschläge der EU-Kommission
zur Energieinfrastruktur belegen auch deut-
lich die Notwendigkeit vermehrter Investi-
tionen in diesem Bereich. Dabei bedarf es

auch bei vermehrter dezentraler Energieer-
zeugung eines starken und übergeordneten
Netzes, insbesondere auch eines Stromnetzes.
Angesichts der zweifachen Notwendigkeit
der ökologischen Umstrukturierung und
der Schaffung neuer, nachhaltiger Arbeits-
plätze ist eine gut geplante Investitionswelle
in die Energienetze unbedingt notwendig.
Inhaltlich geht es dem EP vor allem darum,
ein reibungsloses Funktionieren des Ener-
giebinnenmarkts und die Schaffung mo-
derner integrierter Netze voranzutreiben,
die Energieeffizienzpotenziale besser aus-
zuschöpfen und eine Energieversorgungs-
sicherheit zu gewährleisten. In diesem Zu-
sammenhang wäre es aber auch notwendig,
eine echte Energiegemeinschaft innerhalb
der EU zu schaffen, die die nationalen An-
strengungen bündeln und zu einer gemein-
samen europäischen Energiepolitik gestalten
würde. 

AFET: Schwerpunkt Westbalkan 
Auch wenn ich mich um andere Regionen
und Länder in unserer Nachbarschaft küm-
mere, so bleibt die Region des Balkans mein
regionaler Schwerpunkt. Daher führe ich
den Vorsitz der Arbeitsgruppe über den
Westbalkan des Ausschusses für auswärtige
Angelegenheiten. 
In meiner Funktion als offizieller Berichter-
statter des EP für den Beitritt Kroatiens zur
EU besuchte ich diesen Herbst unter anderem
den kroatischen Justizminister Bosnjakovic,
Premierministerin Kosor und Staatspräsident
Josipovic. Gegenstand der Unterredungen
war vor allem der Themenbereich Justiz.
Dies ist das wichtigste und zugleich heikelste
Thema auf dem Weg Kroatiens zur EU. Es
gilt eine Reorganisation der Gerichte zu er-
reichen, einen Rückstand bei den verschie-
denen Verfahren abzubauen, den Kampf

gegen die Korruption zu verstärken und die
Zusammenarbeit mit dem internationalen
Strafgerichtshof zu intensivieren. Selbstver-
ständlich bedarf es noch weiterer Anstren-
gungen Kroatiens, um „fit“ für einen Beitritt
zu sein, aber  generell sind bei der Umsetzung
der europäischen Standards gute Fortschritte
Kroatiens sichtbar. Nach Abschluss der Ver-
handlungen für den Beitritt Kroatiens gibt
das Europäische Parlament – auf Basis der
Ergebnisse und meiner Einschätzung, die
sich im Bericht widerspiegeln – seine Zu-
stimmung. Erst nach dem zwingenden Ein-
verständnis des Europäischen Parlamentes
kann der Beitrittsvertrag unterzeichnet und
der Ratifizierungsprozess gestartet werden. 
Die Kommission wird auch im Jahr 2011
einen Bericht über die Kandidatenländer
und die am Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsprozess beteiligten Länder erstatten.
Dieses Strategiepapier ermöglicht es dem
Europäischen Rat und dem Europäischen
Parlament, die wichtigsten erweiterungsspe-
zifischen strategischen Leitlinien festzulegen. 
Bezüglich einer möglichen Erweiterung um
die Westbalkan-Staaten kommt es auf kon-
krete Maßnahmen in den einzelnen Ländern
an. Die Reformen in den – potenziellen –
Kandidatenländern müssen zügig vorange-
trieben werden. Wichtig sind hierbei Refor-
men des Wirtschafts- und Justizsystems,
aber auch Maßnahmen gegen Korruption
und grenzüberschreitende Kriminalität. Von
Seiten der Europäischen Union muss damit
begonnen werden, Projekte in der Region
umzusetzen. 
Nur die Annäherung der Westbalkan-Staaten
an die Europäische Union kann für wirt-
schaftliche und soziale Stabilität in der
Region sorgen. Davon profitieren nicht nur
die Beitrittswerber, sondern auch die Mit-
gliedsländer der EU. ■

Mitglied des Europäischen Parlaments: 

Hannes Swoboda
Hannes Swoboda, Abgeordneter zum EPPr
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Othmar Karas ist Vizepräsident der EVP-
Fraktion (Europäische Volkspartei) und
aktiver Mitgestalter bei der Bewältigung
der Wirtschafts- und Finanzkrise im Euro-
päischen Parlament. 

„Die Europäische Finanz -
marktaufsicht als notwendiges 
Instrument gegen die Krise“
Die seit 1929 gravierendste internationale
Finanz- und Wirtschaftskrise wurde zwar
nicht vorrangig in Europa hervorgerufen,
betraf jedoch die einzelnen Volkswirt-
schaften in einem großen Ausmaß. Vor
uns liegen Jahre mit vielen entscheidenden
Weichenstellungen. Die Antwort auf die
globale Finanz-, Wirtschafts- und Sozialkrise
darf keinen Rückzug in die nationale Iso-
lation bringen. Ein neuer Reformschub
ist vielmehr notwendig, und zwar mit
dem Kredo: Liberalisierung soweit als
möglich, Regulierung wo notwendig, um
Lücken zu schließen. Der seit über zehn
Jahren bestehende Binnenmarkt hat deut-
lich die Schwächen im Aufsichtssystem
der EU gezeigt.
Ein wichtiger Schritt zur Bewältigung der
Krise ist Anfang September 2010 gelungen,
indem Europa den Einstieg in eine erste
Finanzmarktaufsicht mit eigener Rechts-
persönlichkeit geschafft hat. Mit 1. Jänner
2011 hat die Europäische Finanzmarkt-
aufsicht ihre Arbeit aufgenommen. 

Makroaufsicht – Systemische 
Risiken frühzeitig erkennen
Ein Hauptproblem war bisher die Unter-
schätzung der Verflochtenheit der Finanz-
sektoren und das Fehlen einer Europäischen
Aufsicht. Ergebnis der Verhandlungen ist
die neu geschaffene Makroaufsicht und
eine Koordinierung der Aufsicht auf Ma-

kro- und Mikroebene. Damit wird diese
Schwäche des alten Systems beseitigt.
Der Europäische Ausschuss für Systemri-
siken (ESRB) übernimmt die Rolle der
„Makroaufsicht“. Dabei werden die po-
tenziellen Risiken für die Stabilität des
Finanzsystems, die sich aus makroökono-
mischen Entwicklungen ergeben, insgesamt
überwacht und im Zuge dessen bewertet.
Auf dieser Basis soll der ESRB frühzeitig
vor Systemrisiken warnen und konkrete
Empfehlungen zur Eindämmung an die
Mitgliedstaaten einschließlich nationaler
Aufsichtsbehörden richten. Die entspre-
chenden Behörden sollen diese Risiko-
einschätzung dann in konkreten Maß-
nahmen umsetzen. Die Präsidenten der
Europäischen Zentralbank, der nationalen
Zentralbanken sowie der europäischen
und nationalen Aufsichtsbehörden werden
sich am ESRB beteiligen. Vorsitzender
dieses Gremiums ist der Präsident der
 Europäischen Zentralbank, Jean-Claude
Trichet.

Mikroaufsicht – Beaufsichtigung
einzelner Finanzinstitute
Das Europäische System für die Finanz-
aufsicht (ESFS) wird mit der „Mikroauf-
sicht“ betraut sein. Die Beaufsichtigung
von einzelnen Finanzinstituten steht dabei
im Vordergrund. 
Die bisherigen „Level 3“-Ausschüsse (Aus-
schuss der europäischen Bankenaufsichts-
behörden (CEBS), Ausschuss für das Ver-
sicherungswesen und die betriebliche Al-
tersversorgung (CEIOPS) Ausschuss der
europäischen Wertpapierregulierungsbe-
hörden (CESR), die nur beratende Funk-
tionen hatten) werden nun durch drei
neue europäische Aufsichtsbehörden mit
eigener Rechtspersönlichkeit ersetzt: Eu-

ropäische Bankenaufsichtsbehörde (EBA),
Europäische Aufsichtsbehörde für das Ver-
sicherungswesen und die betriebliche Al-
tervorsorge (EIOPA) und die Europäische
Wertpapiersaufsichtsbehörde (ESMA). Die
drei Behörden werden ihre Sitze vorerst –
leider – weiterhin an drei unterschiedlichen
Standorten (Frankfurt, London, Paris) ha-
ben. Nach drei Jahren wird überprüft, ob
die Tätigkeit von drei verschiedenen Sitzen
aus Sinn macht.
Es wird ein permanentes Durchgriffsrecht
im Mediationsverfahren nationaler Aufseher
und bei Verstoß gegen EU-Recht geben.
In Zeiten eines Krisenfalles können Not-
maßnahmen getroffen werden und einzelne
Finanzprodukte und Finanztransaktionen
– wie zum Beispiel Leerverkäufe – euro-
paweit verboten werden.

Fazit
Die Krise hat uns gezeigt, dass die EU
eine handlungsfähige Aufsicht mit strengen
Durchgriffsrechten und eigenen Rege-
lungsbefugnissen benötigt. Alle Finanz-
marktakteure – also Banken, Versiche-
rungen und Wertpapiermärkte – müssen
unter einen Dach zusammengefasst wer-
den. Fakt ist: Die Krise wäre zumindest
weniger schwerwiegender gewesen, hätte
es eine solche Aufsicht gegeben. Dies ist
die zentrale Lehre aus der Finanzkrise. ■

Für weitere Informationen 
oder Anfragen zu
wirtschaftspolitischen 
Themen wenden Sie sich 
bitte an mich: 
othmar.karas@europarl.europa.eu
oder www.othmar-karas.at, bzw. 
unter +43 (1) 533 84 48 in Österreich 
und +32 (2) 28 – 47627 in Brüssel.

Mitglied des Europäischen Parlaments: 

Othmar Karas
Othmar Karas, Abgeordneter zum EPPr
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Ulrike Lunacek, Abgeordnete zum EP, 
Europasprecherin und stv. Klubobfrau der
österreichischen Grünen sowie außenpoliti-
sche Sprecherin der Grünen/EFA-Fraktion
im Europaparlament.

So wie in anderen Parlamenten sind auch
im Europäischen Parlament die Ausschüsse
der Motor der parlamentarischen Arbeit.
Seit dem Lissabon-Vertrag sind wir Euro-
paabgeordnete in fast allen Bereichen (Aus-
nahme Außenpolitik) mitentscheidungsbe-
rechtigt, und das hat unsere Position gegen-
über Rat und Kommission massiv gestärkt.
Aber auch in der Außenpolitik haben wir
etwa bei den Vorbereitungen zum Europäi-
schen Auswärtigen Dienst über den Hebel
des Budgets und des Personalstatuts wichtige
politische Positionen gegenüber der EU-
Außenministerin Catherine Ashton und
dem Rat durchgebracht. Zu aktuellen The-
men fordern wir Kommission und/oder Rat
zu Debatten auf und bereiten Resolutionen
dazu vor (etwa zu den Massenabschiebungen
von Roma durch Frankreich), und wir ver-
fassen Berichte, die im Plenum vorgestellt
und abgestimmt werden.

Erfolg für Kosovo-Bericht
Für meinen Kosovo-Bericht hat der Aus-
wärtige Ausschuss des Europaparlaments
im Juni 2010 mit Dreiviertelmehrheit ge-
stimmt. Danach wurde der Bericht im
Plenum zur Abstimmung gebracht. Nach
dem deutlichen Votum im Auswärtigen
Ausschuss konnte ich auch im Plenum
mit großer Unterstützung rechnen. Das
Ergebnis von 455:155 Stimmen und 28
Enthaltungen freute mich (trotzdem) sehr.
Die Arbeit an diesen Berichten ist sehr in-
tensiv, viele Gespräche und Besuche vor
Ort sind nötig, um sich ein klares Bild von

der Situation zu verschaffen und die not-
wendigen politischen Weichenstellungen
zu erkennen. Wenn diese Arbeit letztlich
mit großer Zustimmung der KollegInnen
über Partei- und Fraktionsgrenzen hinweg
honoriert wird, ist das auch ein großer per-
sönlicher Erfolg. Gerade bei politisch sen-
siblen Themen wie Kosovo (fünf EU-Mit-
gliedstaaten haben das jüngste Land Europas
nach wie vor nicht anerkannt) ist das Votum
zu einem Bericht wie dem meinen auch
politisch entscheidend für die Annäherung
des Kosovo an die EU. 
In den nächsten Wochen werde ich wieder
in den Kosovo reisen, um mich über die
politischen Ereignisse und Veränderungen,
gerade im Vorfeld der demnächst anste-
henden Wahlen, auf dem Laufenden zu
halten. Die daraus gewonnenen Erkennt-
nisse lasse ich in die weitere Politik der
Europäischen Union für den Westbalkan
einfließen – so etwa in die Vorbereitungen
für den von Ashton und ihrem Team in
Planung befindlichen Dialog zwischen Ser-
bien und Kosovo über die Lösung von
Alltagsproblemen. 

Ilisu-Staudamm
Mitte November veranstaltete ich auch
eine Konferenz über die türkische Stau-
dammpolitik. Unmittelbarer Anlass dafür
war die Fortsetzung des umstrittenen Ilisu -
Staudammprojekts mit den bekannten ne-
gativen Folgen wie Enteignungen, Um-
siedlungen, vor allem aber der Zerstörung
der menschheitsgeschichtlich wertvollen
Denkmäler und Stätten in Hasankeyf. In-
itiativen aus der ganzen Türkei haben bei
dieser Konferenz über die ökologischen,
kulturellen und sozialen Folgen des dro-
henden „Staudamm-Tsunamis“ berichtet,
plant die Regierung in Ankara doch neben

Ilisu noch weitere rund 1.500 Staudämme.
Wir Grünen im Europaparlament unter-
stützen die türkischen und internationalen
Umweltschutzbewegungen, die gegen diese
Megadämme mobil machen. Obwohl oder
gerade weil wir für einen transparenten
und ehrlichen EU-Aufnahmeprozess mit
der Türkei eintreten, verlangen wir von
den politischen Verantwortlichen in Ankara,
dass sie die besorgten Stimmen zu diesen
Staudamm-Projekte endlich hören und in
ihre Planungen einbeziehen. 
Neben meiner Arbeit in den außen- und
sicherheitspolitischen Ausschüssen des Eu-
ropaparlaments bin ich auch stellvertretendes
Mitglied im Ausschuss für die Rechte der
Frau und die Gleichstellung der Geschlech-
ter. In dieser Funktion freute mich natürlich
die Zustimmung der Mehrheit der Europa-
Abgeordneten zu 20 Wochen Mutterschutz
und parallel dazu Anspruch auf zwei Wo-
chen Vaterschaftsurlaub bei der Oktober-
Plenartagung in Straßburg doppelt: euro-
päisch und österreichisch. Denn der Papa-
Urlaub nach der Geburt eines Kindes ist
auch eine langjährige Forderung der Grünen
in Österreich. Dass zum Mutterschutz nun
auch zwei Wochen „Vaterschutz“ hinzu-
kommen, wird die Erwerbstätigkeit von
Frauen unterstützen und die Rolle von
Vätern in der Familie stärken, aber auch
Unternehmen klar machen, dass Männer
ebenfalls wegen Kindern von der Arbeit
wegbleiben können. 
Im Bereich der Menschenrechtsarbeit bin
ich zudem eine der beiden Vorsitzenden der
Intergroup des EP, die sich für gleiche Rechte
und ein Ende der Diskriminierung von Les-
ben, Schwulen, Bisexuellen und TransGender
ausspricht. Hier ist mein Engagement sowohl
in den neuen Mitgliedstaaten als auch au-
ßerhalb der EU gefragt. ■

Mitglied des Europäischen Parlaments: 

Ulrike Lunacek
Ulrike Lunacek, Abgeordnete zum EPDi
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Die Stimmung für Europa steht in Österreich
nicht zum Besten: Laut Eurobarometer
halten nur 42 Prozent der ÖsterreicherInnen
die EU für eine gute Sache, der EU-Durch-
schnitt liegt bei 53 Prozent. Die Gründe für
Ablehnung sind vielfältig: Unzureichende
Informationen über Entscheidungsprozesse,
ein falsches Bild, das über die Medien ver-
mittelt wird oder einfach Desinteresse an
Entscheidungen, die außerhalb der eigenen
Landesgrenzen getroffen werden. Vor allem
auf den Leserbriefseiten mancher österrei-
chischer Medien entlädt sich die Frustration
über die vermeintlich „böse“ EU, die über
die Köpfe der BürgerInnen hinwegentscheidet. 

Um dem wachsenden EU-Frust zumindest
ein kleines Stückchen entgegenzuwirken,
hat die SPÖ-EU-Delegation beschlossen,
sich mit LeserbriefschreiberInnen der „Kro-
nenzeitung“ persönlich zu treffen und deren
Anliegen zu diskutieren. 

Viele Vorurteile und Ängste
Man lud daher besonders kritische Verfasser
von Leserbriefen persönlich ein: 16 von
ihnen trafen am 29. November im Haus
der Europäischen Union in Wien mit den
SPÖ-EU-Abgeordneten zum informellen
Gedankenaustausch zusammen. Wichtig
war dabei, dass wirklich alle TeilnehmerInnen
die Möglichkeit bekamen, mit einem der
Abgeordneten zu sprechen, deshalb wurde
die Veranstaltung bewusst im kleinen Kreis
abgehalten.
Die Themenpalette war vielfältig, der Er-
klärungsbedarf hoch. Punkte, die besonders
emotionalisierten, waren etwa die Finanz-

hilfen, die jenen Ländern der EU zur Ver-
fügung gestellt wurden, die durch die Wirt-
schaftskrise in Schwierigkeiten geraten waren.
„Warum soll Österreich für die Schulden
anderer zahlen?“ lautete die oft gestellte
Frage. Hier galt es zu erklären, dass es sich
einerseits nur um Garantien handelt und
andererseits auch Österreich dementspre-
chend schlechte Auswirkungen zu befürchten
hat, stürzt eines jener Länder in den Ruin.
Ebenso schwierig zu vermitteln war der
Stand der Beitrittsverhandlungen der Türkei.
Auch hier vermischten sich Falschinforma-
tionen mit jener unbegründeten Angst, dass
ein großes Land wie die Türkei in unmit-

telbarer Zukunft Mitglied der Europäischen
Union werden könnte. Was in den Debatten
zu erkennen war, ist, dass die Menschen
genau das Gegenteil von politikverdrossen
sind. Sie haben das Bedürfnis, Inhalte zu
diskutieren und wollen, dass ihre Standpunkte
gehört werden. Viele der TeilnehmerInnen
haben jedoch eine – auch von den Medien
vermittelte – vorgefasste negative Meinung
von der Europäischen Union. Hier müssen
wir alles daran setzen, dieses Informations-
defizit zu beheben, dabei ist auch die na-
tionale Politik in die Pflicht zu nehmen.
Noch immer herrscht die Angewohnheit
vor, alles Unangenehme der EU zuzuschie-
ben. Dabei muss man sich endlich dazu
bekennen, dass „die EU wir alle sind“, im-
merhin werden im Rat die wichtigsten
Entscheidungen getroffen. Und dieser setzt
sich aus VertreterInnen der nationalen Re-
gierungen zusammen.

Bezug zu BürgerInnen intensivieren!
Ziel dieser Veranstaltung war es nicht, die
Menschen zu überzeugen. Uns war klar,
dass wir aus EU-GegnerInnen nicht in zwei
Stunden EU-BefürworterInnen machen kön-
nen. Was wir aber wollten, war, zu einer
etwas differenzierteren Sichtweise beizutragen.
Darüber hinaus war es ein Anliegen, den
Menschen das direkte Kennenlernen zu er-
möglichen, ihnen zu zeigen, dass die Euro-
paparlamentarierInnen im Sinne der Bür-
gerInnen arbeiten – und so jenem Klischee
der abgehobenen und realitätsfremden Po-
litikerInnen entgegenzuwirken. Dass dies
gelungen ist, ist unbestritten: das Feedback
der Anwesenden war durchwegs positiv und
der Wunsch nach einer Wiederholung wurde
laut. Unser Fazit: Es muss für uns ein Auftrag
für die Zukunft sein, noch mehr das direkte
Gespräch mit den Menschen zu suchen.
Nur dadurch können wir verhindern, dass
das Gefühl vorherrscht, Europa entferne
sich von seinen BürgerInnen.  ■

Hannes Swoboda und Evelyn Regner, Mitglieder des Europäischen Parlaments

„Kronenzeitung goes Europe“
Zusammenfassung der Diskussion mit LeserbriefschreiberInnen
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Regner und Swoboda standen „Krone“-
Leserbriefschreibern Rede und Antwort.
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Europa steht vor großen Herausforde-
rungen. Durch die globalisierte Wirtschaft
wächst der Druck auf unsere Regionen,
wettbewerbsfähig zu bleiben, nicht nur
innerhalb Europas, sondern auch gegen-
über Wettbewerbsteilnehmern anderswo
auf der Erde. Zugleich sind sie gefordert,
den Zusammenhalt der Gesellschaft zu
gewährleisten. Als vielleicht sichtbarster
Ausdruck dieses Bestrebens investiert die
europäische Regionalpolitik in die Ent-
wicklung aller Regionen – in zeitgemäße
Infrastruktur und in innovative Unter-
nehmen als Basis für mehr und bessere
Arbeitsplätze.
Österreich hat bereits in der Vergangenheit
enorm von diesen Anstrengungen profi-
tiert: vom Burgenland bis nach Vorarlberg,
von den städtischen Ballungsräumen in
die ländlichen Gebiete. Die EU-Regio-
nalpolitik ist eine Politik, die alle Regionen
Österreichs – und der Europäischen Union
– unterstützt. Unsere Politik hilft den
Städten und Regionen, sich zu entwickeln,
dient damit den Bedürfnissen der Men-
schen und macht dadurch „die EU“ überall
sichtbar. Gerade die EU-Skepsis in man-
chen Ländern – so auch in Österreich –
zeigt, wie wichtig es ist, Europa erfahrbar
und spürbar zu machen.
Die europäischen Städte sind dabei Orte,
denen besondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt werden muss. Über 70 Prozent
der Europäerinnen und Europäer leben
in ihnen. Gerade in Hinblick auf kom-
mende gemeinsame Herausforderungen
sehe ich unsere Städte als wichtigen Teil
der Lösung, denn als Problem: Das enorme
Potenzial der Städte ist nicht nur ent-
scheidend, wenn es etwa um Klimaschutz
oder Energieeinsparungen geht, sondern
auch in Fragen der regionalen Wettbe-

werbsfähigkeit, der Bildung und Forschung
oder der Integration.
Europa braucht seine Städte. Und Europa
braucht eine starke Kohäsionspolitik, um
zu zeigen, dass die EU mehr ist als nur
eine „Zwecksgemeinschaft“ unterschied-
licher Nationen. Europa bedeutet für
mich, gemeinsam stark zu sein, um die
künftigen Herausforderungen erfolgreich
meistern zu können. ■

Ein starkes Europa 
braucht starke Städte

Die 27 EU-Kommissarinnen und EU-Kommissare
José Manuel Barroso, Präsident

Catherine Ashton, Vizepräsidentin, Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik

Viviane Reding, Vizepräsidentin, Justiz, Grundrechte und Bürgerschaft

Joaquín Almunia, Vizepräsident, Wettbewerb

Siim Kallas, Vizepräsident, Verkehr

Neelie Kroes, Vizepräsidentin, Digitale Agenda

Antonio Tajani, Vizepräsident, Industrie und Unternehmertum

Maroš Šefčovič, Vizepräsident, Interinstitutionelle Beziehungen und Verwaltung

Janez Potočnik, Umwelt

Olli Rehn, Wirtschaft und Währung

Andris Piebalgs, Entwicklung

Michel Barnier, Binnenmarkt und Dienstleistungen

Androulla Vassiliou, Bildung, Kultur, Mehrsprachigkeit und Jugend

Algirdas Šemeta, Steuern und Zollunion, Audit und Betrugsbekämpfung

Karel De Gucht, Handel

John Dalli, Gesundheit und Verbraucherpolitik

Máire Geoghegan-Quinn, Forschung, Innovation und Wissenschaft

Janusz Lewandowski, Finanzplanung und Haushalt

Maria Damanaki, Maritime Angelegenheiten und Fischerei 

Kristalina Georgieva, Internationale Zusammenarbeit, humanitäre Hilfe und Krisenreaktion

Günther Oettinger, Energie

Johannes Hahn, Regionalpolitik

Connie Hedegaard, Klimapolitik

Štefan Füle, Erweiterung und Europäische Nachbarschaftspolitik

László Andor, Beschäftigung, Soziales und Integration

Cecilia Malmström, Inneres

Dacian Cioloş, Landwirtschaft und ländliche Entwicklung

Johannes Hahn, EU-Kommissar für Regionalpolitik
Johannes Hahn, EU-Kom-
missar für Regionalpolitik.
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Prämisse. Die Strategie enthält fünf messbare
Leitziele, die bis 2020 verwirklicht und in
nationale Ziele umgesetzt werden sollen
(Beschäftigung, Forschung und Innovation,
Klimaschutz und Energie, Bildung sowie
Armutsbekämpfung). Der Kohäsionsbericht
macht dabei deutlich, dass die Regional-
politik bereits jetzt entscheidende Beiträge
in diesen Bereichen leistet. Interessanter
ist jedoch, dass die EU-Regionalpolitik
künftig thematisch stark an die Umsetzung
von „Europa 2020“ gebunden werden soll.
Bereits dies verdeutlicht, dass die Kom-
mission keine EU-Regionalpolitik will, die
sich ausschließlich auf die ärmsten Regionen
Europas beschränkt. Für Österreich bedeutet
dies, dass nach 2013 weiterhin alle Bun-
desländer in den Genuss von EU-Regio-
nalfördermittel kommen sollen. Die Kom-
mission will – so macht der Kohäsionsbericht
deutlich – auch das Wachstumspotenzial
in anderen Teilen der Union und die not-
wendige Umstellung auf eine innovativere
und stärker wissensbasierte Wirtschaft im
Auge behalten. Städte, die häufig als re-
gionale Wachstumsmotoren wirken, gleich-
zeitig aber auch eine Vielzahl von Heraus-
forderungen angehen müssen, sollen dabei
eine wichtigere Rolle spielen als bisher. 

Mehr städtische Themen
Denn eines ist klar: Neben der Notwen-
digkeit, die globalisierte Wirtschaft als
Chance zu begreifen und Innovation kon-
tinuierlich zu unterstützen, werden Städte
heute in verstärktem Maße mit den Aus-
wirkungen des demographischen Wandels,
einer alternden Gesellschaft sowie der an-
haltenden Migration konfrontiert. So müs-
sen sich etwa wachsende Städte mit der
sozialen Eingliederung von mehr Immi-
granten auseinandersetzen, während etwa
schrumpfende Städte mit einer alternden
Bevölkerung und einem sinkenden Anteil
von EinwohnerInnen im Erwerbsalter die
Bereitstellung von Gesundheitsdiensten
oder Infrastruktur thematisieren. In größeren
Städten ist auch das Thema der Wiederbe-
lebung benachteiligter Stadtviertel ein wich-
tiges Anliegen. Weitere wichtige Heraus-
forderungen liegen in den Bereichen Ener-
gieverbrauch und Klimawandel, wo Städte
eine zentrale Rolle spielen können – und
müssen. Dies betrifft insbesondere das Po-

tenzial von Städten für Energieeinsparungen,
aber auch Aspekte wie Umweltrisikoma-
nagement (in Folge des Klimawandels)
oder die Nutzung innerstädtischer Brach-
flächen zur Vermeidung energieineffizienter
Siedlungsstrukturen (Zersiedelung). Dabei
wird nicht nur die städtische Ebene gefordert
sein, sondern auch Bund und Länder. In-
ner- und außerhalb von EU-Förderpro-
grammen wird die Zusammenarbeit in-
tensiviert werden müssen, wenn es um in-
novative raumordnerische Lösungsansätze
geht. Es wird nötig sein, den Blick stärker
in Richtung funktionaler Stadträume und
gemeinsamer Stärken zu richten – der glo-
bale Wettbewerb lässt keinen Platz für
Kirchturmdenken.

Mehr städtische Verantwortung
Im Rahmen der künftigen EU-Regional-
politik sollen aber nicht alleine städtische
Themen in Regionalförderprogrammen
gestärkt werden. Es soll auch ein Stück
weit darum gehen, den Städten mehr Ver-
antwortung zu geben – und damit besseren
Zugang zu EU-Regionalfördermitteln. Wie
etwa erfolgreiche Abwicklungsmodelle in
Spanien oder den Niederlanden belegen,
kann etwa die Verwaltung von Fördermitteln
durch eine direkte Übertragung an städtische
Behörden vereinfacht werden („Subdele-
gation“). Basierend auf dem Lissabon-Ver-
trag soll Städten auch ein besseres Mit-
spracherecht in Entscheidungsgremien für
EU-Strukturfonds eingeräumt werden. 

Mehr integrierte 
Handlungskonzepte
Ebenfalls verbessert werden soll die An-
wendung integrierter Handlungskonzepte.
Stadtentwicklung wird auf europäischer
Ebene keineswegs mehr als technische, pla-
nungsorientierte Disziplin verstanden. Es
geht dabei um die weit komplexere Aufgabe,
wirtschaftliche, soziale und ökologische
Entwicklung integriert zu betrachten, Stra-
tegien im Dialog mit der Bevölkerung zu
entwickeln und daraus abgeleitete Einzel-
projekte umzusetzen. Mit EU-Förderpro-
grammen wie der URBAN Gemeinschafts-
initiative (Wien und Graz, 1995-2006)
hat die EU-Regionalpolitik erfolgreich ge-
zeigt, was es heißt, integrierte Stadtent-
wicklung in die Tat umzusetzen. Waren es
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 für Städte?
Intelligentes, nachhaltiges und 
integratives Wachstum 
Dabei wird bereits bei der Lektüre des In-
haltsverzeichnisses klar, wohin die Reise
geht: Mit dem Bericht wird die Kohäsi-
onspolitik in den Kontext der Wirtschafts-
krise und der „Europa 2020 Strategie“ ein-
gebunden. Auf letztere haben sich die
Staats- und Regierungschefs der 27 Mit-
gliedstaaten im Juli 2010 als neue EU-
Leitstrategie für die kommenden 10 Jahre
geeinigt. „Intelligentes, nachhaltiges und
integratives Wachstum“ heißt dabei die
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„Europa 2020“ – Die EU-Haushaltsreform
Die EU-Kommission stellte vergangenen Oktober ihre Überlegungen zur zukünftigen
Struktur der Haushaltsfinanzierung der Förderperiode 2014–2020 vor. Es wurden
zwar keine Zahlen genannt, die Schwerpunkte der Kommission sind jedoch leicht
erkennbar. Die Vorschläge können erhebliche Auswirkungen auf die Art und Weise
der Finanzierung bisheriger Politiken, auf die Inanspruchnahme europäischer Mittel
und auf die Einflussnahme der Mitgliedstaaten auf den europäischen Haushalt ha-
ben. EU-Gelder sollen in Zukunft nach neuen Grundsätzen verwendet werden, die
kommunale Ebene besser eingebunden, mehr Ergebnisse und eine enge Bindung
an die EU-Ziele sollen erreicht werden. Das heißt, die Mitgliedstaaten sind aufgeru-
fen, stärker „europäisch“ zu handeln. 

Politikbereiche
Die Beibehaltung der sog. territorialen Politiken (z.B. die Regionalpolitik, aus der
kommunale Projekte und Infrastruktur finanziert werden) ist unumstritten; mehr Au-
genmerk soll aber auf die Ergebnisorientierung gelegt werden. Daneben soll die Rol-
le von Darlehen anstelle von Zuschüssen gestärkt werden. Besonderes Augenmerk
will die Kommission auch auf die Förderung lokaler Entwicklungsinitiativen in Städ-
ten und Gemeinden legen. Alle Förderinstrumente sollen so angewandt werden,
dass sie zu den Zielsetzungen der „Europa 2020“-Strategie beitragen, ein nachhalti-
ges, intelligentes und sozial ausgewogenes Wachstum zu ermöglichen. 

Fonds 
Die Beibehaltung der verschiedenen Fonds (EFRE, ESF, ELER und Fischereifonds) mit
ihren speziellen Zielsetzungen ist unumstritten. Eine Harmonisierung der Förderre-
geln und eine Integration durch einen gemeinsamen strategischen Rahmenplan auf
europäischer Ebene wurden vorgeschlagen. Statt nationaler strategischer Rahmen-
pläne sollen Vereinbarungen getroffen werden, in denen sich die Mitgliedstaaten
verpflichten, bestimmte messbare Ergebnisse zu erreichen. 

Verfahrenskontrolle 
Bisher sind die Kontrollverfahren sehr aufwändig. Die Kommission schlug nun vor,
die Verfahrenskontrolle an die Komplexität der Förderprojekte und an die Verwal-
tungskapazität der Mitgliedstaaten anzupassen. 

Laufzeit 
Zur Effizienzsteigerung soll die Förderperiode von sieben auf zehn Jahre verlängert
werden. Eine Überprüfung des Haushalts sollte nach der Hälfte der Zeit stattfinden,
um für die restliche Laufzeit Anpassungen hinsichtlich der Mittelverteilung oder der
Prioritäten vornehmen zu können. Bei siebenjährigen Förderperioden ist oftmals be-
sonders dann eine Überprüfung der bisherigen Prioritäten nicht möglich, wenn die
Förderperiode durch späte Verabschiedung der rechtlichen Rahmenregelung spät in
nationale operationelle Programme umgesetzt wird. 

EU-Eigenmittel
Die EU-Kommission schlug vor, die Finanzierungsgrundlagen für den EU-Haushalt zu
verändern. Anstelle des gewachsenen und teilweise willkürlichen Systems von Zu-
weisungen und nationalen Rabatten schlug die Kommission mehrere Modelle einer
eigenständigen Finanzierung vor (EU-Mehrwertsteuer, EU-Steuer). 

Fazit
Die Kommission möchte eine flexiblere EU-Haushaltspolitik mit einer größeren
Steuerungskompetenz ihrerseits. Das könnte durchaus vorteilhaft aus kommunaler
Sicht sein. Für die Kommission ist es seit längerer Zeit logisch, dass die kommunale
Ebene für die Umsetzung und Zielerreichung europäischer Politik eine entscheiden-
de Rolle spielt. Die Mitgliedstaaten sehen dies in der Mehrzahl nicht so. 
Mehr dazu unter:
http://ec.europa.eu/budget/reform/library/communication/com_2010_700_en.pdf
(28 Seiten)

Weiterer Zeitplan
Europäisches Parlament: Fortsetzung der Diskussionen im SURE-Ausschuss bis
Ostern 2011; Annahme des Berichts im Juni 2011.

in der Vergangenheit insbesondere benachteiligte Stadtquartiere mit
hoher Arbeitslosigkeit, welche im Fokus der Förderungen standen,
so zeigt die aktuelle EU-Förderperiode (2007-2013) eine deutliche
thematische und räumliche Ausweitung. Die aus dem Europäischen
Fond für regionale Entwicklung finanzierten Programme (etwa in
Wien, der Steiermark oder Oberösterreich) demonstrieren, wie Maß-
nahmen zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit und des sozialen
Zusammenhalts erfolgreich miteinander kombiniert werden können.
Der europäische Erfahrungsaustausch zu Städtethemen, etwa durch
das URBACT-Programm, trägt zusätzlich dazu bei, Stadtentwicklung
nicht isoliert, sondern in einem breiten Kontext zu sehen.  

Ausblick 
Mit dem 5. Kohäsionsbericht hat die Kommission ihre ersten
Pläne für eine neu ausgerichtete EU-Regionalpolitik präsentiert.
Städten – unabhängig von ihrer Größe – soll dabei eine neue
Rolle zugemessen werden. Im Laufe des Jahres 2011 wird sich
zeigen, wie weit die nationalen Regierungen bereit sein werden,
diesen Weg mitzugehen. Fest steht schon jetzt: Die Europäische
Union wird auf die treibende Kraft seiner Städte angewiesen sein,
um wirtschaftliches Wachstum zu erzielen, den sozialen Zusam-
menhalt zu gewährleisten und unsere Umwelt für kommende Ge-
nerationen zu schützen. ■

www.gdg-kmsfb.at
Gewerkschaft der Gemeindebediensteten – Kunst, Medien, Sport, freie Berufe

Maria-Theresien-Straße 11, 1090 Wien
Tel.: (01) 313 16 – 8300, E-Mail: info@gdg-kmsfb.at
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Kohäsionspolitik nach 2014 

Die frühzeitige 
Positionierung der Städte

Geht es nach dem am 9.11.2010 veröf-
fentlichten 5. Kohäsionsbericht, soll sich
die Kohäsionspolitik nach 2014 an der
„Europa 2020“-Strategie orientieren. Den
Städten soll dabei besonderes Augenmerk
zukommen, da ihnen als „Trägerinnen des
Wissens“ betreffend die regionale Entwick-
lung eine Leitfunktion zuerkannt wird.
Parallel anerkennt die Kommission, dass
Städte auch mit den großen Herausforde-
rungen unserer Zeit am stärksten konfron-
tiert sind. Daher soll es im Rahmen der
nächsten Kohäsionsfondsperiode einen spe-
ziellen Fokus auf städtische Problemlagen
nach dem Beispiel der Gemeinschaftsin-
itiative URBAN geben. Der Städtebund
ist bereit, diese neue Phase der EU-Kohä-
sionspolitik nach 2014 aktiv mit zu gestalten. 

Arbeitsgruppe zum Thema
„Europäische Städtepolitik“ 
So wurde im Auftrag des Raumordnungs-
ausschusses bereits  im Frühsommer 2010
eine Arbeitsgruppe zum Thema „Europäi-
sche Städtepolitik“ eingerichtet. In zwei
konzentrierten Sitzungen und per E-Mail-
Rundlauf wurde von der Arbeitsgruppe
„Europäische Städtepolitik“ konzentriert
über den Sommer/Herbst 2010 ein Posi-
tionspapier der österreichischen Städte er-
arbeitet.  

Positionspapier der 
österreichischen Städte 
Im Positionspapier der österreichischen
Städte wird dargelegt, was auf städtischer

Ebene in Angriff genommen werden soll,
möchte man die „Europa 2020“-Strategie
mit ihren Schwerpunkten „intelligentes,
nachhaltiges, integratives Wachstum“ tat-
sächlich vor Ort, in den Städten  umsetzen.
Rückblickend war die Entscheidung, das
Positionspapier zur künftigen europäischen
Städtepolitik des Städtebunds an den
Zielen der „Europa 2020“-Strategie aus-
zurichten,  goldrichtig – soll sich die
Strukturfondspolitik 2014+ nach Aussagen
des am 9.11.2010 präsentierten 5. Kohä-
sionsberichts doch ebenfalls an der „2020“-
Strategie orientieren. Von dieser von den
Städten zu erfüllenden „Aufgabenliste“
zur Erfüllung der „2020“-Strategie vor
Ort werden im Positionspapier konkrete
Bedarfe und Forderungen der Städte ab-
geleitet (ergo: „Was brauchen wir, um die
Ziele der „2020“-Strategie umsetzen zu
können?“). 

Welches sind die wesentlichen
Forderungen der Städte?
• Verankerung der Städte mit einer ver-

pflichtenden Mindestförderquote von
25% in der Strukturfondsverordnung

• Verpflichtende Verankerung der Städte
in den operationellen Programmen der
Bundesländer und im Rahmenplan des
Bundes. Diese Programme legen die Aus-
richtung des Mitteleinsatzes der von der
EU zur Verfügung gestellten Struktur-
fondsmittel (in Kombination mit natio-
nalen Kofinanzierungen) für die Periode
ab 2014 fest.

• Mehr Aufmerksamkeit für die konkreten
Problemlagen in den Städten und mög-
liche Lösungsvorschläge auf nationaler
Ebene. 

Tipp: Das Positionspapier findet sich in
der Langfassung auf der Homepage des
Städtebunds (www.staedtebund.gv.at).

Warum richten sich die 
Forderungen der Städte sowohl 
an die nationale als auch an die 
europäische Ebene?
Bereits in den Verhandlungen zur letzten
Förderperiode wurde seitens der Euro-
päischen Kommission vorgeschlagen, dass
es in den nationalen und regionalen För-
derprogrammen eine verpflichtende Ver-
ankerung der städtischen Dimension geben
soll, was allerdings vom Rat – und somit
von den Mitgliedstaaten – abgelehnt
wurde. 
Wirklich gute Argumente brauchen die
Städte daher vor allem im Vorfeld der in-
nerösterreichischen Diskussion. So war
der Städtebund in die Verhandlungen des
Vorschlags der letzten Strukturfondsver-
ordnung auf nationaler Ebene („Weisungs-
runden“), die der innerösterreichischen
Vorbereitung der Ratsarbeitsgruppe dienten,
nicht eingebunden. Vielmehr verständigten
sich die Landeshauptleute darauf, alle Re-
gionen gleichermaßen mit EU-Förderungen
zu bedienen. Mit der Übergabe des Posi-
tionspapiers im Rahmen der Städtebund-
Veranstaltung „Stadt Macht Europa“  am
29. November 2010 im Haus der Euro-

Stephanie Schwer, Österreichischer Städtebund
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päischen Kommission in Wien durch Prä-
sident Häupl an Herrn Kommissar Hahn
haben die Arbeiten am Positionspapier
zu einem feierlichen Abschluss gefunden
(siehe dazu auch den Beitrag „Stadt macht
Europa“ auf Seite 42).
Im Rahmen der Tagung skizzierte Kom-
missar Hahn die Grundzüge der nächsten
Strukturförderperiode und bekräftigte ein-
mal mehr, dass nach Plänen der Kommis-
sion der „städtischen Dimension“ im Rah-
men der EU-Regionalpolitik künftig stär-
keres Gewicht zukommen soll. Das Posi-

tionspapier des Städtebunds bildet dazu
ein entscheidendes Pendant auf nationaler
Ebene. Denn – so Hahn – Lobbying für
die Städte wäre zu allererst auf Ebene der
Mitgliedstaaten nötig. In Brüssel wären
bereits alle Türen eingerannt.
Aus diesem Grund wird das Lobbying
der Städte auf nationaler Ebene, also ge-
genüber den Ländern und auch im Rahmen
der nationalen „Weisungsrunden“, in den
nächsten Monaten und Jahren besondere
Relevanz zukommen. Ein guter Anfang
dazu wurde bereits geschafft. ■
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Häupl, Hahn, Weninger – Künftige 
EU-Regionalpolitik muss auf die Städte 

fokussieren; Übergabe des 
Positionspapiers an Kommissar Hahn"
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Die städtische Dimension der europäischen
Regionalpolitik war das zentrale Thema
eines Symposiums des österreichischen
Städtebunds, welches am 29. November
in Wien stattfand. Zum Thema „Die künf-
tige Rolle und Bedeutung der europäischen
Städte“ gab es einen hochkarätigen Mei-
nungsaustausch zwischen EU-Kommissar
Johannes Hahn und dem Städtebund-Prä-
sidenten Bürgermeister Michael Häupl.
Bei dieser Gelegenheit wurde auch ein im
Städtebund erarbeitetes Positionspapier zur
Zukunft der EU-Kohäsionspolitik nach
2014 präsentiert und dem EU-Kommissar
für Regionalpolitik überreicht. Darüber
hinaus wurden auch weitere Initiativen
vorgestellt, die dem europäischen Engage-
ment von Städten und Gemeinden dienlich
sind.

Über 100 Personen fanden sich am 29.
November 2010 im Haus der Europäischen
Union in Wien ein, um Fragen der Be-
deutung und der Rolle der Städte im Rah-
men der europäischen Politik zu diskutieren.
Nach der Begrüßung durch den Vertreter
des Europäischen Parlaments in Österreich,

Georg Pfeifer, lud der Moderator, Gene-
ralsekretär Thomas Weninger Bürgermeister
Häupl und Kommissar Hahn zu ihren
Eingangsreferaten. 

Häupl: „Städte wollen sich 
aktiv in den europäischen 
Prozess einbringen“
Bgm. Häupl betonte in seinem Referat
die Bedeutung der europäischen Städte an
der sozialen und wirtschaftlichen Entwick-
lung der EU. Großes Interesse rief dabei
der Hinweis hervor, wonach laut einer
WIFO-Studie Regional-Fördermittel in
städtischen Räumen wesentlich höhere
Wirkung hätten als in ländlichen Regionen.
Er betonte auch die Bereitschaft der öster-
reichischen Städte, sich aktiv in den euro-
päischen Prozess einzubringen und über-
reichte Kommissar Hahn am Ende seiner
Rede ein Positionspapier der österreichischen
Städte zur nächsten EU-Strukturfondspe-
riode ab 2014 (siehe dazu auch den Beitrag
„Kohäsionspolitik nach 2014“).

Hahn: „Städte sind wichtige 
Motoren für das ökonomische
Wachstum“
Kommissar Hahn eröffnete sein Referat
mit der Feststellung, dass mehr als 70 Pro-
zent der Menschen in der EU in Städten
leben. Er betrachtet Städte nicht nur als
Labors der Gesellschaft, in denen sich ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Vorgänge
als erstes zeigen, sondern auch als die wich-
tigen Motoren für das ökonomische Wachs-
tum. Städte verdienen daher künftig im
Rahmen der EU-Regionalförderung ein
besonderes Augenmerk. Er zeigte sich auch
darüber erfreut, dass sich die österreichischen
Städte verstärkt in die europäische Politik
einbringen wollen und sich substantielle
und fundierte Gedanken dazu machen.
Hahn verwies aber auch darauf, dass die

Verwendung von EU-Fördermitteln maß-
geblich auf nationaler Ebene entschieden
werde und daher aktives Einbringen der
Forderungen der Städte auch auf nationaler
Ebene wichtig sei.

Deutsche Gastredner: 
Schulte & Landsberg
Aus dem benachbarten Deutschland folgten
nun zwei Beiträge. Der Leiter der Stadt-
planung der Hansestadt Hamburg, Dipl.-
Ing. Willhelm Schulte, gab einen Einblick
in die zahlreichen Projekte, die zum Aufbau
von unterschiedlichen Kooperationen in
der europäischen Metropolregion Hamburg
kreiert wurden. So gibt es Zusammenarbeit
der Kommunen und Städte im Bereich
der Wissenschaft, des öffentlichen Verkehrs,
der Erhaltung von Naherholungsgebieten
oder der Versorgung mit Lebensmitteln
aus der Region.
Die Herausforderungen an die kommunale
Daseinsvorsorge vor dem Hintergrund
jüngster europäischer Entwicklungen be-
leuchtete Gerd Landsberg, der geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des Deutschen
Städte- und Gemeindebunds ist. Landsberg
berichtete von einer verstärkten Rekom-
munalisierung von Leistungen für die All-
gemeinheit, ging aber auch auf Fragen der
Beteiligung von BürgerInnen in kommu-
nalen Entscheidungsprozessen ein. Hier
gibt es eine neue Qualität, die die Politik
vor neue Herausforderungen stellt.

Kiefer sprach über die 
aktuellen Tätigkeiten des KGRE
Über die aktuellen Tätigkeiten des Kon-
gresses der Gemeinden und Regionen
Europas (KGRE) referierte Dr. Andreas
Kiefer, Generalsekretär dieser Einrichtung
des Europarates. Der KGRE befindet sich
zur Zeit in einem Prozess einer gewissen
Neuausrichtung. So sollen nun die Moni-

Alexander Lesigang, Österreichischer Städtebund

„Stadt Macht Europa“
Zusammenfassung des Symposiums des Österreichischen Städtebunds
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Der Österreichische Städtebund lud eine
hochkarätig Diskussionsrunde ein.  
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toringbesuche verstärkt werden, sodass
jedes Land ca. alle fünf Jahre ein Feedback
über die Situation der lokalen Gebiets-
körperschaften erhält.

Weninger sprach über die 
Bandbreite der Initiativen und 
Aktivitäten des Städtebunds 
Der Nachmittag war den Möglichkeiten
und der aktiven Rolle der Städte und Ge-
meinden, sich auf europäischer Ebene zu
engagieren, gewidmet. Zum Einstieg prä-
sentierte Generalsekretär Weninger die
Bandbreite der Initiativen und Aktivitäten,
die seitens des Städtebunds ins Leben gerufen
wurden. Der Bogen spannte sich vom Büro
an der Ständigen Vertretung Österreichs
bei der Europäischen Union in Brüssel,
über die KGRE- und AdR-Mitarbeit und
den EU-Förderguide, bis hin zu Workshops
und Studienreisen nach Brüssel.

EU-Förderguide, 
EU-Gemeinderäte & Co.
Einen tieferen Einblick in den EU-Förder-
guide gab im Anschluss daran Alexandra
Schantl vom KDZ. Richard Kühnel, Ver-
treter der EU-Kommission in Österreich,
stellte die Initiative EU-Gemeinderäte vor,

die gemeinsam von ihm und Bundesminister
Michael Spindelegger ins Leben gerufen
wurde und bereits in der ÖGZ präsentiert
wurde. Den Abschluss dieser Runde bildete
ein Referat von Thomas Kattnig, der kurz-
fristig den Vorsitzenden der Gewerkschaft
der Gemeindebediensteten vertrat und
einen Überblick über die Aktivitäten der
Personalvertretung vor dem Hintergrund
Europas gab.

Swoboda: Die Auswirkungen des
Vertrags von Lissabon 
Die Auswirkungen des Vertrags von Lissabon
auf die Gemeinden beleuchtete in seinem
Referat der Abgeordnete zum Europäischen
Parlament, Hannes Swoboda. Er stellte in
seinen Ausführungen drei besondere Her-
ausforderungen in den Vordergrund: Kli-
mapolitik, Verkehrspolitik und gesellschaft-
lichen Integration. Diese drei Themen wür-
den die Städte und Gemeinden mittelfristig
in besonderer Weise beschäftigen und bei
diesen Themen sind die lokalen Gebiets-
körperschaften auch auf europäischer Ebene
besondere Partner. Durch den Vertrag von
Lissabon wurde erstmals in einem euro-
päischen Dokument dieser Dimension die
wichtige Rolle der kommunalen Ebene ex-

plizit herausgestrichen. Die Rolle der Städte
ist es nun, diese Herausforderung anzu-
nehmen und als Chance zu nützen.

Podiumsdiskussion 
zum Abschluss
Den Abschluss der Veranstaltung bildete
eine Podiumsdiskussion, an der neben Swo-
boda auch die Bürgermeisterin von Inns-
bruck, Christine Oppitz-Plörer, die Bür-
germeister von Wr. Neustadt, Bernhard
Müller, von Mörbisch am See, Peter Vargyas
(„Österreichs EU-Bürgermeister 2011“),
sowie Gemeinderätin Elisabeth Vitouch,
die maßgeblich die Europaarbeit der Stadt
Wien mitgestaltet, teilnahmen. Die Vertreter
aus den Gemeinden legten ein klares Be-
kenntnis zu Europa ab, betonten aber, dass
es seitens der nationalen und europäischen
Ebene nicht nur Lippenbekenntnisse geben
dürfe, sondern es eine echte Kooperation
geben müsse.
Zusammenfassend konnte mit dieser Ver-
anstaltung gezeigt werden, dass die Städte
wichtige Partner im Zuge des europäischen
Einigungsprozesses sind. Die Städte sind
sich ihrer Rolle bewusst und auch bereit,
künftig verstärkt Verantwortung zu über-
nehmen. ■
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EUROPA

Die EU-Donauraumstrategie (EUSDR) ist ein neuer Ansatz zur 
Intensivierung der Zusammenarbeit in einer Großregion Europas. 

Die Städte und Regionen könnten eine Schlüsselrolle spielen.
Kurt Puchinger, Otto Frey, Magistrat der Stadt Wien, Bauten und Technik

Warum eine 
EU-Donauraumstrategie?
Der Donauraum umfasst vierzehn Staaten
(davon acht EU-Mitgliedstaaten) und etwa
ein Fünftel der Fläche Europas mit 115
Mio. Einwohnern. Er ist durch ein Netzwerk
von Metropolen und vielen unterschiedlich
großen Städten gekennzeichnet, das eine
gute Basis für eine ausgeglichene polyzen-
trische Struktur bildet.
Um die nach wie vor bestehenden deutlichen
Disparitäten abzubauen bzw. die vorhan-
denen Potenziale optimal zu nutzen, wurde
u.a. auf Initiative von Österreich und Ru-
mänien die Europäische Kommission vom
Europäischen Rat mit Beschluss vom
19.6.2009 ersucht, eine EU-Strategie für
den Donauraum zu entwickeln.
Dieser Weg folgt dem Beispiel der EU-
Strategie für den Ostseeraum und damit
auch dem neuen Ansatz der Europäischen
Kommission, die Kohäsion (v.a. die terri-
toriale Kohäsion) über „Makroregionale
Strategien“ besonders zu stärken.

Ein neuartiger Prozess unter Ein-
bindung der Städte und Regionen
Entsprechend dem „Makroregionalen An-
satz“, den man als „place based development
policy“ und damit als „bottom up“-Ansatz
verstehen kann, wurde mit Herbst 2009
der Prozess zur Erarbeitung der EU-Do-
nauraumstrategie gestartet. Er wurde von
der Europäischen Kommission geführt, al-
lerdings mit der Botschaft, dass die Strategie
in erster Linie eine der beteiligten vierzehn
Staaten sowie der Regionen, Städte und
Gemeinden ist.

Wenn auch die Staaten über „National
Contact Points“ die Hauptansprechpartner
der EK waren, wurde in einem intensiven,
bis Juni 2010 dauernden Konsultations-
prozess mit fünf Konferenzen – eine davon
hat von 19. bis 21. April 2010 in Wien
und Bratislava stattgefunden – versucht,
möglichst alle wesentlichen Akteursgruppen
(so auch die Städtenetzwerke) im Donauraum
einzubinden. 
Am 9. Dezember 2010 hat die EK ihren
Vorschlag für die EU-Strategie für den Do-
nauraum präsentiert.1 Die Beschlussfassung
durch den Europäischen Rat wird im ersten
Halbjahr 2011 unter der EU-Präsidentschaft
Ungarns vorgenommen. 
In Österreich wurde, koordiniert durch das
Bundeskanzleramt und das Bundesmini-
sterium für europäische und internationale
Angelegenheiten ein breiter und offener
Zugang für die Länder, Städte und Ge-
meinden und die Interessensvertretungen
wie den Städtebund und den Gemeindebund
ermöglicht.
Auf Initiative des Wiener Bürgermeisters
Dr. Michael Häupl wurden gemeinsam
mit den Bundesländern zwei Positionspa-
piere vorgelegt, die letztlich in der Dis-
kussion mit den Bundesdienststellen zu
einem österreichischen Beitrag weiterent-
wickelt wurden.2

Die Stadt Wien hat dabei von Beginn an in
ihren Interventionen mit Unterstützung
des Städtebunds die wichtige Rolle der
Städte, Gemeinden und Regionen sowie
der verschiedenen Städte- und Regions-
netzwerke bei der Entwicklung und Um-
setzung der EU-Donauraumstrategie ein-

gebracht. Dabei geht es etwa um die sichtbare
Verbesserung der Lebensqualität in den
Städten und Regionen durch konkrete Pro-
jekte, und die Unterstützung der Städte bei
der Bereitstellung funktionierender öffent-
licher Dienstleistungen der Daseinsvorsorge
und entsprechende Governance-Modelle,
aber auch um die Drehscheibenfunktion
für eine nachhaltige, multimodale Mobilität,
die Förderung der Agglomerationsnetzwerke
und den Austausch von innovativen Stadt-
technologien.

Was sind die wesentlichen Inhalte
der EU-Donauraumstrategie?
Die EUSDR besteht  aus zwei Dokumenten,
der „Communication“ und dem „Action
Plan“, der als „Rolling Document“ fortge-
schrieben werden soll. Die „Communica-
tion“ ist der strategische Rahmen mit Dar-
stellung der Herausforderungen, Chancen
und Zielsetzungen, strukturiert nach vier
thematischen Säulen und elf prioritären
Handlungsfeldern sowie Aussagen zur Um-
setzungen der Strategie. 

Die EU-Strategie für den Donauraum

Eine Chance für 
die Städte?
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Der „Action Plan“ ist das Umsetzungspro-
gramm, das entsprechend den vier Säulen
 – Anbindung (Mobilität/Energie/Tourismus,
Kultur), Umweltschutz, Wohlstand (Wis-
sensgesellschaft/Wettbewerbsfähigkeit/Aus-
bildung, Arbeitsmarkt etc.) sowie Stärkung
des Donauraums (Institutionelle Struktu-
ren/Kooperation und Sicherheit) – und
den elf prioritären Handlungsfeldern eine
Vielzahl von strategischen Aktionen und
Beispielen von transnationalen Projekten
beinhaltet.

Wo finden sich die Städte wieder?
Die gesamte EUSDR und insbesondere die
Umsetzung baut auf einer integrierten Her-
angehensweise und einem Zusammenwirken
der verschiedenen Verwaltungsebenen und
Akteursgruppen auf. 
Im Rahmen der „Communication“ wird
daher auch die Rolle der städtischen Ebene
bei der Umsetzung der EUSDR genannt.
Im „Action Plan“ sind die Städte grundsätzlich
von allen prioritären Handlungsfeldern an-
gesprochen. Besonders hervorzuheben sind

aus Wiener Sicht jene Felder, wo die Städte
besondere Potenziale aufweisen oder sich
besondere Herausforderungen stellen. Dies
sind z.B.: nachhaltige Mobilität, die zu-
kunftsorientierte Gestaltung der Energie-
versorgung und -nutzung, der Ausbau der
Wettbewerbsfähigkeit, vor allem auch durch
Forcierung moderner Umwelttechnologien
und wissensbasierter Unternehmensbereiche,
die verstärkte Kooperation in den Bereichen
Ausbildung, Arbeitsmarkt sowie Migration.
Besonderes Augenmerk wurde von der Stadt
Wien auf das „Prioritäre Handlungsfeld 10“
(Verbesserung institutioneller Kompetenzen
und der Kooperation) gelegt. Darin sind
nicht nur dezidiert mehrmals die Städte
und Regionen angesprochen, sondern dieses
Handlungsfeld verfolgt auch die Optimierung
des Zusammenwirkens von lokalen, regio-
nalen und nationalen Verwaltungen in ihrer
jeweiligen Funktion und die verbesserte Ko-
operation zwischen Städten und Regionen.
Damit sollte auch die wichtige Rolle, die
den öffentlichen Verwaltungen der Städte
und Regionen bei der Umsetzung der

EUSDR zukommt, entsprechend gestärkt
werden. In der Umsetzung wird es für die
Städte wichtig sein, sich – neben dem En-
gagement in den zukünftigen Umsetzungs-
strukturen – auf nationaler und internationaler
Ebene an strategischen Projekten im Rahmen
der EUSDR – unter Heranziehung der lau-
fenden EU-Förderprogramme bis 2013 im
Rahmen der Kohäsionspolitik und anderer
Mittel  – zu beteiligen. 
Für die Zeit nach 2014 bleibt die konkrete
Gestaltung der zukünftigen EU-Kohäsions-
politik abzuwarten. Wenn es gelingt, die
derzeit von der EK propagierte Aufwertung
der „städtischen Agenda“ mit Hilfe der
Städte auch in den Mitgliedstaaten zu errei-
chen, sollte dies ein zusätzlicher Impuls für
die EU-Donauraumstrategie sein.    ■

1 Der Prozess und die Dokumente sind über den Link
http://ec.europa.eu/regional_policy/cooperation/danube/in-
dex_en.htm abrufbar.

2 Die Österreichischen Beiträge sind unter
http://www.oerok.gv.at/raum-region/europaeische-raument-
wicklung/makroregionale-strategien/eu-strategie-fuer-den-do-
nauraum/eusdr-in-o (homepage der ÖROK) abrufbar.
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EUROPAS ZUKUNFT LIEGT AN DER DONAU
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14 STAATEN, EIN FLUSS. Zur Region Donauraum zählen Deutschland (Baden-Württemberg und Bayern), Österreich,
Tschechien, die Slowakei, Ungarn, Slowenien, Rumänien und Bulgarien innerhalb der EU sowie Kroatien, Serbien, 
Bosnien-Herzegowina, Montenegro, Moldawien und die Ukraine (die Regionen an der Donau) außerhalb der EU.
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DREH- UND ANGELPUNKT WIEN.
Nach dem Ostseeraum ist die „Region Donauraum“
die zweite wichtige Makroregion, die für eine
Neuorientierung der Förderpolitik der EU steht. Die
Donauregion erstreckt sich von Deutschland im
Westen bis zur Ukraine im Osten über 14 Länder
(davon acht EU-Mitgliedsstaaten) und über etwa ein
Fünftel der Fläche Europas mit rund 115 Millionen
EinwohnerInnen. Prioritäten der Donauraumstrategie
sind vor allem drei Aufgabenbereiche: Arbeitsplätze,
Innovation und Wachstum. Im Zentrum, als Dreh-
und Angelpunkt, steht dabei die Region Europa Mitte
(CENTROPE) mit den beiden Hauptstädten Wien
und Bratislava. 

UNTERSCHIEDE ÜBERWINDEN. 
Mit der Strategie für den Donauraum setzt die EU auf
eine 20 Jahre alte, durch die Stadt Wien von Anfang an
massiv unterstützte Initiative: die ARGE Donauländer
(die Länder Oberösterreich, Niederösterreich, Wien
und Burgenland sind die österreichischen Mitglieder
der ARGE Donauländer, die 1990 gegründet wurde
und der fast alle Anrainer-Regionen der Donau von
Baden-Württemberg bis zum Kreis Odessa angehören.
2011 hat Wien den Vorsitz). Diese ARGE
Donauländer hat es sich zur Aufgabe gemacht, die
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, strukturellen und
kulturellen Unterschiede der Donau-Anrainerstaaten
zu überwinden, die sich während der inhomogenen
Vergangenheit der Region entwickelt haben. Hier gilt
es vier Schwerpunkte, die es zur Bewältigung des
schwierigen Erbes des einst wirtschaftlich und ideolo-
gisch geteilten Europas braucht, zu stärken: Wirtschaft
& Innovation, Verkehr & Mobilität, Tourismus und
Umweltschutz. 

VORBILD CENTROPE. 
Vorbildlich für die künftige Zusammenarbeit von
Ländern und Kommunen in der Region gilt
 CENTROPE, und hier die Achse der Zwillingsstädte
Wien–Bratislava. Wegweisend ist die „Twin City-
Vereinbarung“, die die Zusammenarbeit zwischen den
Hauptstädten intensivieren wird, etwa beim
Naturschutz: Hier werden bereits heute 35.000 Hektar
Aulandschaft an Donau, March und Thaya gemeinsam
koordiniert.

EU-REGIONALSTRATEGIE

Auf Initiative von Österreich und Bulgarien verfolgt die 
Europäische Union seit 2009 ein neues Konzept zur
inter regionalen Zusammenarbeit: die Entwicklung von
Makroregionen. Durch den Aufbau wettbewerbsfähiger
Regionen will die Union für die Herausforderungen durch
die Globalisierung besser gerüstet sein. 

stadtwienpromotion 47

DER DONAURAUM IM SCHEINWERFERLICHT.

Die Donau ist der zweitgrößte Fluss in Europa und in
topografischer, ökologischer, wirtschaftlicher und
 kultureller Hinsicht für die angrenzenden Länder von
entscheidender Bedeutung. Sie verbindet unmittel-
bar acht Staaten und vier Hauptstädte (Wien, Brati-
slava, Budapest, Belgrad). Durch ihren Verlauf von
Nordwesten nach Südosten kommt ihr zudem eine
weitere Verbindungsfunktion zwischen der Nordsee
und dem Schwarzen Meer zu und sorgt folglich für
den Anschluss an die wichtigsten Häfen in Westeu-
ropa, am Schwarzen Meer und am Mittelmeer. Die
Donau spielt eine entscheidende Rolle in der Energie-
erzeugung und bietet unmittelbare Standortvorteile
für Industrie und Gewerbe. Der Fluss und sein Delta
prägen wertvolle Naturlandlandschaften und um -
fassen das größte Schutzgebiet unter Europas  
Flussdeltas. Dieses zählt weltweit zu den größten
Feuchtgebieten mit einer einzigartigen Tier- und
Pflanzenwelt sowie 30 unterschiedlichen Typen 
von Ökosystemen.
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WIE LAUTEN DIE ZIELE?

Die Ziele werden in der Strategie als „Säulen“ bezeichnet und lauten wie
folgt: Konnektivität der Region (Verbesserung der Verbindungen wie etwa
Schienenverkehr, Wasserstraße u. Ä.); Umweltschutz; Schaffung von
Wohlstand und Stärkung der Region. Die Modernisierung der Straßen-,
Schienen- und Schifffahrtsnetze wird Menschen und Ideen besser miteinan-
der verbinden; bessere Energieanbindungen sowie die Nutzung erneuerbarer
Energiequellen werden sichere, günstigere Lieferungen bieten. Die städtische
Entwicklung kann unter Berücksichtigung der Umweltanforderungen und
der Überschwemmungsrisiken ausgeglichen gestaltet werden.
Zusammenarbeit bietet neue Möglichkeiten – einige der am weitesten 
entwickelten Innovationszentren sind hier zu finden, ihr Wissen und ihre
Kapazitäten können geteilt werden. Korruption und organisiertes Verbrechen
sind in Teilen der Region ein großes Problem. Bereitstellung der modernsten
Technologie für Zollbeamte, Austausch von Fachwissen zur Förderung von
Transparenz, Austausch von Polizeidaten – all dies kann dazu beitragen, dass
Konflikte, Verbrechen und Ausgrenzung der Vergangenheit angehören.

DIE EU-STRATEGIE FÜR DIE DONAUREGION
Angesichts der Tatsache, dass rund 115 Millionen Menschen in der Region leben und
sich das Gebiet über ein Fünftel der gesamten Fläche der EU erstreckt, hängt das
Wohlbefinden der Union untrennbar mit der Qualität der Donau zusammen. 

WIE LAUTET DER NÄCHSTE SCHRITT?

Die Europäische Kommission veranstaltet von 19. bis 21. April in Wien und
Bratislava die dritte von insgesamt fünf internationalen Konferenzen zum The-
ma Donauraum. Die Konferenz wird thematisieren, dass den Städten, Gemein-
den und Regionen bei der Planung, Umsetzung und Weiterentwicklung der
Donauraumstrategie eine entscheidende Rolle zukommt. Nicht zuletzt deshalb
haben die vier österreichischen Bundesländer Wien, Burgenland, Niederöster-
reich und Oberösterreich (ARGE Donauraum) einen gemeinsamen Beitrag zur
EU-Strategie für den Donauraum erarbeitet und im Wege des Bundeskanzler-
amts bzw. Außenministeriums kommuniziert. 
Nach der Verabschiedung der EU-Donauraumstrategie durch die Kommissi-
on und der Unterstützung durch den Rat im Rahmen der ungarischen Rats-
präsidentschaft im ersten Halbjahr 2011 soll die Strategie den Wohlstand der
Region verbessern, den Menschen dabei helfen, gute Jobs zu finden, andere He-
rausforderungen anzugehen und Möglichkeiten zu nutzen. Dabei schafft die
Strategie keine neuen Institutionen – sie schlägt nicht mehr BeamtInnen vor,
als tatsächlich erforderlich sind. Stattdessen soll sie mit dem bereits verfügba-
ren Geld (100 Milliarden Euro aus dem Strukturfonds 2007–2013) mehr er-
reichen und die Systeme unterstützen, die in manchen Regionen zur Koordi-
nierung der Arbeiten in der ganzen Region eingesetzt werden, sowie Gebieten,
die in ihrer Entwicklung hinterherhinken, dabei helfen, ihren Rückstand durch
den Austausch von Fachwissen aufzu holen.
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EUROPA 2020.

Europa 2020 stellt das wichtigste Engagement der
EU für Arbeitsplätze und intelligentes, nachhaltiges
und sozial integratives Wachstum dar, das durch die
EU-Strategie für den Donauraum konsolidiert
werden wird. Europa 2020 hat fünf Kernziele: die
Beschäftigungsförderung, die Verbesserung der Be-
dingungen für Innovation, Forschung und Entwick-
lung, die Verwirklichung der Klima- und Energie-
ziele, die Verbesserung des Bildungsniveaus und die
Förderung der sozialen Eingliederung (insbesonde-
re durch Verringerung der Armut) sowie die Bewäl-
tigung der Herausforderung der Bevölkerungsalte-
rung. Die EU-Regionalstrategie unterstützt dies mit
ihrer Vision für den Donauraum 2020. Sie fördert
nachhaltiges Wachstum und zielt darauf ab, den
Energieverbrauch zu senken, vermehrt erneuerba-
re Energien zu nutzen, den Verkehrssektor durch grö-
ßere Umweltfreundlichkeit und Effizienz zu moder-
nisieren und den „grünen“ Tourismus zu fördern.
Sie trägt dazu bei, Engpässe im Binnenmarkt zu be-
seitigen und verbessert die Rahmenbedingungen für
Unternehmen. Die EU-Strategie für den Donauraum
trägt zur Verwirklichung von EU-Zielen bei und un-
terstützt wichtige politische Maßnahmen, insbeson-
dere die Strategie Europa 2020.
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GEMEINSAM HERAUSFORDERUNGEN ANGEHEN UND 
MÖGLICHKEITEN NUTZEN.

Die EU engagiert sich, damit die EU-Strategie für die Donauregion Erfolg hat. Sie bietet eine neue Mög-
lichkeit, einige der wesentlichen Fragen in dieser Region gemeinsam anzugehen: so z. B. Probleme, die
keine Grenzen kennen, wie Überschwemmungen, die Herstellung grenzübergreifender Verkehrsverbin-
dungen, Verschmutzung u. v. m. Und Möglichkeiten, die keine Grenzen kennen sollten, werden zum
Nutzen aller geteilt. Die EU-Strategie für die Donauregion bringt die relevanten Staaten an einen Tisch,
um die gemeinsamen Herausforderungen anzugehen und Fachwissen auszutauschen. Deshalb wird die
Europäische Kommission das Projekt am Laufen halten und technische Unterstützung anbieten, um
 sicherzustellen, dass die ausgezahlten Mittel sinnvoll für konkrete Maßnahmen verwendet werden. Es
liegt jedoch an den beteiligten Ländern, tatsächlich eine Veränderung herbeizuführen. Der Erfolg der
Strategie liegt in den Händen derjenigen, die in der Region selbst leben – nämlich in den Händen der
BürgerInnen der Donauregion. Es liegt an ihnen, Sicherheit und Wohlstand für alle Menschen in der
Region zu verbreiten.
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DAS 5-PUNKTE-PROGRAMM 

Diese Bereiche will die EU in der Makroregion
Donauraum in den nächsten Jahren stärken.
• KOOPERATION STÄDTE & REGIONEN.

Gemeinsame Standort-, Stadt- und Regio-
nalentwicklung.

• KONNEKTIVITÄT. Verbesserung des
Schienenverkehrs, Entwicklung der Was-
serstraße Donau, Sicherung nachhaltiger
Energieversorgung. 

• SOZIO-ÖKONOMISCHE INTEGRATION.

Intensivierung wirtschaftlicher Verflech-
tungen, geregelter, offener Arbeitsmarkt,
Sicherung kultureller Vielfalt. 

• WOHLSTAND. Verbesserung der Lebens-
qualität, Forschungsförderung. 

• UMWELTSCHUTZ. Wasser- und Ressour-
cenmanagement, Schutz ökologisch wert-
voller Gebiete, nachhaltige Landbewirt-
schaftung, kooperatives
Risikomanagement. 
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Die Erweiterung der EU hat neue Chancen für
eine vertiefte Integration und Zusammenar-

beit im Vierländereck zwischen Tschechien, der
 Slowakei, Ungarn und Österreich geschaffen. Mit
der Europa Region Mitte entsteht ein gemeinsamer
Lebens- und Wirtschaftsraum, der durch inten sive
Kooperationen zu einer einzigartigen, attraktiven
und starken Region zusammenwächst. Vorreiter-
schaft nimmt dabei die Stadt Wien ein: Durch den
„Stadthafen“ (Schiffstation City zwischen Marien-
brücke und Schwedenbrücke) für die Twin-City-
Liner-Flotte, die Wien und Bratislava miteinander
auf dem Wasserweg verbindet, rücken die beiden
Zwillingsstädte noch näher zusammen und ver -
wirklichen so ein zentrales Anliegen der Region
CENTROPE. Am 22. Oktober 2010 hat die
 Central Danube ein weiteres Projekt initiiert, das
einen kräftigen Impuls zum Zusammenwachsen der
CENTROPE-Region setzen wird: die viersprachi-
ge Onlineplattform www.mycentrope.com. In
CENTROPE, der Europa Region Mitte, leben rund
15 Millionen Menschen. Es liegt nahe, alle Anstren-
gungen zu unternehmen, um aus diesem Raum eine
prosperierende Europaregion zu machen, in der die
vorhandenen Stärken in Wirtschaft, Gesellschaft
und Politik sowie die Vielfalt an Sprachen und Kul-
tur gemeinsam für eine dynamische Entwicklung
genutzt und gebündelt werden.

ENTWICKLUNG EINES MITTEL -
EUROPÄISCHEN ZENTRALRAUMS. 
Die Region CENTROPE besteht als eine der jüngs -
ten grenzüberschreitenden Europaregionen zwischen
„alten“ und „neuen“ Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union seit dem Jahr 2003. Sie umfasst Re-
gionen und Städte Ostösterreichs, der Westslowa-
kei, Südtschechiens und Westungarns. Die Euro-
paregion zeichnet sich durch eine spezifische geo-
grafische Situation aus: Sie beinhaltet Grenzregio-
nen von vier Mitgliedsstaaten, die mit dem Fall des
Eisernen Vorhangs im Jahr 1989, der EU-Ost -
erweiterung im Mai 2004 und dem Wegfall der
Grenzkontrollen im Dezember 2007 infolge des
Übereinkommens von Schengen ihre jahrzehnte-
lange periphere Lage zugunsten einer Position in
einem grenzüberschreitenden Zentralraum wandel-
ten. Zudem befindet sich zwischen zwei Hauptstäd-
ten eine europaweit einzigartige Distanz: Wien und
Bratislava liegen nur knapp 50 Kilometer vonein-
ander entfernt. 

CENTROPE – EUROPA REGION MITTE 
In der Region CENTROPE, im Herzen Europas mit den Ländern 
Tschechien, Slowakei, Ungarn und Österreich, liegt eines der 
dynamischsten transnationalen Wirtschaftsgebiete Europas. 
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Im September 2003 haben die
Landeshauptleute,
Komitatspräsidenten und
Bürgermeister aus 14 Städten bzw.
Regionen im Vierländereck
Tschechien, Slowakei, Ungarn und
Österreich auf der Konferenz von
Kittsee gemeinsam beschlossen,
die Entwicklung einer grenzüber-
schreitenden Europa Region Mitte,
CENTROPE, zu betreiben.
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GEMEINSAME WIRTSCHAFTS-
KONZEPTE MIT CENTROPE. 
Das wirtschaftliche Kerngebiet von 
CENTROPE sind die Zwillingsstädte
Wien und Bratislava mit ihrer hohen Bil-
dungs- und Ausbildungskompetenz sowie
der Konzentration von Forschungsinstitu-
tionen. Zur Diversifizierung der Region trägt
auch der entstehende IT-Sektor sowie der
niederösterreichische Holzcluster bei. In den
letzten Jahren siedelten sich Hunderte
 internationale Firmen in der Region
Wien–Bratislava an, die von hier aus den ge-
samten mittel- und osteuropäischen Raum
bedienen. Im Tourismusbereich verbindet
die CENTROPE-Regionen ihre Ther-
mentradition sowie umfassende Well -
nessangebote, aber auch reiches Kulturleben. 

CENTROPE – DREHSCHEIBE 
IM HERZEN EUROPAS. 
In der Region CENTROPE finden Partner
zusammen, die einander optimal ergänzen
und die – gemeinsam noch mehr als jeder
für sich alleine – für Lebensqualität, Chan-
cen, Kreativität, Ideenvielfalt, Wachstum und
ein harmonisches, offenes Miteinander ste-
hen. Egal welcher Nationalität die Partner
zugehörig sind, egal welche Sprache sie
sprechen. Die Region CENTROPE begreift
sich als wirtschaftliche Drehscheibe im Her-
zen Europas und hat bzw. schafft mit allen
ihren Vorzügen und Möglichkeiten die be-
sten Voraussetzungen dafür, zu einem der
 dynamischsten Lebensräume in Europa zu
werden. 
www.mycentrope.com
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CENTROPE … 

… ist das Leitprojekt, das für die Europa Region Mitte einen
multilateralen, verbindlichen und nachhaltigen Kooperations-
rahmen für die Zusammenarbeit von Gebietskörperschaften,
Unternehmen und gesellschaftlichen Einrichtungen schafft. 

… trägt dazu bei, bestehende grenzüberschreitende 
Aktivitäten und zukünftige Bestrebungen zur multilateralen
Zusammenarbeit zu koordinieren, zu vernetzen und neue 
Impulse zu setzen. 

… arbeitet mit professionellem Schnittstellen- und Entwick-
lungsmanagement an der Schaffung von Synergien 
zwischen möglichst vielen Bereichen zum Vorteil aller 
Beteiligten und setzt dabei auf die Mobilisierung und das 
Engagement öffentlicher, kommerzieller und gesellschaftli-
cher Einrichtungen, die zur Stärkung der Gesamtregion 
beitragen wollen. 

… befasst sich mit Forschung und Ausbildung ebenso wie mit
Wirtschaft und Arbeitsmarkt, mit Regionalentwicklung, Infra-
struktur, Kultur, Standortmarketing und Öffentlichkeitsarbeit.
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Der Lissabonvertrag hat die Stellung des
AdR gestärkt, aber durch eine unklare Be-
stimmung zu seiner Zusammensetzung auch
zu einer längeren internen Diskussion mit
unschönen Begleittönen geführt. Österreich
konnte dabei gemeinsam mit anderen De-
legationen eine Verringerung der Sitzanzahl
der kleinen und mittleren Delegationen
verhindern. Der Beitritt von neuen Staaten
zur EU wird aber längerfristig zu weniger
österreichischen Mitgliedern führen.

Der AdR und der Lissabonvertrag
Der Lissabonvertrag ist für den AdR ein
großer Erfolg. Er erhält ein Klagerecht zur
Wahrung seiner eigenen Rechte als auch
bei einem Verstoß eines Gesetzgebungsaktes
der EU gegen das Subsidiaritätsprinzip.
Das heißt, dass in Zukunft der AdR, falls
er nicht angehört werden sollte oder auch
bei massiven Änderungen eines Gesetzge-
bungsvorschlags der Europäischen Kom-
mission, im Laufe des Verfahrens seine
(Wieder-)Konsultation gerichtlich durch-
setzen kann. Und er wird neben den natio-
nalen Parlamenten einer der Hüter des Sub-
sidiaritätsprinzips. Der AdR gibt der kom-
munalen und regionalen Ebene in der EU
künftig nicht nur eine institutionelle Stimme,
sondern echte Mitwirkungsmöglichkeiten.
Stiller war es anfangs um eine andere Neue-
rung – gemäß Art 300 Abs 5 AEUV soll
die Art der Zusammensetzung des AdR in
regelmäßigen Abständen vom Rat auf Vor-
schlag der Kommission überprüft werden,
um der wirtschaftlichen, sozialen und de-
mografischen Entwicklung Rechnung zu
tragen. Im Art 305 AEUV – also nur fünf
Artikel weiter – wird ausdrücklich festge-
halten, dass der Rat auf Vorschlag der Kom-
mission einstimmig einen Beschluss über
die Zusammensetzung des AdR trifft. Letztere

Bestimmung ist die Folge des Wegfalls der
Verteilung der Sitze auf die einzelnen Mit-
gliedstaaten im Vertrag selbst.
Mehrere der großen Mitgliedstaaten – vor
allem Deutschland, Frankreich, Italien und
das Vereinigte Königreich – nahmen die
Erwähnung des Wortes demografische Ent-
wicklung zum Anlass, eine andere Sitzver-
teilung zu fordern, wofür das Europäische
Parlament als Vorbild dienen sollte. Still-
schweigend überlesen wurde dabei, dass
ausdrücklich von Art der Zusammensetzung
die Rede ist, das heißt nicht von der Vertei-
lung der Sitze auf die einzelnen Mitglied-
staaten. Da der Vertrag auch eine absolute
Obergrenze von 350 Mitgliedern festlegt –
aktuell hat der AdR 344 –, wäre das nur
bei Sitzabgaben von anderen Mitgliedstaaten
zu verwirklichen gewesen. Derzeit sind die
einzelnen Mitgliedstaaten im AdR mit De-
legationen von 5 bis 24 Mitgliedern sowie
derselben Anzahl von StellvertreterInnen
präsent, abgestuft nach ihrer Bevölkerungs-
zahl; zum Beispiel hat Österreich 12 Mit-
glieder, Malta 5 und Deutschland 24. Eine
Aufteilung wie im Europäischen Parlament,
das ja die UnionsbürgerInnen repräsentieren
soll, hätte massive Sitzverschiebungen hin
zu wenigen großen Mitgliedstaaten bedeutet,
zum Beispiel 45 Sitze für Deutschland –
21 mehr als bisher –, 34 für Frankreich etc.
Österreich wäre bei diesem Vorschlag auf
nur mehr 9 Sitze abgesunken, 3 weniger
als bisher.
Nach langen Diskussionen in einem eigens
dafür gebildeten Ausschuss – dessen Ein-
richtung musste der AdR-Verwaltung, die
in der ganzen Angelegenheit unglücklich
agierte, „aufgezwungen“ werden – und
schlussendlich im Plenum konnte mit großer
Mehrheit die Beibehaltung des bisherigen
Modells der Sitzverteilung durchgesetzt

werden. Das klare Ergebnis lässt sich dabei
nur damit erklären, dass auch Mitglieder
aus größeren Staaten mit den kleinen und
mittleren gestimmt haben. Im nunmehrigen
Modell ist auch für Neubeitritte Sorge ge-
tragen, wobei die kleinen und mittleren
Delegationen Sitze abgeben werden, falls
dabei sonst die Höchstzahl von 350 über-
schritten würde.

Der AdR ohne österreichische
Städte und Gemeinden?
In Österreich stellen der Städtebund und
der Gemeindebund gemeinsam ein Viertel
der Mitglieder, je drei Mitglieder und ihre
StellvertreterInnen werden von den beiden
Dachverbänden ernannt. Diese drei Mit-
glieder und ihre StellvertrerInnen waren
bis zur Änderung der Bundesverfassung
im Rahmen der Lissabonbegleitnovelle
durch ausdrückliche Erwähnung im Art
23c Abs 4 B-VG quasi garantiert. Mit der
Novelle wurde die Bestimmung geändert
– nunmehr ernennt jedes Land ein Mitglied
und seine/seinen StellvertreterIn, die son-
stigen Mitglieder verbleiben den Städten
und Gemeinden. Zukünftige Verkleine-
rungen der österreichischen Delegation
würden daher von Anfang an zu Lasten
der Städte und Gemeinden gehen. Und
das, obwohl der AdR laut AEUV aus-
drücklich aus Vertretern der „regionalen
und lokalen Gebietskörperschaften“ zu-
sammengesetzt sein muss. Bei einem fö-
deralen Aufbau wie in Österreich – mit
Ländern und Städten sowie Gemeinden –
wird man daher fordern können, dass auch
beide Ebenen repräsentativ vertreten sind
und nicht – wie in Österreich aufgrund
der derzeit geltenden neuen Bestimmung
im B-VG – die Städte und Gemeinden
überhaupt kein Mitglied mehr selbst vor-

EUROPA

Der Ausschuss der Regionen
ohne österreichische Städte?

Harald Bürger, Wien-Haus in Brüssel

EU-INSTITUTIONEN: DER AUSSCHUSS DER REGIONEN
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der Städte und Gemeinden auch bei einer
Verkleinerung der AdR-Delegation ent-
sprechende Nominierungsrechte zu sichern.
Denn gerade die Mitglieder des Städtebunds
und des Gemeindebunds sind in Brüssel
beim AdR überdurchschnittlich präsent
und die zeitliche Inanspruchnahme durch
ein AdR-Mandat wird in Zukunft eher
noch größer werden. Damit einher wird
dann aber gerade bei einer Verkleinerung
der Delegation auch ein Mehr an inhaltlicher
Arbeit gehen müssen, die derzeit doch
überwiegend von den Ländern geleistet
wird. Präsenz vor Ort und fundierte in-
haltliche Positionen waren schon bisher
das Erfolgsrezept der österreichischen Arbeit
im AdR. Daran wird sich auch in Zukunft
nichts ändern. ■

Die österreichische Delegation im Ausschuss der Regionen 2010-2015
Christian Buchmann, Wirtschaftslandesrat der Steiermark
Gerhard Dörfler, Landeshauptmann von Kärnten
Michael Häupl, Bürgermeister und Landeshauptmann von Wien
Markus Linhart, Bürgermeister der Stadt Bregenz
Erwin Mohr, Mitglied des Gemeinderats von Wolfurt
Hans Niessl, Landeshauptmann von Burgenland
Erwin Pröll, Landeshauptmann von Niederösterreich
Josef Pühringer, Landeshauptmann von Oberösterreich
Heinz Schaden, Bürgermeister der Stadt Salzburg
Franz Schausberger, Beauftragter des Landes Salzburg für den Ausschuss der Regionen
Herwig van Staa, Präsident des Lantags von Tirol
Markus Wallner, Stellvertreter des Landeshauptmanns (Statthalter) von Vorarlberg

schlagen können, wenn die österreichische
Mitgliederzahl unter zehn sinkt. 
Ein Blick auf die Delegationen aus Staaten
mit einem zweistufigen Aufbau unterhalb
der Ebene des Zentralstaates wie in Öster-
reich – neben den Städten und Gemeinden
daher noch eine regionale Zwischenebene
– zeigt, dass zwar bei diesen Staaten die
Mitglieder der regionale Ebene in der je-
weiligen AdR-Delegation zahlenmäßig über-
wiegen, aber immer auch die Städte und
Gemeinden berücksichtigt werden. Die
einzige Ausnahme in dieser Hinsicht war
lange Zeit Belgien, das nur VertreterInnen
der Regionen und Sprachgemeinschaften
entsandte und die lokale Ebene gar nicht
berücksichtigte. Auch das hat sich aber
mittlerweile geändert. Versuche des Städ-
tebunds sowie des Gemeindebunds im Zuge
der Beschlussfassung diese neue Bestimmung
zur Ernennung der österreichischen Mit-
glieder noch abzuändern, scheiterten. Auch
ohne eine Anpassung der Verfassung scheint
es aber in Zukunft möglich, Städte- und
GemeindevertreterInnen in den AdR zu
entsenden. Zum Beispiel könnte ein Land
das ihm zustehende Mitglied und/oder
stellvertretende Mitglied mit einem Reprä-
sentanten der lokalen Ebene besetzen. Auf
Dauer ist die Abhängigkeit vom Wohlwollen
der Länder sicher nicht anstrebenswert und
eine Änderung der Bundesverfassung ziel-
führender, um den beiden Spitzenverbänden
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Der Ausschuss der Regionen ist
die Versammlung der Regional-
und Kommunalvertreter der EU.
Die  344 Mitglieder aus allen 27
EU-Mitgliedstaaten haben den

Auftrag, die regionalen und lokalen
Gebietskörperschaften und die

durch sie vertretene Bevölkerung
in den Beschlussfassungsprozess

der EU einzubinden und sie über
die EU-Politik zu informieren.
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Das am 20. September 2010 ausgezeich-
nete Siegerduo der Initiative „Österreichs
EU-Bürgermeister/in 2011“, Peter Vargyas
aus Mörbisch (Bgld.) und Florian Kasse-
roler aus Nenzing (Vlbg.) hat in den
letzten Wochen seine ersten Antrittsbe-
suche absolviert. Der Österreichische
Städtebund, der Österreichische Gemein-
debund und die österreichischen Mit-
glieder des Ausschusses der Regionen der
EU (AdR) hatten die Ortschefs eingeladen,
sich in Wien und Brüssel vorzustellen.
Die ÖGZ war mit dabei.
Am 26. November 2010 wurden Vargyas
und Kasseroler im Rahmen einer AdR-
Konferenz in der Wiener Hofburg von
Außenminister Michael Spindelegger zu
einem Gespräch empfangen. Thema der
Unterhaltung waren die verschiedenen
geplanten Europainitiativen für 2011,
und wie die Europa-Gemeinderäteinitiative
des Außenministeriums unterstützt werden
kann. Vom 30. November bis 2. Dezember
2010 traf „Österreichs lokale EU-Regie-
rung“ dann in Brüssel am Rande der
AdR-Plenartagung Kommissionspräsident
José Manuel Barroso und EU-Regional-
kommissar Johannes Hahn. Auf dem wei-
teren Programm der Brüsselreise standen
unter anderem Gespräche mit den Euro-
paabgeordneten Karin Kadenbach, Ernst

Strasser und Hannes Swoboda, den Lan-
deshauptleuten Josef Pühringer und Hans
Niessl, ein Termin mit Mercedes Bresso,
der Präsidentin des Ausschusses der Re-
gionen (AdR), sowie den österreichischen
AdR-Mitgliedern unter Vorsitz des Tiroler
Landtagspräsidenten Herwig Van Staa.
EU-Regionalkommissar Johannes Hahn
zeigte sich nach dem Treffen erfreut über
das hohe Engagement der Bürgermeister
aus Mörbisch und Nenzing. „Europa fin-
det nicht in Brüssel oder Straßburg, son-
dern in den Gemeinden und Regionen
Europas statt. Wir haben eine gemeinsame
Verantwortung für Europa“, so der Re-
gionalkommissar. Er wünsche sich, dass
die Initiative „EU-Bürgermeister/in“ des
Ausschusses der Regionen im nächsten
Jahr in vielen Mitgliedstaaten Nachahmer
findet.

Europatage für BürgermeisterInnen
Peter Vargyas und Florian Kasseroler wol-
len heuer, in enger Kooperation mit dem
Außenministerium, in jedem Bundesland
gemeinsam mit den Landeshauptleuten
und AdR-Mitgliedern Europatage für
BürgermeisterInnen durchführen. EU-
Kommissar Johannes Hahn wird im Som-
mer für ein Treffen im Rahmen dieser
Europatage zur Verfügung stehen. ■ Ad

R

Österreichs EU-Bürgermeister trafen

EUROPA

Die EU-Initiative im Detail
Mit grenzübergreifenden Umweltprojekten, geförder-
ten Sprachkursen oder SchülerInnenaustauschpro-
grammen machen engagierte LokalpolitikerInnen
Europa auch im Alltag der Menschen erlebbar. Um
dieses Engagement erstmals entsprechend zu würdi-
gen, wurde Anfang 2010 die Initiative „Österreichs
EU-Bürgermeister/in 2011“ ins Leben gerufen. Nach
einem landesweiten Wettbewerb ging im September
Bgm. Peter Vargyas aus Mörbisch als Sieger hervor,
Bgm. Florian Kasseroler aus Nenzing in Vorarlberg
wurde „Österreichs 1. EU-Vizebürgermeister“. Eine
dreitägige Brüsselreise bot den Ortschefs die Gele-
genheit, ihre Projekte und Ideen auf höchster Ebene
zu diskutieren. „Österreichs EU-Bürgermeister/in
2011“ ist eine gemeinsame Initiative der österreichi-
schen Delegation im Ausschuss der Regionen, des
Österreichischen Gemeindebunds und des Österrei-
chischen Städtebunds. Die Initiative ergänzt die Be-
mühungen des Außenministeriums, im Rahmen der
„Europa-Gemeinderäte“ zentrale Anlaufstellen für EU-
Themen in den Gemeinden zu schaffen. Das Pilotpro-
jekt „EU-Bürgermeister/in des Jahres“ wird nun auch
von anderen Mitgliedstaaten aufgenommen und z.B.
2011 in Italien umgesetzt. In Österreich soll die Initia-
tive auch in den kommenden Jahren fortgesetzt und
schrittweise mit der Europa-Gemeinderäteinitiative
des Außenministeriums zusammengeführt werden.
Die „Programme“ der drei Kandidaten sind auf der
AdR-Website verfügbar (http://cor.europa.eu/austria).
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Siegerduo der Initiative „Österreichs 
EU-Bürgermeister/in 2011“, 
Peter Vargyas aus Mörbisch (Bgld.) und
Florian Kasseroler aus Nenzing (Vlbg.)
auf ihrer spannenden Brüssel-Reise.

Spindelegger, Barroso und Hahn
Christian Gsodam, AdR, Berater des Generalsekretärs
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„Die Grenzen meiner Sprache sind die
Grenzen meiner Welt.“ – Dieses Zitat von
Ludwig Wittgenstein (österreichisch-bri-
tischer Philosoph, 1889 bis 1951) ist in
unserer globalisierten Welt aktueller den
je. Die Marktgemeinde Nenzing in Vor-
arlberg will, dass ihren Kindern die Welt
offen steht. Ein grenzenloses
Europa braucht Menschen, die
sich in dieser vielschichtigen und
vor allem vielsprachigen Welt
wohlfühlen. So ist das Projekt
„Sprachfreude – Nenzing spricht
mehr“ eine Investition in die Zu-
kunft der Kinder und in die Zu-
kunft Europas. Zum ersten Mal
ist es gelungen, auf einer klein-
kommunalen Ebene in Sachen
Sprachförderung ein hochquali-
tatives System aufzubauen und
zu implementieren. Das Projekt
gilt als Vorzeigemodell mit hohem
Lerneffekt für andere Kommunen.
Durch die Kofinanzierung des
Europäischen Integrationsfonds
(EIF) wurde es möglich, eine sehr
intensive Dokumentation der ge-
machten Erfahrungen zu erarbei-
ten und diese dann auch zu eva-
luieren. Die gesamten Konzepte und Er-
fahrungsberichte sind nachzulesen unter:
„www.marktgemeindenenzing.com >> Bil-
dung & Soziales“. Im Oktober 2010 bekam
die Marktgemeinde Nenzing für das Projekt
„Sprachfreude – Nenzing spricht mehr“
das „Europäische Spracheninnovationssiegel
ESIS“ überreicht.  

Fundierte Sprachförderung 
Das Projekt „Sprachfreude – Nenzing
spricht mehr“ dokumentiert ein Gemeinde -
entwicklungsprojekt der Marktgemeinde
Nenzing in Vorarlberg mit ungefähr 6.000
Einwohnern. Es bezieht fünf Kindergärten,
ein Kinderhaus, die Volksschulen der Ge-
meinde und 15 kommunale Einrichtungen
mit ein. Ziel des Projekts ist es, allen Nen-

zinger Kindern von der Geburt bis zum
Volksschulalter eine fundierte Sprachför-
derung zukommen zu lassen. Alle Kinder
in Nenzing sollen bis zum Schuleintritt
kindgerechten, pädagogischen Kontakt zu
mindestens zwei Sprachen haben. Das be-
deutet, dass in Zusammenarbeit mit den

Eltern auf die abgesicherte Entwicklung
der Muttersprache besonders geachtet wird,
und dass jedes Kind Zugang zu mindestens
einer weiteren Sprache (Deutsch bzw. Eng-
lisch) bekommt und sich darin altersgemäß
entwickeln kann. Im Mittelpunkt des Pro-
jekts stehen also die Förderung der deut-
schen Sprache als Bildungs- und Zweit-
sprache, der sensible Umgang mit den
mitgebrachten Erstsprachen, vor allem
Türkisch, und die Vermittlung von Englisch
für alle Kinder. 
Zur Erreichung dieses ehrgeizigen Ziels
wurde in der Marktgemeinde Nenzing
ein umfassendes Konzept mit verschiedenen
Angeboten erarbeitet. Um die Sprachent-
wicklung der Kinder bis 3 Jahre zu fördern
und zu unterstützen, wird die Elternbildung

in diesem Bereich besonders offensiv an-
gegangen. Die Bücherei und die Spielothek
der Gemeinde haben gezielt Angebote für
Kinder mit Migrationshintergrund nach-
justiert und es ist gelungen, alle relevanten
Beratungsstellen zu vernetzen und über
das Thema Sprachförderung und Sprach-

entwicklung zu informieren. Bei allen
Kindern wird bei Kindergarteneintritt
der Entwicklungsstand in der Mut-
tersprache mit den Eltern besprochen,
halbjährlich wird der Fortschritt in
Deutsch als Zweitsprache mittels des
Sprachentwicklungsbogens „SismiK“
dokumentiert. Sprachförderspezialist -
Innen kommen regelmäßig in die
Kindergartengruppen; für die Päd-
agogInnen gibt es gezielte Fortbil-
dungsmaßnahmen und regelmäßige
Austausch- und Reflexionstreffen; Na-
tive Speaker bieten Englisch als Pro-
jektsprache für alle Kinder auf frei-
williger Basis an. Die Eltern werden
ebenfalls gezielt in das Projekt einbe-
zogen: es gibt Elterninformations-
abende, regelmäßige Elterngespräche
und einen wöchentlichen türkisch-
sprachigen Mütterkreis. 
Neben den hervorragenden Maßnah-

men ist sicherlich die gut gelungene Ver-
netzung der einzelnen Institutionen her-
vorzuheben. Das Projekt ist in der Ge-
meindeverwaltung verankert und mit di-
versen Landesstellen und Fachleuten ver-
netzt. Die Kindergärten kooperieren mit
den Volksschulen und mit anderen Insti-
tutionen, und alle gemeinsam arbeiten –
unterstützt durch die hervorragende Öf-
fentlichkeitsarbeit – am gleichen Ziel, die
sprachliche Bildung in der Gemeinde zu
stützen und zu fördern. Dieses höchst pro-
fessionelle Projekt zeigt vorbildlich auf,
wie Mehrsprachigkeit in einer Gemeinde
durch klug gewählte Maßnahmen insgesamt
gefördert werden kann, und ist bestens auf
andere Gemeinden mit ähnlichen Voraus-
setzungen übertragbar. ■

EUROPA

Projekt des Vize-EU-Bürgermeisters Florian Kasseroler: 

„Sprachfreude – Nenzing spricht mehr“
Florian Kasseroler, Bürgermeister von Nenzing in Vorarlberg
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Florian Kasseroler, Bürger-
meister von Nenzing in
Vorarlberg wurde mit
dem Projekt „Sprach-
freude  – Nenzing
spricht mehr“ EU-
Vize-Bürgermeister.
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stitutionen aus vier Ländern zusammen.
Eine Besonderheit des Projekts war die Ein-
richtung von „Advisory Boards“ für die lo-
kalen Bibliotheken. Diese begleiteten diese
sowohl in der Entwicklung der interkultu-
rellen Angebote wie auch bei der Umsetzung.
Im Vorarlberger Projekt waren darin Mit-
glieder von Migrantenvereinen und Mi-
grantInnen, die selbst in der Integrationsarbeit
aktiv sind, vertreten. Sie traten als Mitver-
anstalter auf, brachten ihr Wissen beim
Aufbau von Beständen in Migrantensprachen
ein, arbeiteten als ÜbersetzerInnen und
DolmetscherInnen mit oder boten ihre In-
tegrationsangebote wie Elternbildungswork-
shops oder Beratungsnachmittage in den
Bibliotheken an. Weiters waren in diesem
Board die Verantwortlichen für Integration
der beteiligten Gemeinden vertreten. Diese
sorgten für die Einbindung der Bibliotheken
in das örtliche Integrationsnetzwerk (vor-
schulische Bildungsinstitutionen, Schulen,
Erwachsenenbildung, Vereine u.v.m.).

Bestandserweiterung
Beide Bibliotheken mussten zunächst in
den Aufbau eines spezifischen Bestandes
an Büchern und Medien für die neue Ziel-
gruppe investieren. Sie konzentrierten sich
auf Bücher und Medien in den Sprachen
der größeren Migrantengruppen ihrer Ge-
meinden. Einen zweiten Schwerpunkt des
thematischen Bestandsaufbaus bildete Fach-
literatur für Integrationsakteure vor Ort,
insbesondere für PädagogInnen.

Mehrsprachige Information
Beide Bibliotheken investierten auch in
mehrsprachiges Informationsmaterial (Fol-
der, Homepage) und in Einführungsver-
anstaltungen für spezifische Gruppen mit
Dolmetschangeboten: für Eltern von Kin-
dern mit Migrationshintergrund in den
Kindergärten und Schulen, für Migran-
tenvereine, für Frauengruppen etc. Ange-
sprochen wurden diese Zielgruppen über
Institutionen, Vereine und Netzwerke, mit

denen die Bibliotheken kooperierten. Viel-
fach stellte die Bibliothek ihre Räumlich-
keiten für Veranstaltungen dieser Institu-
tionen zur Verfügung und nutzte die An-
wesenheit der neuen BesucherInnen, um
diesen die Bibliothek und ihre Angebote
vorzustellen. 

Family Literacy
Einen wichtigen inhaltlichen Schwerpunkt
bildete die Elternbildung für Familien mit
Migrationshintergrund: nicht nur, aber
insbesondere zu Fragen des frühen Sprach-
erwerbs im Kontext von Mehrsprachigkeit.
Die Bibliotheken veranstalteten Workshops
sowie Vortragsabende. Sie öffneten ihre
Räume für die regulären Elternabende von
Kindergärten und Schulen und boten in
diesem Rahmen als Zusatzservice Führun-
gen durch die Bibliothek an. Sie richteten
räumlich speziell markierte Bibliotheks-
bereiche mit Bilderbüchern (in Migran-
tensprachen oder in zwei- und mehrspra-
chigen Ausgaben) und Spielen für die Un-
terstützung des frühen Spracherwerbs ein. 

Erwerb der Landessprache
Auch das Thema „Deutscherwerb“ fehlte
nicht. Die Bibliothek Götzis führte in Zu-
sammenarbeit mit der örtlichen Volks-
hochschule das Angebot „Deutsch zum
Frühstück“ durch: ein Deutschkonversa-
tionsangebot für Frauen, die an ihrer
Deutschkompetenz arbeiteten. Diese Frauen
lernten in der Volkshochschule in einem
Deutschkurs und trafen sich darüber hinaus
monatlich in der Bibliothek zu einem
Frühstück mit Zeitungslektüre und Kon-
versation. Auch aus diesem Angebot gingen
zahlreiche spätere NutzerInnen der Biblio-
thek Götzis hervor. ■

Ausführliche Projektinformationen 
www.okay-line.at / Modul „Aktuelles“ 
www.librariesforall.eu/en/home
www.lustenau.at/bibliothek
www.bibliothek-goetzis.at

Eva Grabherr, Geschäftsführerin des Vereins „Aktion Mitarbeit“, 
der „okay.zusammen leben“ – die Projektstelle für Zuwanderung und 

Integration in Vorarlberg – trägt 

Bibliotheken finden sich in Vorarlberg in
Städten wie in kleinen Gemeinden. Wir
finden sie in beinahe jedem Ort. Sie sind
für alle zugängliche öffentliche Bildungs-,
Kultur- und Lernorte.
Das Projekt „Libraries for All“ (in Österreich:
„Bibliotheken für Alle – interkulturell“)
ging der Frage nach, was lokale Bibliotheken
zur Integration von ZuwanderInnen und
zu einem konstruktiven Umgang mit der
neuen kulturellen Verschiedenheit unserer
Gesellschaft in Bezug auf Sprachen und
Herkunftskulturen beitragen können. Welche
Bestände und Angebote brauchen Biblio-
theken, um auch für die Fragen, Interessen
sowie die Bildungs- und Unterhaltungsbe-
dürfnisse von Menschen mit Migrations-
hintergrund da sein zu können? Welche
Angebote und Aktivitäten unterstützen diese
Menschen, den Zugang zu Bibliotheken zu
finden? Welche Informationen und Begeg-
nungsmöglichkeiten helfen unserer Gesell-
schaft, einen konstruktiven Umgang mit
der neuen Verschiedenheit an Sprachen und
Herkunftskulturen zu finden? Diesen Fragen
ging „okay.zusammen leben“ 2008 bis 2010
im Rahmen dieses von der Europäischen
Kommission geförderten Projektes gemein-
sam mit den Bibliotheken von Lustenau
und Götzis nach. Das Partnernetzwerk auf
europäischer Ebene setzte sich aus fünf In-

Eltern-Manual „Lies mir vor und spiel mit
mir“, das von „okay.zusammen leben“ 
produziert und in sechs Sprachen über 
lokale Bibliotheken an Eltern verteilt wird.

„Bibliotheken für Alle – interkulturell“
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Mit den ersten Olympischen Jugend-Win-
terspielen vom 13. bis 22. Jänner 2012
knüpft Innsbruck an seine erfolgreiche
Olympia-Vergangenheit an und baut die
Brücke aus den Jahren 1964 und 1976 in
die Gegenwart und Zukunft. Innsbruck
schreibt ein neues Kapitel internationaler
Sportgeschichte und zeigt zum dritten
Mal als Austragungsort auf. 
Innsbruck in Tirol, mitten in Europa im
Herzen der Alpen, ist aufgrund seiner geo-
graphischen Lage, seiner touristischen Be-
kanntheit und Bedeutung, aber auch in der
Fortsetzung seiner Olympischen Tradition
und seinem Know-how in der Organisation
von Sportgroßveranstaltungen der ideale
Standort, um die ersten Olympischen Ju-
gend-Winterspiele auszurichten. Die erst-
malige Kombination von Sport, Kultur und
Bildung in einer Veranstaltung unter Be-
rücksichtigung der kurzen Vorbereitungszeit
ist eine reizvolle Herausforderung für die
Organisation in Innsbruck und Seefeld.

Sport und Teamgeist 
vereint die Nationen
Jugendliche aus über 60 Nationen, mehr-
heitlich aus Europa, werden sich erstmals
im Zeichen der fünf Ringe im Sinne von
Freundschaft, Respekt und Toleranz messen.
Um diesen Aspekt des Miteinanders zu un-
terstreichen, wird der Schwerpunkt auf
Teambewerbe, in denen Nationen und die
Geschlechter gemischt werden, gelegt. Bei
den ersten Jugend-Sommerspielen 2010 in
Singapur wurde dieses Projekt erfolgreich
vorgelebt. So gewann der Tiroler Luis Knabl
gemeinsam mit Eszter Dudas (Ungarn), Mi-
guel Valente (Portugal) und Fanny Beisaron
(Israel) Gold im „Triathlon Team Mixed“-
Bewerb. Die Jugendspiele bieten den Sport-
verbänden auch die Möglichkeit, sich selbst
neu den Jugendlichen zu präsentieren und
innovative Sportarten zu testen. In Innsbruck

wird daher erstmals Slopestyle ins Sport-
programm aufgenommen.

Teil sein ist Alles
Neben dem Sport soll vor allem die per -
sönliche Weiterentwicklung der Athleten
im Mittelpunkt der Spiele stehen. Der sport-
liche Wettstreit, das Verbringen von Freizeit
abseits des Sports und das gemeinsame Woh-
nen im Olympischen Dorf sind das Umfeld,
um sich mit Gleichaltrigen auszutauschen,
von anderen Kulturen zu lernen und Freund-
schaften zu knüpfen. Gefördert wird das
Erfahren von Olympia durch ein eigens
konzipiertes Kultur- und Bildungsprogramm.
Die Schwerpunkte im Angebot für die Ath-
letInnen liegen u.a. in der Aufklärung über
die Nutzung von Neuen Medien, der Ver-
bindung von Umwelt und Natur in den Al-
pen und einem täglichen Jugend-Festival
im Rahmen der Medaillenfeiern in der Ma-
ria-Theresien-Straße in Innsbruck. Aber
nicht nur die AthletInnen werden an diesem
Kultur- und Bildungsprogramm teilnehmen,
sondern auch die Jugendlichen in den
Schulen in Österreich und den teilnehmen
Nationen. Über die YOG World Mile (Youth
Olympic Games = YOG) nehmen Schüler -
Innen aus der Region Kontakt mit Partner-
klassen in Europa und Übersee auf, um sich
gemeinsam im alltäglichen Unterricht mit
dem Land der jeweils anderen Schulklasse
auseinanderzusetzen. Im Rahmen der Spiele
werden die Ergebnisse präsentiert.
Das Highlight des Kultur- und Bildungs-
programms wird der „Chat with Champions“
sein, in dem populäre Sportgrößen aus dem
Wintersport die Jugendlichen besuchen und
von ihren Erfahrungen berichten.

Nachhaltiger Nutzen 
für Innsbrucker Familien
Die nachhaltige Wirkung und der Effekt
der Spiele auf die Jugendlichen werden er-

höht, indem die Spiele als Katalysator für
eigene Initiativen, insbesondere für die Ju-
gendlichen aus der Region, genutzt werden.
Mehrere Nachhaltigkeitsprojekte wurden
von den Organisatoren auch bereits initiiert.
Und einen Sieger haben die Jugendspiele
bereits gebracht. Mit dem Zuschlag für die
Jugendspiele konnte das Grundstück für
das Olympische Dorf günstiger und früher
von der Stadt Innsbruck erworben werden
als geplant. Der Bau von 444 Wohnungen
mitten in Innsbruck wird somit vorgezogen
und nach den AthletInnen werden hunderte
Innsbrucker Familien die Wohnungen im
Olympischen Dorf im Jahr 2012 beziehen.
Die Tatsache, dass es sich bei diesem Bau-
projekt um einen der größten Passivhaus-
komplexe in Europa handelt, ist ein be-
sonderer Aspekt einer einzigartigen Veran-
staltung mitten in Europa in Innsbruck
und Seefeld. ■

Zahlen und Fakten
• Vom 13. bis 22. Jänner 2012 finden die ersten Olym-

pischen Jugend-Winterspiele in Innsbruck und See-
feld in Tirol statt.

• 1.058 AthletInnen aus über 60 Nationen werden an
den Spielen teilnehmen.

• Innsbruck richtet zum dritten Mal nach 1964 und
1976 Olympische Spiele aus.

• 1964: 1.091 Athleten aus 36 Nationen
1976: 1.123 Athleten aus 37 Nationen

• Die AthletInnen bei den Olympischen Jugend-Winter-
spielen werden abhängig von der Disziplin und des
ausgewählten Jahrgangs zwischen 14 und 18 Jahren
alt sein.

• 63 Medaillenentscheidungen in 15 Wintersportdiszi-
plinen werden organisiert.

• Ein Kultur- und Bildungsprogramm wird die Sportver-
anstaltung ergänzen und abrunden. Das Programm
wird für die Bevölkerung, wo es möglich ist, geöffnet.

www.innsbruck2012.com
www.facebook.com/innsbruck2012
www.twitter.com/innsbruck2012

Jürgen Steinberger

1. Olympische Jugend-Winterspiele 
2012 in Innsbruck und Seefeld
1.058 Jugendliche aus 60 Nationen feiern eine Premiere.
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PENSIONSVORSORGE
SPEZIELL FÜR POLITIKER, GEMEINDEN UND LÄNDER

Vorsorge 
für Bedienstete 
der Gemeinde

Vorsorge 
in ausgelagerten 
Kommunalbetrieben
(Wasserverbände, 
Abgabenverbände, Bauhöfe, 
Krankenhäuser, Pflegeheime, etc.)

Vorsorge 
für Politiker 

Kontakt: Für nähere Fragen und 
Beratungsgespräche steht Ihnen 
Herr Manfred Sirny zu Verfügung:

Tel.: 01/240 10-124
E-Mail: m.sirny@vbv.at
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„Die EU wird am Stammtisch diskutiert,
und kommt dabei nicht gut weg“, sagt
Erwin Mohr, selbst Gemeinderat und Ver-
treter der österreichischen Gemeinden im
Ausschuss der Regionen. Warum ist dem
so? Meistens sind es Informationsdefizite,
festgefahrene Images, Berührungsängste
oder einfach die Suche nach einem Sün-
denbock, die negative Aussagen prägen.
Um dieser Tendenz entgegenzuwirken,
Europa erlebbarer und erfahrbarer zu machen
und die Berührungsängste abzubauen,
hatten  die Vertretung der Europäischen
Kommission in Österreich zusammen mit
dem Bundesministerium für europäische
und internationale Angelegenheiten und
dem Bundespressedienst des Bundeskanz-
leramtes von 8. bis 10. Dezember 2010
eine erste Brüsselreise für EU-Gemein -
derät/e/innen organisiert. Während des
zweieinhalbtätigen Programms hatten die
29 Gemeindevertreter (BürgermeisterInnen,
Gemeinde- und Stadträt/e/innen) aus ganz
Österreich die Gelegenheit, die unterschied-
lichen EU-Institutionen kennenzulernen,

mit hochrangigen VertreterInnen zu sprechen
und sich einfach selbst eine Meinung über
den europäischen Gesetzwerdungsprozess
und die europäische Idee zu bilden. 

Dichtes Programm
Gleich nach der Ankunft ging’s in den
Ausschuss der Regionen (AdR), wo zunächst
Generalsekretär Gerhard Stahl daran erin-
nerte, dass die EU primär ein Friedensprojekt
ist (ein Grundgedanke, den man leider
nur allzu oft vergisst!), und darlegte, wie
wichtig die Staatengemeinschaft gerade bei
der Bewältigung von Krisen, wie wir sie in
den letzten zwei Jahren erlebt haben, ist.
Christian Gsodam, sein Berater im AdR,
appellierte daraufhin an die TeilnehmerIn-
nen, „dass Europa nicht nur in Brüssel
stattfinden darf, sondern dass Europa zu-
allererst in den Gemeinden stattfinden
muss!“ Nach einem Kennenlerntreffen mit
den LeiterInnen der österreichischen Ver-
bindungsbüros ging es zum Tagesausklang
noch ins typisch belgische Restaurant „Chez
Léon“, wo mit Richard Kühnel, dem Leiter

der Vertretung der Europäischen Kommis-
sion in Österreich, bei Speis und Trank
noch lange lebhaft über Europa diskutiert
wurde. 

EU-Institutionen
Der zweite Besuchstag stand ganz im Zei-
chen der beiden EU-Institutionen Kom-
mission und Parlament. Zunächst fand ein
Treffen mit zwei Kommissionsbediensteten
statt, die den EU-Gemeinderät/en/innen
diverse Aspekte der Regionalpolitik näher-
brachten bzw. Fragen zum österreichischen
„Ländlichen Entwicklungsprogramm“ be-
antworteten. Und diese kompetenten und
äußerst zugänglichen Mitarbeiter der Kom-
mission wollten irgendwie so gar nicht in
das übliche verstaubte Image der abgeho-
benen BeamtInnen, die sich im Elfenbein-
turm abstruse Gesetzesentwürfe ausdenken,
passen … 
Beim anschließenden Meinungsaustausch
mit dem österreichischen, für Regionalpolitik
zuständigen, Kommissar Johannes Hahn
hatten die TeilnehmerInnen die Möglichkeit,

Beim Brüssel-Besuch der 
EU-Gemeinderäte fand ein reger
Meinungsaustausch mit dem öster-
reichischen Kommissar für Regional-
politik, Johannes Hahn, statt.
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Anna Foszczynski, politische Referentin der Vertretung der Europäischen Kommission in Österreich

„Brüssel zum Anfassen“ –
Inforeise für EU-Gemeinderät/e/innen
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auf Augenhöhe mit einem der höchsten
Vertreter der Kommission zu diskutieren.
Und das in einem äußerst repräsentativen
Sitzungszimmer, in dem sonst nur die Ka-
binettchefs der Kommissare tagen. Kom-
missar Hahn entkräftete im Laufe dieses
Gesprächs fast beiläufig auch einen der
wohl bekanntesten „EU-Mythen“, nämlich
den der Gurkenkrümmung. Er erklärte
den tatsächlichen Hintergrund für diese,
mittlerweile abgeschaffte, Regelung: die
Initiative der Normvorschriften für Gurken
war seinerseits keineswegs von der Kom-
mission ausgegangen; vielmehr war die
Kommission hier auf Drängen der Wirt-
schaft aktiv geworden, da genormte Gurken
eine enorme Kostenersparnis in der Trans-

portlogistik ermöglichen! Durch die Er-
klärungen des Kommissars ergab sich für
viele TeilnehmerInnen eine ganz neue Per-
spektive, und vielleicht auch der eine oder
andere Vorsatz, einseitige und negative Be-
hauptungen zum Thema EU in Zukunft
näher zu hinterfragen. 

Europäisches Parlament
Für die zweite Tageshälfte ging es ins Euro-
päische Parlament, wo bei einem informellen
Treffen ganz locker mit vier österreichischen
Abgeordneten über die unterschiedlichsten
Themen diskutiert werden konnte. Einige
der EU-Gemeinderät/e/innen waren sichtlich
überrascht, zu erfahren, wie intensiv und
vielfältig der Arbeitsalltag von Europaabge-
ordneten sein kann. Denn auch diese Tat-
sache entsprach irgendwie so gar nicht dem
Bild der arbeitsscheuen Spesen-Verprasser,
das die Boulevardzeitungen quer durch
Europa gerne von den BürgervertreterInnen
in Brüssel zeichnen. Auch für den Abend
hatte das Programm noch ein Schmankerl
parat: Der damalige ständige Vertreter Öster-
reichs bei der EU (und jetzige EU-Botschafter
in Tokio) Hans Dietmar Schweisgut lud,
einen Tag vor seinem offiziellen Abschied,
die EU-Gemeinderät/e/innen zu einem
Abendempfang. Neben seinen sehr interes-
santen Ausführungen über die Errungen-
schaften der europäischen Einigung hatten
die ReiseteilnehmerInnen auch hier wieder
die Gelegenheit, informell mit dem hohen
Vertreter über Anliegen und Probleme, die
sie selbst oder ihre Gemeinden betreffen,
zu diskutieren.
Zum Programmabschluss war am Tag drei
noch ein Besuch der österreichischen Stän-
digen Vertretung vorgesehen. Hier erfuhren
die EU-Gemeinderät/e/innen nochmals
Wissenswertes über den Gesetzwerdungs-
prozess in der EU, bekamen einen Einblick
in die Tätigkeiten und Funktionsweisen
der diversen Ratsarbeitsgruppen, und es
wurde auch klarer, wie die Verlinkung mit
den diversen österreichischen Ministerien
eigentlich funktioniert.

Intensives Erlebnis
Es waren zweieinhalb intensive Tage, voller
neuer Eindrücke, Erkenntnisse und Ideen.
Immer wieder wurde von den Teilnehmer -
Innen auch die Wichtigkeit der Vernetzung

untereinander betont. Denn was sind bessere
Problemlöser, als funktionierende Best-
practice-Beispiele aus anderen Gemeinden?
Den TeilnehmerInnen wurde auch einmal
mehr bewusst, wie wichtig die Ebene der
Gemeinden und Städte für den europäischen
Einigungsprozess ist. „Europapolitik ist vor
allem Kommunalpolitik“, bringt es die
Wiener Stadträtin Monika Vana auf den
Punkt.  Fazit der Reise war aber vor allem
eines: Europa hat ein Gesicht bekommen.
Und Berührungsängste mit der EU – die
gibt es nicht mehr. Denn sollten in Zukunft
wieder Unsicherheiten oder offene Fragen
auftreten, so kann man jetzt einfach zum
Telefon greifen und eine der nunmehr auch
persönlich bekannten Kontaktpersonen di-
rekt anrufen. ■

„Erfolgreiches EU-Lobbying 
ist für Österreichs Gemeinden 
von zentraler Bedeutung“ 
Monika Vana, Mitglied des Geschäftsleitung des 

Städtebunds und stv. Vorsitzende des Ausschusses 

für Europäische und Internationale Angelegenheiten in

Wien, über die Brüsselreise der EU-Gemeinderät/e/innen.

Über alle Fraktionsgrenzen hinweg herrschte Über-
einstimmung über die bedeutende Funktion von Ge-
meinderät/en/innen als Drehscheibe der Kommuni-
kation zwischen Brüssel und der lokalen Ebene. 70
Prozent aller EU-Gesetze werden in Kommunen um-
gesetzt. Die EU hat massive Auswirkungen auf deren
Handlungsspielraum und Politik: Vom österreichi-
schen Stabilitätspakt bis zu den Rahmenbedingun-
gen für die öffentliche Auftragsvergabe. Der Lissa-
bon-Vertrag bringt neue Einflussmöglichkeiten für
Städte: die Stärkung der kommunalen Selbstverwal-
tung, die Subsidiaritätskontrolle und Gesetzesfolgen-
abschätzung, sowie die Mitwirkung am neu geschaf-
fenen Klagsrecht des AdR. Die „Europa 2020“-Stra-
tegie der Kommission setzt Ziele im Klimaschutz, bei
Beschäftigung und Armutsbekämpfung, die auf der
lokalen Ebene umgesetzt werden. Fazit der Brüssel-
Reise der EU-Gemeinderät/e/innen: Unabhängig von
der Größe der Gemeinde sind wir alle aufgerufen, un-
sere Einflussmöglichkeiten auf EU-Institutionen best-
möglich zu nützen (und deren gibt es mehr als
man/frau als österreichische/r Gemeinde/rat/rätin auf
den ersten Blick glaubt!) und lokale Interessen – vom
Umweltschutz bis zur Sicherung der Leistungen der
Daseinsvorsorge – entsprechend rechtzeitig zu for-
mulieren und einzubringen. Ein wichtiges Instrument
des Lobbyings ist eine gute Vernetzung zwischen lo-
kaler und EU-Ebene, die mit der Gemeinderät/e/ -
innen- Initiative weiterentwickelt werden soll.

EU-Gemeinderät/e/innen  
Unter dem Motto „Europa fängt in der Gemeinde an“
wurde die Initiative der EU-Gemeinderät/e/innen von
Außenminister Michael Spindelegger und dem Leiter
der Vertretung der Europäischen Kommission in
Österreich, Richard Kühnel, im Frühjahr 2010 ins
Leben gerufen. Ziel der Initiative ist es, in möglichst
vielen österreichischen Gemeinden und Städten ei-
nen Ansprechpartner für Europafragen zu etablieren.
Denn BürgermeisterInnen und Gemeinderät/e/innen
können eine außerordentlich wichtige Schnittstellen-
funktion zwischen der EU und den BürgerInnen ihrer
Gemeinde ausüben. Nach einer anfänglichen Pilot-
gruppe von ca. 60 TeilnehmerInnen ist die Initiative
mittlerweile auf über 150 Mitglieder angewachsen.
EU-Gemeinderät/e/innen werden mit speziellen In-
formationen versorgt, haben Zugang zu einer eige-
nen EU-Helpline und können von einem Ausbil-
dungsprogramm zu EU-Fragen, welches in den
kommenden Monaten starten soll, profitieren. Die
nächste Brüsselreise für interessierte EU-Gemeinde-
rät/e/innen ist für Ende Mai 2011 geplant. 
Kontakt:
Harald Stranzl
Bundesministerium für europäische und 
internationale Angelegenheiten
Minoritenplatz 8, 1014 Wien
Telefon: +43 050 11 50-3320
E-Mail: harald.stranzl@bmeia.gv.at
Anna Foszczynski, Vertretung der Europäischen
Kommission in Österreich
Wipplinger Straße 35, 1010 Wien
Telefon: +43 1 516 18-343
E-Mail: anna.foszczynski@ec.europa.eu
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Das Thema Lobbying ist wieder in aller
Munde. Gerade in wirtschaftlichen Krisen-
zeiten drängt sich vielen die Frage auf, wer
eigentlich die politischen Entscheidungsträ-
gerInnen in Europa mit inhaltlicher Expertise
versorgt. Bei der Auftaktveranstaltung (16.
November 2010) der Diskussionsreihe ÖGB-
Europadialog unter dem Titel „Lobbying in
der EU – Wer zieht die Fäden?“, in Zusam-
menarbeit mit der Österreichischen Gesell-
schaft für Europapolitik organisiert, machte
man sich auf die Suche nach Antworten. 

Graubereich „Lobbying“
Wer versucht, durch die gezielte Weitergabe
von Informationen politische Entscheidungs-
trägerInnen zu beeinflussen, wird landläufig
als LobbyistIn bezeichnet. Demokratisch le-
gitimiert, z.B. in Verbänden, heißen sie In-
teressensvertreter. In Brüssel, neben Wa-
shington D.C. eine der Lobbying-Hauptstädte
der Welt, gibt es einige tausend davon. Alle
LobbyistInnen zu erfassen ist schwierig, sie

zu kontrollieren so gut wie unmöglich.
ÖGB-Präsident Erich Foglar sprach deshalb
von „Graubereichen des Lobbying“ und kri-
tisierte die ungleiche Ausgangslage für Ar-
beitnehmerInnen und die Zivilgesellschaft,
sich Gehör zu verschaffen. Der Einfluss ver-
schiedener Interessensgruppen müsse struk-
turiert und der soziale Dialog gestärkt werden.
Einer der Hauptkritikpunkte am Lobbying:
Ein großer Teil dieser Arbeit passiert im
Hintergrund und ist für die Öffentlichkeit
nicht ersichtlich. Diverse Lobbying-Register,
die in Brüssel bereits existieren und auf Frei-
willigkeit beruhen, sind deshalb bestenfalls
ein erster, kleiner Schritt in Richtung mehr
Transparenz. „Und man siehet die im Lichte,
die im Dunkeln sieht man nicht“, zitierte
Marianne Kager, ehemalige Chef-Ökonomin
der Bank Austria, Bert Brechts Dreigro-
schenoper und brachte damit das Problem
auf den Punkt.

Zwischen Information 
und Intervention
Über zwei Tatsachen waren sich die Refe-
rentInnen einig. Erstens: Die Expertise von
LobbyistInnen ist zu einem gewissen Grad
eine notwendige Informationsquelle für eu-
ropäische EntscheidungsträgerInnen. Zwei-
tens: Es besteht eine ungleiche Kräftevertei-

lung zwischen privater und öffentli-
cher Interessensvertretung. Anschau-
liche Beispiele bietet etwa der Fi-
nanzmarktbereich: Nicht selten sind
ExpertInnengruppen, die EU-Ge-
setzesvorschläge vorbereiten, gerade
in dieser Branche zum Großteil mit
VertreterInnen potenter Finanzdienst-
leister besetzt - einer Gruppe, der
ein geringes Interesse an regulierten
europäischen Finanzmärkten nach-
gesagt wird. Demgegenüber steht

unter anderem der Europäische Wirtschafts-
und Sozialausschuss, in dem die Interessen
von ArbeitgeberInnen, ArbeitnehmerInnen
und der Zivilgesellschaft gleichermaßen ver-
treten sind. 

Mehr Mitsprache im Dickicht 
der EU-Gesetzgebung
Lobbying ist per se nichts Schlechtes. Es ist
Teil des demokratischen Prozesses, auch
wenn wirtschaftliche Interessen öfter im
Vordergrund stehen. Um Ungleichgewichten
in der Interessensvertretung entgegenzuwir-
ken, ist es jedoch notwendig, die Zivilge-
sellschaft stärker bewusst einzubinden. Der
Vertrag von Lissabon könnte dabei helfen,
weil er den demokratischen Elementen der
EU neue Dynamik verleiht. Die aufgewertete
Rolle des Europäischen Parlaments, die Um-
setzung der Europäischen Bürgerinitiative
und die verbesserte Zusammenarbeit mit
den nationalen Parlamenten könnten sich
positiv auf die zivilgesellschaftlichen Mit-
sprachemöglichkeiten im EU-Gesetzge-
bungsdschungel auswirken. Gleiches gilt für
den ebenfalls gestärkten Sozialen Dialog,
bei dem ArbeitgeberInnen und Arbeitneh-
merInnen gleichberechtigt schon im Vorfeld
europäische Gesetze mitgestalten können.
Ob diese Veränderungen aber tatsächlich
zu einer demokratischeren und transparen-
teren Willensbildung beitragen werden, liegt
letztlich vor allem in den Händen der han-
delnden Personen.
Mit den Europadialogen geht es weiter.
Bereits im Frühjahr ist die nächste Podi-
umsdiskussion geplant, die die Öffnung des
österreichischen Arbeitsmarktes behandeln
wird. ■

Informationen dazu bald auf
www.oegfe.at bzw. www.oegb.at.

„Lobbying in der EU – Wer zieht die Fä-
den?“ (v.l.n.r.) Darmanin (Europäischer
Wirtschafts- und Sozialausschuss), 
Regner (Europäisches Parlament), 
Nowotny (Botschafterin i.R.), Strickner 
(attac Austria) und Kager (ehemals BA/CA) 

ÖG
B

Pr
iv

at

Lobbying in der EU:  

Von notwendiger 
Expertise und ungleicher 
Interessensvertretung

Paul Schmidt, Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 

Generalsekretär Paul
Schmidt, Österreichische
Gesellschaft für Europapolitik
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Seit September 2010 ist der Gewerk-
schafter Thomas Kattnig Mitglied des
Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses. Kattnig wurde von der Bun-
desregierung nominiert und vom EU-
Rat für eine fünfjährige Mandatsperiode
bestellt. Er ist Internationaler Sekretär
der GdG-KMSfB (Gewerkschaft der Ge-
meindebediensteten – Kunst, Medien,
Sport, freie Berufe). Seine gewerkschaft-
liche Tätigkeit begann er bei Wien Ener-
gie-Gasnetz, leitete die Jugendabteilung
der Gewerkschaft und ab 1998 das Referat
für ArbeitnehmerInnenschutz. Nach seiner
Tätigkeit als Büroleiter des damaligen
ÖGB-Präsidenten Hundstorfer kehrte er
2007 in die GdG-KMSfB zurück.

Als wichtiges Beratungsgre-
mium der EU-Institutionen
ist der Europäische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss
(EWSA) eine wesentliche
Schaltstelle der EU. Seit 21.
September 2010 hat er ein
neues Mitglied: Thomas Katt-
nig, Internationaler Sekretär
der GdG-KMSfB, nimmt in
den Reihen der Interessen-
vertreterInnen aus den ver-
schiedensten Fachgebieten
Platz. Der EWSA wurde im
Jahr 1957 geschaffen und
ist eine beratende Einrich-
tung der Europäischen Union, die den
zentralen EU-Organen (Europäische Kom-
mission, Rat, Europäisches Parlament)
mit ihrem Sachverstand zur Seite steht.
Zu diesem Zweck erarbeitet der Ausschuss
Stellungnahmen zu EU-Legislativvor-
schlägen – allein im Jahr 2009 rund 2010
an der Zahl – und behandelt in Initiativ-
stellungnahmen weitere Themen, die
seiner Meinung nach aufgegriffen werden
sollten. Die Mitglieder des Ausschusses
werden von den Regierungen der EU-

Mitgliedstaaten vorgeschlagen und vom
EU-Rat für eine Amtszeit von fünf Jahren
ernannt. In ihrer Arbeit sind sie politisch
aber völlig unabhängig. Als langjähriger
Experte für Arbeitsmarktfragen und die
Belange der Daseinsvorsorge bringt Kattnig
die Sicht der Gewerkschaften in die po-
litische Weiterentwicklung der EU ein,
gemäß seinem Credo: „In Europa muss
der Mensch im Mittelpunkt stehen. Die
staatliche Grundversorgung wie etwa Was-
ser, Bildung und Gesundheit darf keine
Handelsware sein. Europa muss sozialer
werden.“ 

Lobbyismus für die Anliegen 
der ArbeitnehmerInnen 

Seine Tätigkeit im Wirt-
schafts- und Sozialausschuss
sieht Kattnig als „Lobbyis-
mus für die Anliegen der
ArbeitnehmerInnen mit
Schwerpunkt Zugang, Fi-
nanzierung und Ausgestal-
tung der Leistungen der
Daseinsvorsorge“. Denn
eine der wichtigsten Auf-
gaben des EWSA ist es,
eine Brücke zwischen den
EU-Institutionen und der
sogenannten organisierten
Zivilgesellschaft zu schla-
gen. Der EWSA unterstützt
die Organisationen der Zi-

vilgesellschaft bei Aufbau und Pflege eines
strukturierten Dialogs mit den betreffenden
Interessengruppen in den EU-Mitglied-
staaten und anderen Ländern weltweit.
„Der Ausschuss bildet einen untrennbaren
Teil des Entscheidungsprozesses in der
EU. Wir geben unsere Stellungnahme
und Empfehlungen zur EU-Wirtschafts-
und Sozialpolitik ab“, erklärt Kattnig den
Stellenwert des EWSA, dem 344 Mit-
glieder angehören. Die Zahl der Vertreter
pro EU-Land richtet sich nach dessen

EinwohnerInnenzahl. Österreich verfügt
gegenwärtig über zwölf VertreterInnen. 
Die EWSA-Mitglieder vertreten eine breite
Palette an wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Interessen in ihren Mitglied-
staaten. Sie gehören jeweils einer von drei
Gruppen an: „ArbeitgeberInnen“, „Ar-
beitnehmerInnen“ oder „Verschiedene In-
teressen“ (darunter zusammengefasst sind
etwa Landwirt/e/innen, VerbraucherInnen,
Umweltschutzorganisationen, Familien-
verbände, NGOs und weitere).
Die Mitglieder des EWSA treffen einander
bei jährlich neun Plenartagungen, deren
Beratungen von sechs Unterausschüssen –
den sogenannten Fachgruppen – vorbe-
reitet werden, die jeweils für einen be-
stimmten Politikbereich zuständig sind.
Kattnig wird seine Expertise in die Fach-
gruppen TEN (Energie, Verkehr, Infra-
struktur und Informationsgesellschaft)
und ECO (Wirtschaft und Währung,
wirtschaftlicher und sozialer Zusammen-
hang) einbringen. „Öffentliche Dienste
sind von höchster Bedeutung für alle
Mitglieder einer Gesellschaft. Sie ermög-
lichen die Teilnahme aller Bevölkerungs-
gruppen am gesellschaftlichen Leben. Was
wir jetzt rasch brauchen, sind strukturelle
und finanzielle Maßnahmen um gesell-
schaftlich wertvolle Arbeitsplätze in den
Bereichen Bildung, Gesundheitsversor-
gung, Altenpflege, Kinderbetreuung, öf-
fentlicher Verkehr, erneuerbare Energien,
thermische Gebäudesanierung und Ge-
meindedienstleistungen zu finanzieren“,
stellt Kattnig klar, mit Hinweis darauf,
dass diese öffentlichen Dienste ein we-
sentlicher Bestandteil des europäischen
Gesellschaftsmodells sind und damit Auf-
gaben des Gemeinwohls erfüllen. ■

Weitere Informationen:
EWSA-Startseite:
www.eesc.europa.eu/
?i=portal.de.home

Wichtige Schaltstelle der EU
Thomas Kattnig, Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses,
(EWSA) berät Kommission, Rat und Parlament.

Thomas Kattnig, Mitglied des EWSA
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Thomas Kattnig ist im 
Europäischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss tätig.

EU-INSTITUTIONEN: EWSA
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Verspätete Zahlungen für EU-Pro-
jekte, Probleme bei Ausschreibungen
oder die Weigerung einer EU-Insti-
tution, Dokumente oder Informatio-
nen herauszugeben – der Europäi-
sche Ombudsmann erhält jedes Jahr
mehr als 3.000 Beschwerden über
die EU-Verwaltung. 

Alle BürgerInnen und EinwohnerInnen
eines EU-Mitgliedstaates können sich beim
Ombudsmann beschweren, genauso wie
Unternehmen, Verbände, Nicht-Regie-
rungs-Organisationen, Interessensgruppen,
Regionalbüros, Universitäten oder ähnliche
Einrichtungen, die Probleme mit einer
EU-Behörde haben. Beschwerden können

in allen 23 Amtssprachen eingereicht wer-
den, am einfachsten mit Hilfe des elek-
tronischen Beschwerdeformulars auf der
Website des Ombudsmannes: www.om-
budsman.europa.eu. Auf der Website be-
findet sich auch ein elektronischer Leitfa-
den, der Ratsuchende zur zuständigen Be-
schwerdestelle führt.
Der Europäische BürgerInnenbeauftragte
bietet Betroffenen schnelle, flexible und
kostenlose Dienste. Manchmal reicht ein
Anruf bei der betroffenen EU-Institution,
um ein Problem zu lösen. Ein anderer
Vorteil des Ombudsmannes ist die Mög-
lichkeit, einvernehmliche Lösungen vor-
zuschlagen, die beide Seiten zufrieden
stellen sollen. Die Entscheidungen des

Ombudsmannes sind allerdings rechtlich
nicht bindend.
In rund 80 Prozent aller Beschwerdefälle
kann der Ombudsmann weiterhelfen:
durch das Einleiten einer Untersuchung,
die Überweisung eines Falles an die zu-
ständige Behörde oder durch Rat, an wen
sich Beschwerdeführer wenden können. 
Im vergangenen Jahr kamen die meisten
Beschwerden aus Deutschland, gefolgt
von Spanien, Polen und Frankreich. Ge-
messen an der Bevölkerungsstärke eines
Landes wurden jedoch die meisten Be-
schwerden aus Luxemburg, Malta, Zypern
und Belgien eingereicht. Österreich liegt
im Mittelfeld.

Worum geht es in 
den Beschwerden?
Mehr als ein Drittel der eingeleiteten Un-
tersuchungen betrifft jedes Jahr mangelnde
Transparenz in den EU-Behörden. Dazu
gehören Beschwerden über verweigerte Do-
kumente oder Treffen hinter verschlossenen
Türen. Aber auch Vertragsstreitigkeiten bei
EU-Projekten, Verfahrensfehler, Diskrimi-
nierung oder Machtmissbrauch sind wie-
derkehrende Themen in den Beschwerden. 
Um ein Beispiel zu geben: Im April 2010
empfahl der Ombudsmann der Europäi-
schen Arzneimittel-Agentur in London,
Berichte über mögliche Nebenwirkungen
eines Medikaments zur Behandlung von
schwerer Akne freizugeben. Der Beschwer-
deführer, ein irischer Bürger, hatte diese
Berichte angefordert. Sein Sohn hatte Selbst-
mord begangen, nachdem er das Medika-
ment genommen hatte. Die Agentur ver-
weigerte den Zugang zunächst mit der Be-
gründung, EU-Transparenzregeln gälten
nicht für diese Berichte. Der Ombudsmann
war damit nicht einverstanden. Im August
2010 akzeptierte die Arzneimittel-Agentur
seine Empfehlung und kündigte die Freigabe

Probleme mit den EU-Behörden? 
Der Europäische Ombudsmann hilft

Gundi Gadesmann, Pressesprecherin des Europäischen Ombudsmannes

P. Nikiforos Diamandouros ist seit 1. April 2003 Eu-
ropäischer Ombudsmann. Seine jüngste Wieder-
wahl durch das Europäische Parlament fand im
Jänner 2010 statt. Zwischen 1998 und 2003 war
er der erste Nationale Bürgerbeauftragte Griechen-
lands. Seit 1993 war er gleichzeitig auch Professor
für Vergleichende Politik an der Fakultät für Politik-
wissenschaften und Öffentliche Verwaltung der Uni-
versität Athen (zurzeit beurlaubt). Zwischen 1995
und 1998 war er außerdem Direktor des Griechi-
schen Nationalen Zentrums für Sozialforschung.
Diamandouros erhielt verschiedene Universitätsdi-
plome und seinen Doktortitel (1972) von der Co-
lumbia University (USA). Bevor er 1988 der Fakultät
an der Universität Athen beitrat, erhielt Diamandou-
ros Lehr- und Forschungsaufträge an der State
University in New York und der Columbia University
(1973-78). Zwischen 1980 und 1983 war er als
Entwicklungsdirektor am Athens College in Athen,
Griechenland tätig. Im Zeitraum 1983 bis 1988 war
Diamandouros Programmdirektor für Westeuropa
und den Nahen Osten am Social Science Research
Council in New York. Von 1988 bis 1991 war er Di-

rektor des Griechischen Instituts für Internationale
und Strategische Studien in Athen. 1997 erhielt
Diamandouros einen Ruf als Gastprofessor für Poli-
tikwissenschaften an das Juan March Zentrum für
Fortgeschrittene Studien in den Sozialwissenschaf-
ten in Madrid. Diamandouros diente als Präsident
der Griechischen Vereinigung für Politikwissen-
schaften zwischen 1992 und 1998. Zugleich war
er Präsident der Vereinigung Moderner Griechi-
scher Studien in den USA (1985-88). 1999 und
2000 erhielt Diamandouros eine doppelte Berufung
als Mitglied der Griechischen Nationalen Men-
schenrechtskommission und des Nationalen Rates
für Verwaltungsreform. Im Jahr 2000 war er Teil-
nehmer an der Bilderberg-Konferenz. Seit 1990 ist
Diamandouros gemeinsamer Vorsitzender der Un-
terabteilung zu Südosteuropa im Sozialwissen-
schaftlichen Forschungsrat (Social Science Re-
search Council) in New York. Diamandouros ist
gleichzeitig Mitgeneralherausgeber der Reihe über
das Neue Südeuropa, welche durch den Verlag der
Johns Hopkins University veröffentlicht wird. Dia-
mandouros ist verheiratet und hat zwei Kinder.

Europäischer Ombudsmann P. Nikiforos Diamandouros 
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der Berichte an. Mehr als die Hälfte der
eingeleiteten Untersuchungen betrafen im
vergangenen Jahr die Europäische Kom-
mission. Das ist nicht weiter verwunderlich,
weil die Kommission den größten Teil der
EU-Verwaltung ausmacht. Es folgten das
Europäische Parlament, das Europäische
Amt für Personalauswahl und der Mini-
sterrat.
Der Europäische Ombudsmann steht nicht
hierarchisch über den Ombudsleuten in
den EU-Mitgliedstaaten. Er kann auch
keine Beschwerden über nationale oder re-
gionale Verwaltungen in den EU-Mitglied-
staaten bearbeiten, auch wenn die Be-
schwerden mit EU-Angelegenheiten zu tun
haben. Dafür sind die Ombudsleute vor
Ort verantwortlich, im österreichischen
Fall die Volksanwaltschaft. Die Landtage
von Vorarlberg und Tirol haben darüber
hinaus eigene Landesvolksanwälte, die Be-
schwerden über ihre jeweiligen Landes-
und Kommunalbehörden überprüfen. 
Der Europäische Ombudsmann pflegt aus-
gezeichnete Beziehungen zu den Volksan-
wälten in Österreich. Darüber hinaus besteht
eine enge Zusammenarbeit zwischen allen
regionalen, nationalen und dem Europäi-
schen Ombudsmann im Rahmen des Ver-
bindungsnetzes der europäischen Bürge-
rInnenbeauftragten. Das jüngste Treffen
der regionalen Ombudsleute in Europa
fand in Innsbruck statt.

Beschwerden aus Österreich
Im vergangenen Jahr erhielt der Euro-
päische Ombudsmann insgesamt 62 Be-
schwerden aus Österreich. In drei Fällen
wurde eine Untersuchung eingeleitet. 
In einem Fall entdeckte der Ombudsmann
Mängel in einem Vertragsverletzungsver-
fahren der Europäischen Kommission ge-
gen Österreich, in dem es um den Wiener
Flughafen ging. 
Die Kommission startete ihre Untersu-
chung nach Beschwerden von 27 öster-
reichischen BürgerInneninitiativen, der
Wiener Flughafen sei ohne obligatorische
Umweltverträglichkeitsprüfung mehrfach
erweitert worden. Die Kommission stimm-
te daraufhin einer nachträglichen Um-
weltverträglichkeitsprüfung durch die
österreichischen Behörden zu. Die Un-
tersuchung des Ombudsmannes förderte
jedoch Probleme mit dieser nachträglichen
Prüfung zu Tage, unter anderem einen
potenziellen Interessenskonflikt innerhalb
der nationalen Behörden. Der Ombuds-
mann legte der Kommission nahe, seine
Erkenntnisse bei ihrem weiteren Vorgehen
zu berücksichtigen.
Nach wie vor wissen jedoch zu wenige
österreichische BürgerInnen, Unterneh-
men oder Organisationen, dass sie sich
an den Ombudsmann wenden können,
wenn sie Probleme mit den europäischen
Behörden haben. ■

OLAF - Europäisches 
Amt für Betrugsbekämpfung 
Der Schutz der finanziellen Interessen der Gemein-
schaft ist zu einer der Hauptaufgaben der europäi-
schen Institutionen geworden. Um diese Maßnah-
men zu verstärken, hat die EU 1999 das Europäi-
sche Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) gegründet.
Das Amt verfügt bei der Durchführung von Ermitt-
lungen über volle Unabhängigkeit.

OLAF untersucht …
• Fälle mutmaßlichen Betrugs oder sonstiger

schwerwiegender Unregelmäßigkeiten mit 
Auswirkungen auf den EU-Haushalt, 

• Verdachtsfälle von Korruption und anderem
schwerwiegenden Fehlverhalten von Mitgliedern
oder Bediensteten der EU-Institutionen. 

OLAF ist nicht zuständig für …
• allgemeine Fälle von Betrug und sonstigem 

Fehlverhalten in Ihrem Heimatland ohne finanzielle
Auswirkungen auf den EU-Haushalt. (Um derartige
Verdachtsfälle zu melden, wenden Sie sich bitte
an Ihre örtliche Polizeidienststelle.)

• Fälle einer missbräuchlichen Verwendung des 
EU-Logos oder des Namens der Europäischen 
Institutionen. 

Meldung eines Betrugsverdachts
Sie haben Informationen über Betrug im Zusam-
menhang mit von der EU ausgezahlten Geldern 
erhalten? Ihnen ist ein Fall von Schmuggel bekannt
geworden? Sie haben von illegalen Tätigkeiten von
EU-Bediensteten gehört? Jede Privatperson, jede
Firmengruppe und jedes Unternehmen kann sich
formlos an OLAF wenden. Wichtig ist nur, dass 
möglichst genaue Angaben gemacht werden. 
• Meldung über ein Onlineformular 

auf der OLAF Website 
(http://ec.europa.eu/dgs/olaf/index_de.html) 
Wenn man es wünscht, wird die Anonymität 
gewahrt: durch das webgestützte System wird
gewährleistet, dass die Meldung nicht rückverfolgt
werden kann.

• Meldung ist auch möglich per Telefon 
(gebührenfrei 0800 295 845), per E-Mail 
(olaf-courrier@ec.europa.eu) oder per Post 
(OLAF-Europäische Kommission, 30, 
rue Joseph II, 1000 Brüssel).

Simona Wohleser, Österreichischer Städtebund, Brüssel

P. Nikiforos Diamandouros ist seit
1. April 2003 Europäischer 
Ombudsmann.
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Ich arbeite als Beamter für die Europäische
Kommission. Das bedeutet, dass ich Teil
einer Europäischen Institution bin, in der
32.000 Personen direkt angestellt sind. 63%
meiner KommissionskollegInnen sind Be-
amte, 32% sind Vertragsbedienstete mit
einem zeitlich befristeten Vertrag, 4% sind
Trainees und die verbleibenden 1% sind
Berater mit Sonderaufgaben oder haben Ar-
beitsverträge nach lokalem Recht. Als Beamter
habe ich mich bei der Ausübung meines
Amtes und in meinem Verhalten ausschließ-
lich von den Interessen der Gemeinschaften
leiten zu lassen, ich darf von keiner Regierung,
Behörde, Organisation oder Person außerhalb
meines Organs Weisungen anfordern oder
entgegennehmen (Artikel 11 des Statuts der
Beamten der Europäischen Gemeinschaften).
Das ist eine andere Aufgabenstellung als sie
die Vertreter der Mitgliedstaaten haben,
wenn sie einander im Rat begegnen, bzw.
eine andere Aufgabenstellung als sie die
 Abgeordneten zum Europäischen Parlament
als direkt gewählte Volksvertreter haben.
Die Europäische Kommission hat stets auf
die Europäische Union insgesamt Bedacht
zu nehmen.

Was sind nun die konkreten 
Aufgaben der Generaldirektion
Wettbewerb? 
Die Aufgabe dieser Generaldirektion ist es,
die europäische Wettbewerbspolitik umzu-
setzen. Bei der Wettbewerbspolitik geht es
im Wesentlichen darum, zu gewährleisten,
dass Unternehmen auf Grundlage ihrer Pro-
dukte und Preise zu denselben Wettbe-
werbsbedingungen ohne unlautere Vorteile
miteinander konkurrieren können. Ein
solcher unlauterer Vorteil sind staatliche
Beihilfen, die durch die öffentliche Hand
bestimmten Unternehmen gewährt werden.

Aber warum können die Mitgliedstaaten
nicht frei über staatliche Beihilfen entscheiden,
wie sie es für Unternehmen innerhalb ihrer
nationalen Grenzen für notwendig erachten?
Warum ist Brüssel involviert? Wenn Regie-
rungsbehörden öffentliche Gelder zur Un-
terstützung lokaler Industrien oder einzelner
Unternehmen einsetzen, verschaffen sie
diesen Unternehmen einen unfairen Vorteil
gegenüber vergleichbaren Sektoren in anderen
EU-Mitgliedsländern. Mit anderen Worten:
es wird dadurch der Wettbewerb verzerrt
und der Handel beeinträchtigt. Es ist die
Aufgabe der Generaldirektion Wettbewerb,
genau dies zu verhindern und staatliche Un-
terstützung nur dann zu erlauben, wenn
diese im übergeordneten öffentlichen Interesse
steht – d.h. wenn dadurch die Gesellschaft
oder die Wirtschaft insgesamt Vorteile er-
fahren. Auf solche Art und Weise sichert
die Generaldirektion Wettbewerb gleiche
Wettbewerbsbedingungen für die Europäische
Wirtschaft. 

Case Handler für 
staatliche Beihilfen 
Ich arbeite als Case Handler für staatliche
Beihilfen in jener Abteilung, die zuständig
für industrielle Restrukturierungsfälle ist.
Dies bedeutet, dass wir staatliche Beihilfen
prüfen, die von Mitgliedstaaten zur Rettung
und Restrukturierung von Unternehmen in
Schwierigkeiten im Bereich der verarbeitenden
Industrie (einschließlich der Grundstoff -
industrie) gewährt werden sollen. Wir sind
auch zuständig für alle Arten von Beihilfen,
die im Stahl- und Schiffsbaubereich gewährt
werden sowie für Ausbildungsbeihilfen. Staat-
liche Beihilfen werden nicht nur von Bun-
desregierungen gewährt, sondern zu einem
guten Teil auch von Ländern, Städten oder
Gemeinden.

Wie üben meine 20 Kolleginnen und Kol-
legen und ich die Verpflichtung der Kom-
mission zur Beihilfenkontrolle aus? Wenn
ich einen neuen Fall erhalte, führe ich eine
ökonomische und juristische Prüfung durch.
Das bedeutet, dass ich die wirtschaftliche
Situation eines Unternehmens prüfe und
kontrolliere, ob die rechtlichen Anforderungen
hinsichtlich der Anspruchsberechtigung
erfüllt sind. Obwohl wir einige Fälle haben,
die von Haus aus recht klar sind, kommt es
in Restrukturierungsfällen öfters vor, dass
die Fälle eine vertiefte ökonomische oder
juristische Prüfung erfordern. Normalerweise
haben wir zwei Monate Zeit, von der An-
meldung eines Falles, bis eine Entscheidung
der Kommission vorliegen muss. In kom-
plexen Fällen fordern wir aber regelmäßig
weitere Informationen vom jeweiligen Mit-
gliedstaat an, wodurch die Analysezeit ver-
längert wird. Unsere Arbeit ist üblicherweise,
aber nicht ausschließlich, in Form kleiner
Case Teams organisiert, wobei die Fälle in
der Regel nach den jeweiligen Sprachkennt-
nissen zugeteilt werden (einfach um Zeit
für die Übersetzungen zu sparen).
Als Case Handler sind wir verantwortlich
für die Behandlung der uns zugeteilten Fälle,
von Beginn bis zu einer endgültigen Ent-
scheidung der Kommission, und auch für
die Beobachtung der Umsetzung der Ent-
scheidung durch den Mitgliedstaat. Aufgrund
eines Systems flexibler Arbeitszuteilung in-
nerhalb der Kontrolle staatlicher Beihilfen,
helfe ich regelmäßig in der Fallbearbeitung
von anderen Beihilfeabteilungen aus und
komme dadurch auch mit anderen Beihil-
fefällen in Berührung. ■

1 Die angeführten Ansichten spiegeln lediglich die Auffassung des
Verfassers wider und sind nicht als offizielle Stellungnahme der
Europäischen Kommission anzusehen.
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Beamter in der Generaldirek-
tion Wettbewerb der 
Europäischen Kommission1

ÖSTERREICHERINNEN IN EU-INSTITUTIONEN: 

MICHAEL PIEBER
Michael Pieber, Generaldirektion Wettbewerb
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Der Auftrag des JRC besteht darin, nach-
frageorientierte wissenschaftlich-technische
Unterstützung für die Konzeption, Ent-
wicklung, Umsetzung und Überprüfung
der EU-Politik zu leisten. Das JRC, eine
Generaldirektion der Europäischen Kom-
mission, dient der Union als Referenzzen-
trum in Fragen der Wissenschaft und Tech-
nologie. Sie befindet sich in nächster Nähe
zum politischen Entscheidungsprozess und
dient damit dem gemeinsamen Interesse
der Mitgliedstaaten, ist aber unabhängig
von speziellen Interessen, seien sie privat
oder national. Das JRC wurde 1957 ge-
gründet und besteht aus sieben Instituten
in fünf europäischen Ländern (Belgien,
Niederlande, Deutschland, Italien und Spa-
nien)1. Jedes dieser Institute hat spezielle
Aufgabenbereiche, wie: Energie, Umwelt,
Verkehr, Klimawandel, Wettbewerbsfähig-
keit, Sicherheit von Lebensmitteln und
Verbraucherprodukten, Krisenmanagement,
kerntechnische Sicherheit und Sicherung.
Im Jahr 2009 hatte das JRC 2.736 Beamte
und Zeitbedienstete. 

Vision 2010-2020
Um sein Profil als Anbieter von Politikun-
terstützung zu stärken und in der Lage zu
sein, die heutigen großen Herausforderun-
gen der Gesellschaft zu bewältigen, hat
das JRC eine neue Vision sowie eine
Strategie für den Zeitraum 2010-2020 vor-
gelegt. Darin wird die Absicht des JRC
hervorgehoben, pro-aktiv die Bestimmung
und die vergleichende Analyse wissen-
schaftlich begründeter politischer Optionen
anzubieten, mit deren Hilfe politische Ent-
scheidungsträgerInnen fundierte Entschei-
dungen treffen können. Rund 40% der
europäischen Gesetzgebung erfordert Mes-
sungen. Eine bessere Gesundheitsversorgung,

Lebensmittelsicherheit und ein besserer
Umweltschutz sind nur einige der Bereiche,
in denen genaue und verlässliche Messungen
unsere Lebensqualität erhöhen. Es gibt
eine wachsende Nachfrage nach genaueren
Messungen, insbesondere in neuen auf-
kommenden Bereichen wie der Biotech-
nologie und der individualisierten Arznei-
therapie. Wesentlich für verlässliche Mes-
sungen sind u.a. die entsprechenden Refe-
renzmaterialien. Sie bieten Analyselabora-
torien auf der ganzen Welt einen Maßstab,
mit dem sie verlässliche und nachvollziehbare
Ergebnisse erreichen können. 

Koordination der Verwaltung des
Instituts 
Mit seinen rund 340 MitarbeiterInnen ist
das JRC-IRMM2 in Geel, Belgien, das
2010 sein 50-jähriges Jubiläum feiert, einer
der weltweit führenden Hersteller zertifi-
zierter Referenzmaterialien. Das JRC-
IRMM bietet über 650 zertifizierte Refe-
renzmaterialien für Analysen zu Lebens-
und Futtermitteln, im Umweltbereich, im
Maschinenbau, in der Medizin und im
Nuklearbereich an. So sollten zum Beispiel
die Standards von Krankenhausbehand-
lungen in ganz Europa gleichmäßig hoch
sein. Im Hintergrund, und daher kaum
wahrgenommen, bilden Probenuntersu-
chungen in der Diagnostik einen wichtigen
Bereich, in dem Messdiskrepanzen die
Qualität der medizinischen Behandlung
beeinflussen können. Zur Verbesserung
der Messqualität von Labors organisiert
das JRC-IRMM europa- und weltweit Ver-
gleichsmessungen im Blindverfahren (d.h.
dass der Probeninhalt nicht bekannt ist).
Durch Anwendung verbesserter und ver-
einheitlichter analytischer Methoden sowie
die darauf abgestimmte Aus- und Weiter-

bildung kann die Messqualität von Labors
weltweit verstärkt harmonisiert und ver-
bessert werden. 
Ich arbeite seit zwölf Jahren als permanente
Beamtin und Abteilungsleiterin am JRC-
IRMM. Mein Aufgabenbereich umfasst
die Koordination der Verwaltung des In-
stituts. Dies beinhaltet die Koordination
des Programms, der Kommunikation in-
klusive Bibliotheks- und Informations -
wesen, sowie der Personal- und Finanzver-
waltung. Diese Aufgaben müssen natürlich
mit meinen sechs (männlichen) Kollegen
des Managements sowie dem Direktor des
Instituts im Hinblick auf das Arbeitspro-
gramm und dessen Einbindung in jenes
des JRC abgestimmt werden. Ich leite Sit-
zungen und nehme aktiv in Netzwerken
des JRC und der Kommission teil. Die
Abteilung umfasst 34 Personen aus 11
Mitgliedstaaten. Am JRC-IRMM arbeiten
derzeit KollegInnen aus mehr als 30 Län-
dern, da wir auch GastwissenschafterInnen
mit Kurzverträgen haben. Als wissenschaft-
liche Institution ist am JRC Englisch die
vorrangige Sprache. Weiters benötige ich
für meine Arbeit Französisch, Niederländisch
und manchmal auch Deutsch. 
Mein Job ist sehr abwechslungsreich, er-
fordert große Flexibilität, Engagement, An-
passungsfähigkeit, Bereitschaft für kurzfristig
angesetzte Dienstreisen oder Sitzungen und
geht weit über ein normales Arbeitspensum
hinaus. Trotzdem, oder gerade deshalb,
macht es mir großen Spaß, zum europäi-
schen Forschungsraum und zum vereinten
Europa einen Beitrag leisten zu können.
Ich habe diesen Schritt hinaus aus Österreich
nicht bereut. ■

1 http://www.jrc.ec.europa.eu/
2 http://irmm.jrc.ec.europa.eu/

ÖSTERREICHERINNEN IN EU-INSTITUTIONEN: 

DORIS FLORIAN
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Abteilungsleiterin für Management Support am Institut
für Referenzmaterialien und -messungen (IRMM),
Joint Research Centre (JRC, Gemeinsame 
Forschungsstelle) der Europäischen Kommission

Doris Florian, Abteilungsleiterin
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Ich begann meine Karriere als Sekretärin/As-
sistentin im Herbst 1976 beim Amt der oö.
Landesregierung und arbeitete viele Jahre
im Büro des jeweiligen Wirtschafts-Landes-
rates mit (ich wurde vom damaligen Landesrat
Rudolf Trauner rekrutiert und arbeitete zu
letzt bis Herbst 1994 mit Christoph Leitl
zusammen). Es war auch Christoph Leitl,
der mich mit dem Europavirus „infizierte“
und aufgrund seiner leidenschaftlichen
Europa-Ideen mein Interesse für eine Tätigkeit
im europäischen Kontext weckte.
Schon Anfang Dezember 1994 übersiedelte
ich dann nach Brüssel, um gemeinsam mit
dem derzeitigen Leiter Hofrat Gerald Lonauer
das oberösterreichische Verbindungsbüro
zur Europäischen Union aufzubauen (damals
noch unter dem Büroleiter Klaus Czempirek). 
Nach zwei Jahren intensivster Aufbauarbeit
und einem bestandenen EU-Concours wurde

mir eine Tätigkeit als Assistentin eines briti-
schen Direktors für internationale Angele-
genheiten in der EU-Generaldirektion Wirt-
schaft und Finanzen angeboten. Dort durfte
ich acht spannende Jahre verbringen (unter
anderem war mein Chef in die Vorbereitung
von G-8 Gipfeltreffen eingebunden, in
 Finanzhilfen für den Kaukasus usw. usf.).
Schlussendlich wurde mein Chef direkt nach
Ende des Kosovo-Krieges in den Kosovo
berufen, um dort seine Expertise innerhalb
der UNO-Verwaltung einzubringen. Ich be-
gleitete ihn für sechs aufregende Monate.

Mein Kabinettsleben
Nach seiner Rückkehr nach Brüssel ging
er in die verdiente Pension und überließ
das Feld seinem (niederländischen) Nach-
folger. Allerdings traf er den Entschluss,
den 2004 neu ernannten tschechischen

Kommissar als Kabinettschef zu un-
terstützen und bat mich als seine As-
sistentin mitzukommen. Damit be-
gann das mindestens ebenso span-
nende Kabinettsleben. Leider beschloss
Tschechien, seinen Kommissar bereits
nach sechs Monaten auszutauschen.
Dadurch kam uns plötzlich allen der
Kommissar abhanden. Mein Nieder-
länder ging zum Präsidenten, gab mir
aber noch den Tipp, mich bei der
damaligen EU-Außenkommissarin
Ferrero-Waldner zu bewerben, da sie
noch jemanden suchte. Meine an-
schließende Bewerbung wurde ak-
zeptiert und ich konnte zusammen
mit meiner französischen Kollegin
für fünf spannende Jahre ihr Sekretariat
betreuen. Nach der Bestellung von
Kommissar Hahn als österreichischer
Kommissar wurde ich gemeinsam mit
meiner spanischen Kollegin mit der
Betreuung des Kabinettsarchivs, dem
Logistikzentrum des Kabinetts, betraut
und übe diese Tätigkeit seit Februar
2010 aus. 

Die Tätigkeit der 
Kabinetts archivarInnen und 
DokumentenmanagerInnen
Das Archiv ist das Herz des Kabinetts. Es
ist das Logistikzentrum, das sämtliche
ein- und ausgehende Dokumente vom
und für den Kommissar sowie seiner Mit-
arbeiterInnen koordiniert. In dieser Schalt-
zentrale arbeiten meist zwei KollegInnen,
die sich in den Dienst des gesamten Teams
stellen. Alles was hier eintrifft, sollte so
rasch als möglich an die zuständigen Per-
sonen im Kabinett weitergeleitet werden,
da die Bearbeitung meist an Fristen ge-
bunden ist. 
Zum Beispiel werden die gesamten (Re-
gional-)Förderprogramme hier elektronisch
eingespeist und an die zuständigen Kabi-
nettsmitglieder zur Begutachtung verteilt. 
Wir sind zudem auch für die Vorbereitung
der wöchentlichen Kommissionssitzungen
sowie der Sitzungen der einzelnen Kabi-
nettsmitglieder zuständig. Hier müssen
wir zum Beispiel speziell darauf achten,
dass die jeweils aktuellsten Texte für Ge-
setzesvorschläge verfügbar sind und be-
arbeitet werden. Das ist bei mehr als
10.000 Seiten Papier pro Woche und 23
offiziellen Sprachen eine große Heraus-
forderung. 
Unser Logistikzentrum ist natürlich auch
eine wichtige Schaltstelle für die schriftliche
Kommunikation nach Außen. Jede Art
von Korrespondenz an den und vom
Kommissar wird registriert, gescannt und
findet am Ende einer Mandatsperiode –
wie alle Gesetzesvorschläge auch – einen
passenden Platz im Historischen Archiv
der Europäischen Kommission für die
Geschichtsbücher der Nachwelt.
Dort werden sie zur historischen und
wissenschaftlichen Aufarbeitung aufbe-
wahrt und nach Ablauf einer gewissen
Zeit der Öffentlichkeit für Forschungs-
zwecke zur Verfügung gestellt. Sie werden
also von uns lesen! ■

Eu
ro

pä
is

ch
e 

Ko
m

m
is

si
on

Helga Wurmsdobler, Kabinettsarchivarin und Doku-
mentenmanagerin in der Europäischen Kommission

ÖSTERREICHERINNEN IN EU-INSTITUTIONEN: 

HELGA WURMSDOBLER
Helga Wurmsdobler, Kabinettsarchivarin
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Das EU-Projekt REZIPE (Renewable
Energies for Zero Emission Transport in
Europe) forciert den Einsatz von mit er-
neuerbarer Energie betriebenen Elektro-
fahrzeugen im städtischen Bereich. In
sechs Städten werden erstmals innovative
Ansätze für emissionsfreie öffentliche
Fahrzeuge erprobt. 

Reduktion von Emissionen
REZIPE wird im Rahmen des Central
Europe Programms gefördert und soll
Methoden zur Reduktion von luftverun-
reinigenden Schadstoffen aufzeigen. Im
Vordergrund steht dabei der Einsatz emis-
sionsfreier Fahrzeuge in sechs europäischen
Städten der beteiligten Projektpartner.
Im Rahmen von Pilotprojekten präsen-
tieren die teilnehmenden Regionen aus
Italien (I), Österreich (A), Slowenien
(SLO) und Ungarn (H) E-Mobilitätssy-
steme: und zwar von der Erzeugung und
Nutzung erneuerbarer Energie bis hin
zur Konzeption betrieblicher Infrastruktur
und der Beschaffung von Fahrzeugen für
private und betriebliche Zwecke.

E-Mobilität in sechs Regionen 
Dabei werden Testversuche mit Elektro-
fahrzeugen und Elektrotankstellen durch-
geführt und evaluiert. Bewusstseinsbil-
dende Maßnahmen unterstützen und be-
gleiten die einzelnen Projektphasen. In
den einzelnen Regionen sind folgende
Aktivitäten geplant:

• Emilia-Romana (I): Konstruktion und
Aufstellung einer Photovoltaik-Anlage

(PV), die zeitgleich zwei Fahrzeuge auf-
laden kann. Dafür werden fünf PKW
angekauft, um die Ladestation zu testen.
Zusätzliche Elektrofahrzeuge werden für
den öffentlichen Verleih zur Verfügung
gestellt.

• Bozen (I): Anschaffung von 15 E-Fahr-
rädern, die von MitarbeiterInnen der
Kommune für Dienstwege verwendet
werden können. Dafür werden zwei La-
destationen und eine PV-Anlage errichtet,
die auch von den 3.000 E-Fahrradbe-
sitzerInnen in Bozen benutzt werden
können.

• Oberösterreich (A): Errichtung einer
E-Ladestation mit PV-Anlage an einer
Berufsschule, die von den ansässigen
LehrerInnen und SchülerInnen genutzt
werden kann. 

• Klagenfurt (A): Errichtung eines ab-
gasfreien Miet-Autosystems für die Kla-
genfurter BürgerInnen, bestehend aus
fünf Ladestationen mit PV-Anlagen.

• Laibach (SLO): Einführung eines Leih-
systems, bestehend aus einer Testflotte
von 10 bis 15 Fahrzeugen vom E-Bike
bis zum Elektroauto für die Mitarbeiter -
Innen eines Technologieparks. Darüber
hinaus Errichtung einer mobilen und
einer PV-Ladestation.

• Györ (H): E-Mobilität ist in Ungarn
noch kein zentrales Thema. Zur Be-
wusstseinsschaffung und Sensibilisierung

werden drei E-Fahrzeuge und eine mobile
Ladestation den Unternehmen vor Ort
präsentiert.

Projektträger von REZIPE ist die Stadt
Klagenfurt, Abteilung Umweltschutz.
REZIPE ist aber nur eines von derzeit
fünf EU-geförderten Projekten. Wolfgang
Hafner, Leiter der Abteilung Umwelt-
schutz: „Wir führen bereits seit sechs
Jahren EU-Projekte durch und der Mehr-
wert für die Stadt liegt auf der Hand –
wir können mit den EU-Mitteln Um-
weltschutzmaßnahmen durchführen, für
die sonst kein Geld zur Verfügung stehen
würde.“ ■

Infos:
Wenn Sie mehr über das Projekt 
wissen möchten, besuchen Sie die 
Projekthomepage „www.rezipe.eu“ oder
kontaktieren Sie Dr. Wolfgang Hafner: 
wolfgang.hafner@klagenfurt.at, 
Tel. 0463 537-4885.

Für das Programm Central Europe 
(Zentraleuropa) gibt es eine eigene 
Ansprechstelle in Wien. 
Die ExpertInnen des National Contact
Points (http://www.oerok.gv.at/contact-
point/central-europe.html ) in der 
ÖROK informieren zu allen programm -
relevanten Fragen und unterstützen bei 
Projektantragstellung und Durchführung.

www.eu-guide.at, Alexandra Schantl,
schantl@kdz.or.at, Tel. (01) 8923492-37

Erneuerbare Energien für 
eine emissionsfreie Mobilität 
in Europas Städten
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■ SCHADENERSATZANSPRÜ-
CHE ÜBERGANGENER BIETER, 
GEBÜHREN VERSCHULDENS -
UNABHÄNGIG

Hintergrund 
Das Urteil des EuGH vom 30.9.2010,
Rechtssache C-314/09, verursachte einen
Riesenwirbel in der österreichischen
 Zivilrechtslehre, rüttelt es doch massiv
an einem Grundpfeiler des österreichischen
Haftungsrechts, dem Verschuldens prinzip.
Anlassfall war ein Vergabeverfahren der
Stadt Graz: Die Landeshauptstadt trifft
im Jahre 1999 (!) eine Zuschlagsentschei-
dung zugunsten eines Bieters. Die zweit-
gereihte Bietergemeinschaft ficht die Zu-
schlagsentscheidung an, aber der zuständige
Vergabekontrollsenat weist den Nachprü-
fungsantrag als unbegründet ab, sodass
die Stadt Graz den Auftrag dem erstge-
reihten Bieter erteilt. Die zweitgereihte
Bietergemeinschaft findet sich mit
dem abweisenden Bescheid nicht
ab und erhebt Beschwerde beim
Verwaltungsgerichtshof, der der
Beschwerde Folge gibt. Das
Verfahren muss daraufhin
fortgesetzt werden und nun-
mehr stellt die zuständige
Vergabekontrollbehörde
fest, dass der Zuschlag
rechtswidrig nicht dem
Bestbieter erteilt worden
ist. Die übergangene Bie-
tergemeinschaft begehrt von der
Stadt Graz Schadenersatz in der
Höhe von EUR 300.000,--
und bekommt diesen in erster
und zweiter Instanz auch zu-
gesprochen. Diesmal ist es
die Stadt Graz, die den Gang
zum Höchstgericht beschrei-
tet. Man habe nicht schuld-
haft gehandelt, da man
sich bei der Auftragsertei-
lung auf die Entscheidung
des Vergabekontrollsenates
verlassen durfte. Auch
der OGH sah die Mög-
lichkeit einer Frei-
zeichnung vom Ver-
schulden grund-
sätzlich gegeben,

hatte jedoch Zweifel, ob diese mit der
Rechtsmittelrichtlinie (RL 89/655) ver-
einbar ist und ersuchte den EuGH um
Vorabentscheidung.

Urteil des EuGH
Der EuGH gelangt zum Ergebnis, dass
die Rechtmittelrichtlinie einer nationalen
Regelung entgegensteht, die den Scha-
denersatzanspruch wegen Verstoßes eines
öffentlichen Auftraggebers gegen Verga-
berecht von der Schuldhaftigkeit des Ver-
stoßes abhängig macht, und zwar auch
dann, wenn bei der Anwendung dieser
Regelung ein Verschulden des Auftraggebers
vermutet wird und er sich auch nicht auf
das Fehlen individueller Fähigkeiten berufen
kann.

Konsequenzen
Der EuGH hat die Scha-
denersatzansprüche über-
gangener Bieter gestärkt.
Für die Gewährung von
Schadenersatz spielt es
keine Rolle, ob der öf-
fentliche Auftraggeber
rechtswidrig handelt
oder ob eine andere
dem Staat zuzurech-
nende Stelle, wie etwa

ein Vergabekontroll-
senat, dieses rechtswid-

rige Handeln bestätigt.
§ 338 BVergG 2006, der
auf eine schuldhafte

Rechtsverletzung ab-
stellt, ist richtlinien-

widrig. Kommunen
sind daher in Zukunft
immer schon dann
schadenersatzpflichtig,
wenn von der Ver-

gabekontrollbehörde über die Rechts-
widrigkeit des Verhaltens des Auftraggebers
in einem Feststellungsverfahren erkannt
wird. Übergangene Bieter müssen im Ge-
richtsverfahren dann nur noch nachweisen,
dass ihnen durch das rechtswidrige Ver-
halten des Auftraggebers ein Schaden
entstanden ist.

Clemens Lintschinger, www.ra-lintschinger.at

■ KEINE AUSSCHREIBUNGS-
PFLICHT BEI GRUNDSTÜCKS-
VERKÄUFEN MIT STÄDTEBAU -
LICHEN VERPFLICHTUNGEN

Hintergrund 
Der Verkauf eines Grundstücks durch
einen öffentlichen Auftraggeber stellt in
der Regel keinen öffentlicher Bauauftrag
dar, da ein Bauauftrag die Ausführung
von Bauvorhaben zum Vertragsgegenstand
haben muss. Ausnahmsweise können aber
auch Liegenschaftsverkäufe durch die
 öffentliche Hand ausschreibungspflichtig
sein. 
Diese Frage stellt sich insbesondere dann,
wenn Festlegungen über die künftige
Verwendung des Grundstücks vertraglich
geregelt werden. Fraglich ist die Anwen-
dung des Vergaberechts auch dann, wenn
mit dem geplanten Bauvorhaben ein im
allgemeinen Interesse liegendes öffentliches
Ziel erfüllt werden soll, für dessen Be-
achtung der öffentliche Auftraggeber zu
sorgen hat, etwa die städtebauliche Ent-
wicklung oder Kohärenz eines kommu-
nalen Ortsteils. In der Entscheidung des
EuGH vom 25.3.2010, Rechtssache C-
451/08, hat sich dieser mit der Frage
auseinandergesetzt, unter welchen Vor-
aussetzungen solche Liegenschaftsverkäufe
dem Vergaberecht unterliegen.

Urteil des EuGH
Der EuGH erinnert zunächst daran, dass
ein Bauauftrag das Vorliegen eines ent-
geltlichen Vertrages voraussetzt. Der öf-
fentliche Auftraggeber, der einen öffent-
lichen Bauauftrag vergibt, erhält gegen
Entgelt eine Leistung, die in der Erbrin-
gung von Bauleistungen besteht. Diese
Leistung muss aber im unmittelbaren
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wirtschaftlichen Interesse des öffentlichen
Auftraggebers liegen. Ein solches wirt-
schaftliches Interesse ist nach Ansicht
des EuGH immer dann zu bejahen, wenn
der Auftraggeber entweder Eigentümer
des Bauwerkes werden oder über einen
anderen Rechtstitel verfügen soll, der
ihm die Verfügbarkeit der Bauwerke im
Hinblick auf ihre öffentliche Zweckbe-
stimmung sicherstellt. 
Ein wirtschaftliche Interesse des Auf-
traggebers ist nach Ansicht des EuGH
auch bei wirtschaftlichen Vorteilen zu
bejahen, die der Auftraggeber aus der
zukünftigen Nutzung oder Veräußerung
des Bauwerkes zieht. Es kann auch in
der finanziellen Beteiligung des öffentli-
chen Auftraggebers an der Erstellung des
Bauwerkes oder in den Risiken, die er
im Falle eines wirtschaftlichen Fehlschlags
des Bauwerkes trägt, bestehen. In den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union
ist normalerweise für die Durchführung
von Bauarbeiten, eine vorherige Geneh-
migung der für den Städtebau zuständigen
Behörde erforderlich. 
Diese Behörde hat in Ausübung ihrer
Regelungszuständigkeiten zu beurteilen,
ob die Durchführung der Arbeiten mit
dem öffentlichen Interesse vereinbar ist.
Daher ist die bloße Ausübung von städte-
baulichen Regelungszuständigkeiten weder
auf den Erhalt einer vertraglichen Leistung
noch auf die Befriedigung des unmittel-
baren wirtschaftlichen Interesses des öf-
fentlichen Auftraggebers gerichtet.

Konsequenzen
Grundstücksveräußerungen von Kom-
munen stehen grundsätzlich außerhalb
des Vergaberechts. 
Vorgaben zur Sicherstellung von bloß
öffentlich-rechtlichen Interessen (z.B.
Stadtentwicklung; Umweltschutz) schaden
nicht, solange mit diesen keine unmit-
telbaren wirtschaftlichen Interessen ver-
bunden sind. Bestehen hingegen nicht
bloß öffentlich-rechtliche Interessen im
Hinblick auf ein zu errichtendes Bauwerk
(z.B. Finanzierung, Risikoübernahme),
so unterliegt der Verkauf dem Vergabe-
regime.

Clemens Lintschinger, www.ra-lintschinger.at

■ NEUE RECHTSPRECHUNG
DES EUGH ZUR VERGABE VON
DIENSTLEISTUNGSKONZESSIO-
NEN UND ZUR EINHALTUNG
VON TRANSPARENZVORGABEN
VON KONZESSIONIERTEN 
UNTERNEHMEN, DIE ZU 
51 PROZENT IM EIGENTUM 
EINER GEMEINDE STEHEN

Hintergrund 
Dienstleistungskonzessionsverträge werden
beim gegenwärtigen Stand des Unions-
rechts von keiner der den Bereich des öf-
fentlichen Auftragswesens regelnden Richt-
linien erfasst. Der österreichische Ge-
setzgeber hat daher das Vergaberegime
für Dienstleistungskonzessionsverträge
auf ein Minimum reduziert. Neben der
Anwendbarkeit einiger Definitionen ent-
hält das Bundesvergabegesetz lediglich
eine Bestimmung über die „freiwillige
Bekanntmachung auf Gemeinschaftsebe-
ne“. Die Verwendung des Begriffs „frei-
willig“ führt immer wieder zu schwer-
wiegenden Fehlbeurteilungen von öffent-
lichen Auftraggebern. Öffentliche Auf-
traggeber, die solche Verträge abschließen
wollen, haben die europäischen Grund-
freiheiten, insbesondere die Niederlas-
sungs- und Dienstleistungsfreiheit, sowie
die daraus fließende Transparenzpflicht
zu beachten. Die Transparenzpflicht wirkt
immer dann, wenn ein Unternehmen
aus einem anderen Mitgliedstaat auch
an den Abschluss des Dienstleistungs-
konzessionsvertrages interessiert sein könn-
te. Ist dies der Fall, obliegt es dem öf-
fentlichen Auftraggeber, zugunsten der
potenziellen Bieter einen angemessenen
Grad von Öffentlichkeit sicherzustellen.
Gegenständliches Urteil des EuGH (Rs
C-99/08) klärt u.a. zwei Fragen: zum
einen beschäftigt sich der EuGH mit der
Frage, ob der Wechsel eines Subauftrag-
nehmers nach Abschluss eines Dienst -
leistungskonzessionsvertrages dazu führt,
dass der Dienstleistungskonzessionsvertrag
aus Gründen der Transparenz neu verge-
ben werden muss und zum anderen prüft
der EuGH, inwieweit ein gemischtwirt-
schaftliches Unternehmen, das mit einer
Dienstleistungskonzession betraut wurde,
der Transparenzpflicht unterliegt.

Sachverhalt
Gegenstand des Vorabentscheidungsver-
fahrens ist ein Vertrag, den die Stadt
Frankfurt am Main nach einer „freiwilligen
eu-weiten Bekanntmachung“ in ihrem
Amtsblatt mit dem Unternehmen „Frank-
furter Entsorgungs- und Service GmbH
(FES)“ abgeschlossen hat und der die
Aufstellung, Instandhaltung und Wartung
von öffentlichen Toiletten regelt. Die
Stadt Frankfurt am Main hält 51% der
Anteile an FES, die übrigen 49% werden
von einem privaten Unternehmen gehalten.
Beschlüsse von FES bedürfen einer Stim-
menmehrheit von drei Vierteln. Die Hälfte
der 16 Aufsichtsratsmitglieder von FES
wird von den GesellschafterInnen benannt.
Die ArbeitnehmerInnen benennen acht
und die beiden Gesellschafter jeweils vier
Mitglieder. Die Stadt hat das Vorschlags-
recht für den Aufsichtsratsvorsitzenden,
dessen Stimme bei Stimmengleichheit
den Ausschlag gibt. FES wird von der
Stadt Frankfurt am Main nicht bezahlt,
sondern erhält ein von den NutzerInnen
entrichtetes Entgelt und verfügt über das
ausschließliche Recht, die Toilettenanlagen
als Werbeträger zu nutzen. Mit dieser Art
der Vergütung trägt FES das unterneh-
merische Risiko der in Rede stehenden
Dienstleistung. In ihrem Angebot benannte
FES das Unternehmen „Wall“, Inhaberin
verschiedener Patente, im Hinblick auf
die Werbeleistungen und die Ausführung
der WC‐Module, die zur Erfüllung der
Dienstleistungskonzessionen erforderlich
waren, als Nachunternehmen. Nach Ab-
schluss des Konzessionsvertrags forderte
FES das Unternehmen Wall zur Abgabe
von Angeboten für die Erbringung von
Werbeleistungen und zur Abgabe von
Angeboten für die Lieferung von WC‐Mo-
dulen auf. Die Angebote der Klägerin
wurden aber abgelehnt und ein anderes
Unternehmen beauftragt. Gemäß den Be-
stimmungen des Dienstleistungskonzes-
sionsvertrags bat FES die Stadt Frankfurt
am Main, einem Austausch des Subun-
ternehmers zuzustimmen. Diese erhob
keine Einwände. Wall klagte und rügte
vor dem deutschen Gericht, die Stadt
Frankfurt am Main habe mit der Zu-
stimmung zu diesem Wechsel, mit dem
eine wesentliche Änderung des mit FES
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geschlossenen Dienstleistungskonzessions-
vertrags vorgenommen werde, das Trans-
parenzgebot verkannt.

Zur Frage der Neuvergabe eines
Dienstleistungskonzessionsvertra-
ges bei Wechsel des Subauftrag-
nehmers
Ein Wechsel des Subunternehmers kann,
auch wenn diese Möglichkeit im Konzessi-
onsvertrag vorgesehen ist, in Ausnahmefällen
eine Änderung eines der wesentlichen Be-
standteile des Konzessionsvertrags darstellen.
Dies ist dann der Fall, wenn die Heranzie-
hung eines Subunternehmers anstelle eines
anderen ein ausschlaggebendes Element für
den Abschluss des Vertrags war. Mit anderen
Worten: Ist die Konzession auch deshalb
erteilt worden, weil ein bestimmter Subun-
ternehmer präsentiert wurde, ist die Kon-
zession bei Wegfall des Subauftragnehmers
unter Einhaltung der Transparenzvorgaben
neu zu vergeben, weil eine solche Konstel-
lation den Willen der Parteien zur Neuver-
handlung wesentlicher Bestimmungen dieses
Vertrags erkennen lassen.

Zur Frage, ob die Transparenz-
pflicht immer einzuhalten ist, 
wenn ein konzessioniertes,
gemischtwirtschaftliches  
Unternehmen einen Vertrag 
über Dienstleistungen abschließt
Der EuGH verneinte dies u.a. aus dem
Grund, weil FES nicht vom Staat kontrolliert
werde. Die Stadt Frankfurt am Main würde
zwar 51% des Kapitals von FES halten,
aber eine solche Beteiligung ermögliche es
ihr nicht, die Geschäftsführung tatsächlich
zu kontrollieren, da für das Zustandekommen
von Beschlüssen der Gesellschafterversamm-
lung eine Mehrheit von drei Vierteln der
Stimmen erforderlich sei. Außerdem werden
die verbleibenden 49% des Kapitals nicht
von einer oder mehreren anderen öffentlichen
Stellen gehalten, sondern von einem privaten
Unternehmen, das andere als im öffentlichen
Interesse liegende Ziele verfolgt. Zudem
verfüge die Stadt Frankfurt am Main im
Aufsichtsrat von FES nur über ein Viertel
der Stimmen. Dass sie das Vorschlagsrecht
für den Aufsichtsratsvorsitzenden habe,
dessen Stimme bei Stimmengleichheit den
Ausschlag gibt, genüge für die Ausübung

eines bestimmenden Einflusses auf FES
nicht. Der EuGH führte als weitere Be-
gründung auch an, dass FES nicht im Wett-
bewerb stehe. Im Rahmen dieser Begrün-
dungserwägung hat der EuGH jedoch nur
rudimentär und zudem widersprüchlich zu
seiner früheren Rechtsprechung zur Quali-
fizierung als öffentlicher Auftraggeber ar-
gumentiert, ohne diese Abweichung näher
zu Begründung. An dieser Stelle kann daher
bei der Anwendung dieses Urteils nur vor
vorschnellen Schlüssen gewarnt werden.

Kommunale Auswirkungen
Die Gemeinden müssen bei der Vergabe
von Dienstleistungskonzessionen den be-
absichtigten Vertragsabschluss angemessen
veröffentlichen, wenn Unternehmen aus
anderen Mitgliedstaaten am Abschluss des
Vertrages interessiert sein könnten. Bei der
Änderung eines Konzessionsvertrages wäh-
rend seiner Laufzeit ist zu beachten, dass
nicht ohne eine neue Vergabe im Wettbewerb
Bedingungen eingeführt werden, die die
Zulassung anderer als der ursprünglich zu-
gelassenen Bieter oder die Annahme eines
anderen als des ursprünglich angenommenen
Angebots erlaubt hätten.  Weitere Fälle, die
ergänzend zur vorliegenden Entscheidung
beispielhaft genannt werden können, sind
die Ausweitung des Vertragsgegenstandes
in einem großen Umfang oder die Änderung
des wirtschaftlichen Gleichgewichts des Ver-
trages zugunsten des Vertragspartners der
Gemeinde. Nicht jedes Unternehmen, an
dem eine Gemeinde zu 51% beteiligt ist,
muss Transparenzpflichten bei der Vergabe
von Aufträgen einhalten, sondern es kommt
u.a. darauf an, ob die Gemeinde eine Kon-
trolle auf das Unternehmen tatsächlich aus-
üben kann.

Clemens Lintschinger, www.ra-lintschinger.at

■ MEHR RECHTSSICHERHEIT
FÜR KOMMUNALE 
AUFTRAGGEBER

Der Wiener Vergabekontrollsenat
schränkt die Anfechtung von 
Ausschreibungen ein 
Die Anfechtung von Ausschreibungen im
Vergaberecht stellt ein notwendiges Instru-

ment zur Wahrung des Rechtsschutzes
von Bietern in Vergabeverfahren dar, ist
jedoch gleichzeitig ein Damoklesschwert
für den kommunalen Auftraggeber, das
über jeder Ausschreibung hängt, da für
diesen damit oft eine Verzögerung und
Verteuerung der Vergabeverfahren ver-
bunden ist. Eine latente Unsicherheit
hinsichtlich der Anfechtungsfrist bestand
seit jeher, wenn eine Gemeinde ihre Aus-
schreibung nach einer Teilnichtigerklärung
oder aufgrund einer Bieteranfrage zu be-
richtigen und dementsprechend die An-
gebotsfrist zu verlängern hatte. 

Beschaffung 
kardiologischer Stents
Zwei öffentliche Auftraggeber aus dem
Gesundheitsbereich stellten sich dieser
Unsicherheit zuletzt vor etwas weniger
als einem halben Jahr im Zusammenhang
mit der Beschaffung kardiologischer Stents.
Es handelt sich dabei um medizinische
Implantate aus Metall oder Kunststoff,
die in Blutgefäße, im speziellen Herz-
kranzgefäße eingebracht werden, um diese
offen zu halten und so einen Verschluss
zu verhindern. Zusammen mit der Wiener
Gebietskrankenkasse führt der Wiener
Krankenanstaltenverbund derzeit ein of-
fenes Verfahren zum Abschluss eines Auf-
trages zur Lieferung von Stents an ver-
schiedene öffentliche Krankenanstalten
in Wien. Als Ende der Angebotsfrist
wurde in der Bekanntmachung vom
29.4.2010 nach einer Vorinformation der
12.5.2010, 13:00 Uhr festgesetzt. Die
Angebotsfrist wurde jedoch seit Bekannt-
machung infolge von Berichtigungen ins-
gesamt zweimal verlängert, sodass als das
zuletzt bekanntgemachte Ende der An-
gebotsfrist der 30.7.2010, 10:00 Uhr an-
gegeben war.
Aufgrund einer Teilnichtigerklärung der
Ausschreibung durch den Wiener Verga-
bekontrollsenat (VKS) erfolgte eine weitere
Berichtigung. Ein auf dem Gebiet der
Medizintechnik tätiger Unternehmer sah
sich in weiterer Folge außer Stande, ein
ausschreibungskonformes Angebot zu le-
gen und  beantragte die Nichtigerklärung
eines nicht der Berichtigung unterlie-
genden Teils der Ausschreibung beim
VKS Wien. 
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Anfechtung nur 
eingeschränkt zulässig
Der VKS Wien stellte daraufhin mit Be-
scheid vom 17.8.2010, VKS-8435/10 klar,
dass eine Anfechtung der zum Zeitpunkt
der erstmaligen Bekanntmachung veröf-
fentlichten Ausschreibungsunterlagen nach
Erstreckung der Angebotsfrist nur mehr
eingeschränkt zulässig sei: Als Begründung
führte der VKS Wien aus, dass die Berich-
tigung der Ausschreibung als „sonstige
Festlegung“ gesondert anfechtbar sei und
daher eine Anfechtung eines Teils der Aus-
schreibungsunterlagen, der bereits vor der
erfolgten Berichtigung sämtlichen Bewer-
bern und Bietern bekannt war, nicht mehr
möglich sei. Dafür habe bereits während
der ursprünglichen Angebotsfrist genügend
Zeit zur Verfügung gestanden. Der An-
tragsteller sei nämlich nach Ansicht des
Senates durchaus in der Lage, die ihm zur
Verfügung stehende Frist zur Bekämpfung
der Ausschreibungsunterlagen in ihrer ur-
sprünglichen Fassung zu verwenden. Die
von der Berichtigung unberührt gebliebenen
Teile seien somit bestandsfest geworden
und ein diesbezüglicher Antrag auf Nich-
tigerklärung bereits präkludiert. Der VKS
Wien stützte seine Entscheidung unmit-
telbar auf § 24 Abs. 7 Wiener Vergabe-
rechtsschutzgesetz (WVRG 2007), welcher
die Frist zur Stellung von Nachprüfungs-
anträgen mit Ablauf des siebten Tages vor
Ablauf der Angebotsfrist enden lässt. 

EuGH erklärt die 
Einschränkung für zulässig
Eine solche Einschränkung des Rechts-
schutzes durch nationale Vergabegesetze
wurde vom Europäischen Gerichtshof be-
reits mehrfach für zulässig erkannt: In der
Rechtssache C-470/99 („Universalbau“)
traf der EuGH etwa die Feststellung, dass
„die vollständige Verwirklichung der mit
der Richtlinie 89/665  verfolgten Ziele
[…] gefährdet [wäre], wenn Bewerber und
Bieter in jedem Stadium des Vergabever-
fahrens Verstöße gegen die Regeln über
die Auftragsvergabe rügen und dadurch
den öffentlichen Auftraggeber zwingen
könnten, das gesamte Verfahren erneut
durchzuführen, um den Verstoß zu behe-
ben“.1 Der EuGH führte weiters aus, dass
Präklusionsfristen erforderlich seien, um

dem Effektivitätsgebot Rechnung zu tragen.
Derartige Regelungen hätten die Aufgabe,
zu gewährleisten, dass rechtswidrige Ent-
scheidungen öffentlicher Auftraggeber nach
ihrer Bekanntgabe an die Betroffenen so
rasch als möglich angefochten und berichtigt
werden müssten. In der Rechtssache C-
327/00 („Santex“) wiederholte der EuGH
diese Rechtsmeinung und wies darauf hin,
dass Präklusionsfristen lediglich dann außer
Acht zu lassen seien, wenn der Auftraggeber
durch sein Verhalten die Anwendung des
Unionsrechts erschwere bzw. gar verun-
mögliche. Dies sei nach Ansicht des Ge-
richtshofes etwa dann der Fall, wenn der
Auftraggeber dem Bieter zuerst mitteile,
dessen Vorbehalte gegen die Ausschreibung
zu berücksichtigen, sich aber im Anschluss
nicht daran halte und der Bieter erst zu
 einem Zeitpunkt Kenntnis von der end-
gültigen Rechtsmeinung des Auftraggebers
erlange, zu dem die Anfechtung der Aus-
schreibungsunterlagen bereits präkludiert
sei. Im konkreten Fall habe jedoch der
Antragsteller bereits seit Längerem von
den Anforderungen der Ausschreibung ge-
wusst und sei sein Antrag daher im Sinne
eines raschen und effizienten Rechtsschutz-
verfahrens aufgrund eingetretener Präklusion
abzuweisen gewesen. 
Zumal neben Wien auch andere kommu-
nale Auftraggeber in Österreich gleichartigen
Bestimmungen in den für sie geltenden
Landesvergabegesetzen unterworfen sind2,
ist festzuhalten, dass die Entscheidung des
VKS Wien ein deutliches Mehr an Rechts-
sicherheit für die österreichischen Gemein-
den mit sich bringt und aus kommunaler
Sicht stark zu befürworten ist. 

Gerhard Pöschmann, 

Wiener Krankenanstaltenverbund

1 Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember
1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren
im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauauf-
träge

2 § 4 Abs. 4 VgRSG, § 11 Abs. 4 K-VergRG, § 11 Abs. 4
NÖ Vergabe-Nachprüfungsgesetz, § 4 Abs. 4 Oö. VergRSG
2006, § 22 Abs. 4 S.VKG 2007, § 5 Abs. 4 StVergRG, §
6 Abs. 4 Tiroler Vergabenachprüfungsgesetz 2006, § 7 Abs.
2 Vergabenachprüfungsgesetz (für Vorarlberg); für Beschaf-
fungen des Bundes regelt § 321 Abs. 4 BVergG 2006 ent-
sprechendes.

■ DER FEINSTAUB UND DIE 
STÄDTE – ERFAHRUNGEN AUS
DEUTSCHLAND

Hintergrund 
Am 1. Jänner 2005 sind die Feinstaub-
grenzwerte der Luftqualitätsrahmenricht-
linie 96/62/EG in Kraft getreten. Seitdem
müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen,
dass die lokale Belastung mit Feinstaub-
partikeln mit einem Durchmesser von
weniger als 10 µm (PM10) 40 µg/ m³
im Jahresmittel nicht überschreitet. Zudem
darf ein weiterer Grenzwert von 50 µg/
m³ nur an maximal 35 Tagen im Jahr
überschritten werden. 
Auch wenn sich diese Vorgaben an die
nationale Ebene wenden und gemäß dem
deutschen Staatsaufbau die Luftreinhal-
teplanung Aufgabe der Länder ist, sind
auch die Städte als Träger der Verkehrs-
und Bauleitplanung sowie des öffentlichen
Nahverkehrs gefordert, Maßnahmen zur
Einhaltung der Grenzwerte zu entwickeln
und umzusetzen.

Die Belastungssituation in
Deutschland
Die deutschen Städte können bereits
langjährige Erfahrungen mit Maßnahmen
zur Luftreinhaltung nachweisen. Allerdings
wurden mit der Luftqualitätsrahmen-
richtlinie deutlich schärfere Vorausset-
zungen geschaffen. 
Seit dem Jahr 2000 werden Messungen
der PM10-Belastung nach den EU-Vor-
gaben durchgeführt. Dabei hat sich her-
ausgestellt, dass der Tagesgrenzwert der
deutlich strengere Grenzwert als der Jah-
resmittelwert ist. Obwohl die Jahresmit-
telwerte im gesamtdeutschen Maßstab
seit 2000 einen abnehmenden Trend auf-
weisen, fällt in vielen Städten die Ein-
haltung des Tagesgrenzwerts weiterhin
schwer. 
Allerdings zeigt sich auch hier ein positiver
Trend: während 2006 noch an 100 Mess-
stellen der Tagesgrenzwert nicht einge-
halten werden konnte, war dies 2007
nur noch an 38 und 2008 an 19 Mess-
stellen der Fall. 
2009 ist es aufgrund ungünstiger meteo-
rologischer Bedingungen zu 33 Über-
schreitungen gekommen. 

www.staedtebund.gv.at 73
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Luftreinhaltepolitik in den Städten
Bereits im Vorfeld des Inkrafttretens des
PM10-Grenzwerts hat der Deutsche Städ-
tetag im Jahr 2004 eine Arbeitshilfe mit
dem Titel „Reduzierung verkehrsbedingter
Schadstoffbelastungen in den Städten“
erstellt, die im Jahr 2006 ergänzt und
aktualisiert wurde. Neben einer umfas-
senden Darstellung der rechtlichen Grund-
lagen werden darin Ansatzpunkte für
eine strategische Stadt- und Verkehrspla-
nung zur Verbesserung der Luftqualität
erläutert, die von der Zielhierarchie Ver-
kehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung
und verträgliche Gestaltung des Verkehrs
ausgeht. 
Die in den Städten ergriffenen Maßnah-
men decken sich weitgehend mit den
Empfehlungen aus der DST-Arbeitshilfe.
Hauptziel ist eine Senkung vor allem des
innerstädtischen Verkehrsaufkommens.
Hierzu werden insbesondere drei Schwer-
punkte gesetzt:
- Restriktionen für den KFZ- und LKW-
Verkehr (z.B. Umweltzonen, Geschwin-
digkeitsbeschränkungen)
- möglichst umweltverträgliche Gestaltung
der verbleibenden Verkehre
- Förderung des Umweltverbundes (öf-
fentlicher Personennahverkehr, Rad- und
Fußgängerverkehr).

Was zu tun bleibt …
Mittlerweile haben die Städte genug Er-
fahrungen gesammelt, um zu erkennen,
dass allein mit dem ihnen zur Verfügung
stehendem Instrumentarium die Einhal-
tung der europäischen Grenzwerte flä-
chendeckend nicht zu erreichen ist. Daher
haben die Gremien des Deutschen Städte -
tages Länder, Bund und EU wiederholt
dazu aufgerufen, weitere Maßnahmen an
den Emissionsquellen zu ergreifen. Dazu
zählt, die Vorgaben aus der EU-Luftqua-
litätsrichtlinie und die Einführung ver-
schärfter Abgasstandards für Neuwagen
zu harmonisieren und auch für den PKW-
und LKW-Bestand einzuführen. Eine
durchgreifende Emissionsminderung wird
erst mit der Einführung der „EURO 6“-
Norm eintreten, die aber erst 2013 ver-
bindlich wird und deshalb für die Ein-
haltung der Grenzwerte für die Luftqua-
lität zu spät kommen wird. Zum zweiten

sollte die deutsche Bundesregierung kurz-
fristig den Einsatz von Partikelfiltern für
PKW und LKW zur Einhaltung der
Grenzwerte anordnen und mit Förder-
programmen flankieren. Zum dritten
sollte die deutsche LKW-Maut nicht nur
auf Bundesautobahnen, sondern auf allen
Straßenkategorien erhoben werden, damit
unerwünschte Verkehrsverlagerungen auf
das städtische Verkehrsnetz vermieden
werden. 

Fazit
Aufgrund der zahlreichen Grenzwert-
überschreitungen hat die deutsche Bun-
desregierung einen Antrag auf Fristver-

längerung gestellt, der für die meisten
betroffenen Gebiete auch ohne Auflagen
genehmigt worden ist. 
Dennoch hat die Kommission das bereits
zuvor eingeleitete Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Deutschland fortgesetzt und
Ende September eine mit Gründen ver-
sehene Stellungnahme versandt. Ohne
weitere emissionsseitige Maßnahmen
 dürfte es Deutschland schwer fallen, einer
Verurteilung vor dem EuGH zu ent -
gehen.

Ulrich Haarmann, 

Referent im Europabüro des 

Deutschen Städtetages in Brüssel
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Der Österreichische Städtebund verbindet 246 Städte und Gemeinden in ganz Österreich. 
In unseren Mitgliedsgemeinden leben mehr als vier Millionen Menschen. Städtische Ver kehrs-
mittel, Kindergärten, Betreu ungsdienste für Senioren, Horte, Pflicht schulen, Kultur ein richtun-
gen, eine service orien tierte Abfall ent sorgung und viele weitere Angebote machen unsere Städte
lebenswert.  Österreichs Städte sind regionale Zentren und Impuls geber für ein starkes Umland.

Wir schaffen Lebensqualität

Österreichs Städte und Gemeinden be kom men im Rahmen internationaler Unter suchun gen 
immer wieder Bestnoten in Sachen Bürgernähe und Lebens   quali tät. Daher ist der Österreichische
Städte bund seit Jahren bemüht, das kommunale Wis sen intern und international zu verbreiten.
Mit Erfolg. Besucher und Experten aus ganz Europa finden in Österreichs Städten Vorbilder
und zahlreiche An regungen.

Wir vertreten Städteinteressen

Kommunalpolitik und Kommunal verwal tung ist immer Dienst am Bürger und braucht Rahmen-
bedingungen, die es ermöglichen, im Interesse der Bürger zu handeln. Daher ist die Interessen-
 ver tre tung gegenüber Bund, Ländern und EU-Insti tu tionen ein zentraler Punkt in unserer 
Arbeit. Sei es nun im Rahmen des natio nalen Finanz ausgleichs oder im Zuge der Erarbeitung
von Gesetzen auf EU-Ebene.

www.staedtebund.gv.at
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www.kommunalkredit.at
ÖSTERREICHS BANK FÜR INFRASTRUKTUR

MODERNE GESUNDHEITSZENTREN
für Bürgerinnen und Bürger

KADERSCHMIEDEN
für unsere Jugend

WASSERKRAFT 
als sauberer Stromlieferant

NACHHALTIGE ENERGIE
ohne Umweltbelastung

SOZIALE INFRASTRUKTUR
für eine funktionierende Gesellschaft

VERKEHRSWEGE
für rasche und sichere Verbindungen

WAS TUT DIE KOMMUNALKREDIT
FÜR ÖSTERREICH? 
Infrastruktur ist die Basis für eine erfolgreiche Zukunft. Aus diesem Grund legt die 
Kommunalkredit ihren strategischen Fokus auf die Finanzierung von Infrastruktur-
projekten, die einer breiten Öffentlichkeit zugänglich sind. Schulen, Kindergärten, 
Krankenhäuser, Energieversorgung, Anlagen der Wasserwirtschaft sowie der 
Ausbau des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs sind für die Allgemeinheit uner-
lässlich. Jeder hat einen Nutzen davon. Unser Know-how und unsere Erfahrung sind 
bedeutendes Kapital für Städte und Gemeinden, damit sie ihre Vorhaben erfolgreich 
umsetzen können. Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor 
für eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft. 
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Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v4.0.0" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 8.0/8.1 kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Postyellow-PDF
PDF 1.4 + Transparency
Colour spaces remain as used
Printing resolution for commercial printing up to 2540 dpi
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 240.002 Höhe: 327.002 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

Die "Distiller Secrets" Startup-Datei ist eine Entwicklung der

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


